a ee rennen 
er br 4 * 


1 4% h ? 
a 1 25 F , 
ze ER TR ee te nn 


N 


= 
a a He. eee eee, 
ie Ergee, g vue 
23 . g. Ane, EX 
e e. 


ars * 32 116184 


zum 85 1. 2 
revidirten Entwurfe Kal 


BD 
a des ei 73 


Ostprenßiſchen 


Provinzial- Rechts. 


x en 
N 
Magistrats. Bücherei 
Elbinger 


Hauptverz, Abt. 7 , 


Berlin, 1836. 


2 5 Eee * are * 4 erg > 
A ad mern 


ST Ang 


———— 


e 
Be : Ay 7 + ee 8 
. an = 


5 


Vorbemerkung. 


Wean gleich das Oſtpreußiſche Provinzialrecht 
bereits im Jahr 1801 diejenige Reviſion erhalten 
hat, welche die allgemeine Geſetzgebung den Pro⸗ 
vinzialrechten beſtimmt hatte; ſo hat daſſelbe 
doch gegenwaͤrtig einer erneuerten Reviſion unter⸗ 
worfen werden muͤſſen. Bedeutende Theile der 
bürgerlichen Verhaͤltniſſe des Landes hatten in 
dem, ſeit der Reviſion von 1801 verfloſſenen Zeit⸗ 
raume ſich fo ſehr anders geftaltet, daß das Oſt⸗ 
preußiſche Provinzialrecht auf ſie nicht mehr an⸗ 
wendbar war und die Graͤnzen der Anwendbar⸗ 
keit dieſes Geſetzbuchs wiederum zweifelhaft ges 
worden waren. 

Die wiederholte Reviſion fand hiernach von 
ſelbſt ihre Beſtimmung hauptſaͤchlich darin, das 
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im Jahre 1801 publicirte Oſtpreußiſche Provinzial⸗ 
recht den gegenwaͤrtig beſtehenden Verhaͤltniſſen des 
Landes und ſeiner Bewohner anzupaſſen, die nicht 
mehr geltenden Vorſchriften wegzulaſſen und da⸗ 
gegen die ſpaͤter hinzugekommenen aufzunehmen, 
zweifelhaft gewordene Vorſchriften und Luͤcken zu 
ergänzen und hervorgetretene Beduͤrfniſſe in der 
Provinzial⸗Geſetzgebung zu beruͤckſichtigen. 
Das Juſtiz-Miniſterium für Geſetzreviſion 
uͤbertrug die Vorarbeiten dieſes Geſchaͤfts 
dem Geheimen Juſtiz⸗ und Tribunalsrath, Pros 
ſeſſor Dr. Reidenitz zu Königsberg, 
dem Tribunalsrath Dr. Bobrick zu Koͤnigs⸗ 
berg, 5 
dem Ober- Landesgerichtsrath Bauer zu In⸗ 
ſterburg 
und dem Kommerzien- und Admiralitaͤtsrath 
Becker zu Koͤnigsberg, 
welche unter Beitritt des Profeſſors Simſon 
die von den Ober-Landesgerichten zu Königsberg 
und Inſterburg ausgearbeiteten Entwuͤrfe mit den 
Deputirten der Königlichen Regierungen zu Koͤ⸗ 
nigsberg und Gumbinnen, 
Regierungsraͤthen Boßart und Koch, 
und den landſtaͤndiſchen Deputirten 
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I. Aus dem Stande der Ritterſchaft⸗ 
Ritter von Sanden, 

Landſchaftsrath von Kurowski, 
Landſchaftsrath von Auerswald, 
Juſtizrath Dr. von Batocki, 

II. Aus dem Stande der Staͤdte: 
Kriminalrath Brand zu Koͤnigsberg, 
Landvoigtey-Gerichts⸗Director Olszewski zu 

Heilsberg, 

III. Aus dem Stande der Landgemeinden: 
Buͤrgermeiſter Kroszewski zu Guttſtadt, 
Actuarius Dettmann zu Sczwiczlauken 

einer fortgeſetzten vielſeitigen Berathung unterzogen. 

Die Kommiſſarien und Deputirten haben die⸗ 
ſem Gefchäfte mit einer ausgezeichneten Sorgfalt 
und Gruͤndlichkeit ſich gewidmet und den ſolcher⸗ 
geſtalt revidirten Entwurf des Oſtpreußiſchen Pro⸗ 
vinzialrechts dem Juſtiz-Miniſterium für Geſetzre⸗ 
viſion eingereicht. Der Entwurf iſt im Miniſte⸗ 
rium einer naͤhern Pruͤfung unterworfen, bei 
welcher das Juſtiz⸗Miniſterium nur ſelten Ges 
legenheit gehabt hat, von dem Entwurfe abzu⸗ 
weichen. Die Faͤlle, in welchen daſſelbe ſich dazu 
bewogen fand, ſind in den Motiven an den be⸗ 
treffenden Stellen angeführt, 


SE 

Das Oſtpreußiſche Provinzialrecht von 1801 
lieferte uͤbrigens einen uͤberzeugenden Beweis der 
Unzweckmaͤßigkeit der eingerichteten Behandlungs⸗ 
weiſe, das Provinzialrecht in Zuſaͤtze zum Allgem. 
Landrecht zu zerlegen und als ſolche zuſammen zu 
ſtellen. Schon dieſe Bezeichnung iſt unrichtig, weil 
provinzialrechtliche Beſtimmungen uberall keine Zu⸗ 
füge zum Allgem. Landrecht, ſondern Geſetze find, 
welche den letztern vorgehen, mithin dieſe von 1 5 
Anwendbarkeit ausſchließen, Ausnahme⸗Geſetze vom 
gemeinen Rechte. Wie nachtheilig fuͤr die Ueber⸗ 
ſichtlichkeit und fuͤr das wiſſenſchaftliche Studium 
eines Provinzialrechts eine ſolche fragmentariſche 
Behandlung zumal bei einem Partikularrechte von 
reichhaltigem Stoffe. ift, liegt von ſelbſt vor. Das 
Juſtiz⸗Miniſterium hat daher bei der Ueberarbei⸗ 
tung des von der Kommiſſion abgefaßten Entwurfs 
dieſe Behandlungsart verlaſſen und denſelben in 
ein anderes, uͤberſichtlicheres Syſtem umgearbeitet. 

Berlin den 31. December 1836. 


von Kamptz. 


Einleitung. 


Bug 1—3. 

Der, die Anwendbarkeit des Oſtpreußiſchen Provinzial⸗ 

rechts betreffende Zuſatz 1. 6. 1 — 3. des Provinzialrechts 

von 1801 hatte feine practiſche Gültigkeit verloren und 
mußte daher nach den gegenwärtigen Verhaͤltniſſen veräns 
dert werden. 

Der F. 3. des Zuſatzes im Oſtpreußiſchen Provinzial⸗ 
recht von 1801 iſt hier weggelaſſen, weil er nicht privat⸗ 
rechtliche, ſondern ſtaatsrechtliche Verhaͤltniſſe betrifft, und 
ſich daher von ſelbſt verſteht. 

Die ſtaͤndiſchen Deputirten haben auf Weglaſſung 
des 2ten Zuſatzes zum Oſtpreußiſchen Provinzialrecht von 
1801 angetragen, weil 

a, keine Beſtimmungen vorhanden fein, welche den Nas 
men eines Statuts verdienen ſollten, 

b. eigenthuͤmliche Rechte, welche auf Privilegien ſich 
gründen oder in den Hypothekenbuͤchern eingetragen 
worden, durch unterlaſſene Eintragung in das Pro⸗ 
vinzialrecht ihre Kraft nicht verlieren 

©, Statuten einzelner Gemeinheiten und Geſellſchaften 
erſt durch landesherrliche Beſtaͤtigung Geſetzeskraft er⸗ 
halten und die vorhandenen nach §. 61. 62. der Ein⸗ 
leitung des Allgem. Landrechts durch das Provinzial⸗ 
recht nicht aufgehoben werden 

d. die einzelnen Staͤdte, wenn ſie beſondere Statuten 
für ſich hätten haben wollen, ſelbige innerhalb 3 Mo⸗ 
nate nach Publikation hätten entwerfen ſollen. 

Motive. Ostpreußen. 4 
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e. Provinzial⸗Gewohnheitsgeſetze und Obſervanzen con- 
tra legem längſt hatten angemeldet werden ſollen 
und daher wegfallen, wenn ſie nicht angemeldet 
find, praeter legem aber nach der Beſtimmung 
des 6. 4. in der Einleitung des Allgem. Landrechts 
auch ohne Einſchaltung in das Provinzialrecht in 
Kraft erhalten würden. 

Die Commiſſarien haben daher dieſen 2ten Zuſatz in 
ihrem Entwurf ausſcheiden laſſen. Das Juſtiz-Miniſte⸗ 
rium kann zwar nicht allen angeführten Gruͤnden durch⸗ 
weg beitreten, hat aber dennoch“ jenen Zuſatz nicht wieder 
aufgenommen, da dem Inhalt deſſelben bereits anderwei⸗ 
tig vorgeſehen wird und im Publicationspatent noch wei⸗ 
ter vorzuſehen ſein duͤrfte, es hier aber nicht am rechten 
Orte ſteht. 

Die Zuſaͤtze 3 und 4. des Oſtpreußiſchen Provinzial⸗ 
rechts von 1801 ſcheiden aus, weil erfterer durch die Ein⸗ 
fuͤhrung gleicher Muͤnzen im ganzen Staat und letzterer 
durch die Maaß⸗ und Gewichtsordnung vom 16ten Mai 
1816 aufgehoben iſt, dasjenige aber, was hiſtoriſches Inte⸗ 
reſſe hat, ſowohl in Provinzialrecht von 1801 und an an⸗ 
dern Orten genügend bewahrt iſt. 


Be ER 


eifreir heir 
Buͤrgerliches Recht. 


Er ſter Titel. 
Sachenrecht. 


Erſter Abſchnitt. 


Von den Rechten des Staats und der Untertha⸗ 
nen in Anſehung des Meeres und anderer dfe 
fentlichen Gewaͤſſer, der Landſtraßen, jagdbaren 
Thiere und herrenloſen Sachen. 
(Allg. Landrecht Th. II. Tit. 15.) 
Zu 96. 4 — 19. 

Dieſe 65 enthalten lediglich die Beſtimmungen des 
Zuſatzes 229 des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts von 1801 
und bedürfen daher an fi und materialiter keiner Recht⸗ 
fertigung. 

Zu 69. 20 — 28. 

Das Ober⸗Landes⸗Gericht zu Inſterburg hatte dieſen 
Zuſatz in feinen Entwurf unverändert aufgenommen, weil, 
wie bei den Berathungen uͤber den Entwurf bemerkt ward, 
daſſelbe in feinem Bezirke nicht fo leicht Gelegenheit gehabt 
hatte, die Maͤngel deſſelben kennen zu lernen. 

Der Königsbergſche Entwurf hat dagegen dieſen Zuſatz 
umgearbeitet und die Königl. Regierung hat dieſe Umar⸗ 
beitung adoptirt, zumahl ſeit Publication des Provinzial⸗ 
rechts in der Verwaltung des Bernſteinregals die Aende⸗ 
rung getroffen, daß daſſelbe nicht mehr für Koͤnigl. Rech⸗ 


nung verwaltet wird, ſo n dern verpachtet iſt. 
a 2 
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Der Zuſatz 228 des Oftpreugifhen Landrechts ift in 
dem revidirten Entwurf weſentlich beibehalten und hat in 
den Berathungen nur unerhebliche, groͤßtentheils durch in⸗ 
zwiſchen eingetretene Veranderungen herbeigefuͤhrte Modi⸗ 
ficationen erlitten. Sie betreffen mehrentheils die Strafen 
der Bernſtein⸗Defraudationen. 

Der §. 8. des Zuſatzes 228 hat eine Modification 
erhalten, weil die Beſtimmung einer Strafe gegen Perſo⸗ 
nen, wider welche nur der Verdacht einer Bernſteincontraven⸗ 
tion eintreten kann, leicht zu Mißgriffen der Strandwaͤch⸗ 
ter verleiten kann. Es iſt dafür der $. 23 ſubſtituirt. 

Die 66. 9 und 10. des Zuſatzes 228 des Provinzial: 
rechts beſtimmten Strafen find nach Maaßgabe der 89. 
24. 25 und 26. in den Conferenzen durch die Pluralitaͤt 
ermäßigt. Die ſtaͤndiſchen Stimmen waren gleich und 
wurde die Mehrheit durch Zutritt zweier Kommiſſarien 
in Uebereinſtimmung mit dem Abgeordneten der Regierung 
conſtitnitt. Die Minorität wollte die hoͤchſte Strafe nur 
bis fünfjährigem Gefaͤngniß erſtreckt willen. 

Von Seiten des Juſtiz⸗Miniſteriums iſt dies alles 
weiterer Erwägung um fo mehr anheimgeſtellt, als wegen 
dieſes Gegenſtandes bereits anderweitige Verhandlungen 
ſchweben. 

Zu 6. 209. 

Dieſe Beſtimmung des Zuſatzes 16 iſt einſtimmig 
beibehalten, weil er ſich in dem Landrecht von 1620, 1685 
und 1721, Buch 3 Titel I. Artikel 5. §. 3. gründet. 

Zu 9. 30. 

Es iſt in den Berathungen einſtimmig darauf ange⸗ 
tragen worden, den auf Anweiſung der vormaligen Ge⸗ 
ſetztommiſſion in den 56. 1 — 18. des 15ten Zuſatzes 
aufgenommenen, ſogenannten Geiſt der Fiſcherordnungen 
nicht im Detail aufzunehmen, vielmehr auf die neue, in 
der Bearbeitung ſich befindende, Fiſcherordnung ſich zu 
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beziehen, bis zu deren Erlaſſung aber es bei den bisheri⸗ 
gen Fiſcherordnungen zu befaffen und auf dieſelben im all⸗ 
gemeinen zu verweiſen. 


Zu §. 31. 

Die ſtaͤndiſchen Deputirten haben einſtimmig das 
Wort „Jedermann“ dahin declarirt, daß es nicht Jedem, 
ſondern nur den Fiſchenden freiſtehe, Seeproducte in der Oſtſee 
zu ſuchen, da aus der Verbindung mit dem Worte „bei 
der“ ſchon hervorgehet, daß dieſe Befugniß nur den Fiſchen⸗ 
den zukomme und weil, wenn es Jedem freiſtände, See⸗ 
producte am Strande der Oflfee zu ſuchen, dem Regal 
des Bernſteins durch hierdurch veranlaßte Gelegenheit zum 
Defraudiren großer Nachtheil erwachſen koͤnne. Das Ju⸗ 
ſtiz⸗Miniſterium kann im Allgemeinen dieſer Bemerkung 
nur beitreten, hat aber geglaubt, dieſes zur weitern Erwaͤ⸗ 
gung anheimſtellen zu müffen, da Befugniß zur Strand⸗ 
fiſcherei vorhanden, dieſelbe ihm aber in Anſehung der 
Fiſcherei in der Oſtſee nicht bekannt ſind. 

Zu 6. 32. 

Dieſer Grundſatz gruͤndet ſich in den Fiſcherordnun⸗ 
gen für das friſche Haff vom Jahre 1738 und für das 
Kuriſche Haff von 1787 und 1794 und iſt in den Zuſatz 
17 des Provinzialrechts von 1801 aufgenommen. 

Zu 69. 33 — 38. 

Dieſe vom Allgem. Landrechte abweichenden Dispoſi⸗ 
tionen ſind aus der Forſtordnung vom 3. Dezember 1775 
geſchoͤpft und im Zuſatz 232 zum Oſtpreußiſchen Provin⸗ 
zialrecht von 1801 enthalten. 

Der $. 33. beſtimmt, daß die Güter, welche vor dem 
3. Dezember 1775 mit adelichen Rechten beſeſſen worden, 
in der Regel die uneingeſchräͤnkte Jagdgerechtigkeit haben, 
ohne den Titel beſonders nachweiſen zu duͤrfen, wie ſolches 
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in Preußen mit wenigen Ausnahmen von Alters her ans 
genommen worden iſt. 

Die Forſtordnung vom 3. Dezember 1775 Tit. X. 
9. 1. verordnet dagegen, daß Niemand die Jagdgerechtig⸗ 
keit ausüben dürfe, dem fie nicht ausdrücklich verliehen, 
oder der fie nicht durch einen andern rechtmäßigen Titel 
beſonders durch das Normaljahr von 1740 erworben habe. 
Daher ward im Provinzialrecht Zuſatz 232 angenommen, 
daß alle Guͤter, welche mit adelichen Rechten vor dem 3. 
Dezember 1775 befeffen, als mit der Jagdgerechtigkeit für 
beliehen, in der Regel zu erachten ſind. Der letztgedachte 
Zuſatz ward deshalb angenommen, weil von dieſem Grund⸗ 
ſatz Ausnahmen vorhanden ſind, zu welchen unter andern, 
bei den adelichen Guͤtern, welche an der Capornenſchen 
Heide grenzen, in welcher das zur hohen Jagd gezaͤhlte 
Elendwild von der Jagdgerechtigkeit jener Güter ausge⸗ 
nommen iſt. Die Koͤnigl. Kabinetsordre vom 25. April 
1816 hat bei den darüber entſtandenen Zweifeln den 
Grundſatz, daß dieſen Guͤtern, nemlich, welche vor dem 
3. Dezember 1775 mit adelichen Rechten beſeſſen, auch 
die hohe Jagd zuſtehe, ausdrücklich beftätigt. 

Die zweite Hälfte dieſes § iſt ebenfalls aus dem Oſt⸗ 
preußiſchen Landrecht von 1801 beibehalten, jedoch mit der 
näheren Beſtimmung, daß die im Gemenge mit unadeli⸗ 
chen liegenden adelichen oder Rittergüter wenigſtens 3 kul⸗ 
miſche Hufen nach gegenwaͤrtigen Preußiſchen Morgen 
betragen muͤſſen, aufgenommen. 

Die ſtaͤndiſchen Deputirten haben beim $. 34. darauf 
angetragen, daß auch die Dachſe der hohen Jagd zuge⸗ 
rechnet werden moͤgten, um dieſe ſehr nuͤtzlichen Thiere 
vor dem gaͤnzlichen Ausrotten zu bewahren. Die Königl, 
Regierung zu Königsberg hat indeſſen in ihrem Schrei⸗ 
ben vom 25. Dezember 1835 ſich gegen dieſen Antrag 
erklart, weil durch eine ſolche Feſtſetzung dieſe Thierart 
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allen denjenigen Jagdeigenthuͤmern entzogen werden wuͤr⸗ 
de, welche nicht gleichzeitig im Beſitz der hohen Jagd 
ſich befinden, welches der Fall bei den meiſten koͤllmiſchen 
Gutsbeſitzern und bei den Domainen und Forſtveraͤuße⸗ 
rungen fein würde, mit welchen die mittlere oder nur die 
niedere Jagd mit verkauft worden; es wuͤrden daher alle 
dieſe Jagdeigenthumer durch die in Antrag gebrachte Bes 
ſtimmung in ihren wohl erworbenen Rechten um ſo mehr 
beeinträchtigt werden, als dieſe Thierart gerade zu den 
nützlichen gehöre und die Beſitzer der Nittergüter dagegen 
zum Nachtheil aller dieſer zur mittel und niederen Jagd 
Berechtigten allein bevortheilt waren. Die Regierung 
glaubt, daß der gewuͤnſchte Zweck ſchon hinlänglich das 
durch wuͤrde erreicht werden, wenn die Dachſe aus der 
Klaſſe der dem freien Thierfang unterworfenen Thiere (9. 
37.) geſtrichen würden. Das Juſtiz-Miniſterium hat ſich 
nicht für ermächtigt gehalten, nach dieſen Vorſchlaͤgen das 
Provinzialrecht abzuändern, ſondern muß dieſen Gegenſtand 
fernerer Beſchlußnahme anheimſtellen. Dagegen hat dafs 
ſelbe kein Bedenken getragen, aus Veranlaſſung eines Pros 
ceſſes die Auerhennen den Auerhaͤhnen hinzufügen. 

Im ß. 35. find aus gleichem Grunde den Birkhaͤb⸗ 
nen auch die Birkhuͤhner zugeſetzt. 


Zu 6. 37. 

Auch iſt in einem Rechtsſtreit zur Sprache gebracht 
worden: ob die zur hohen Jagd Berechtigten waͤhrend der 
Schonzeit Hirſchbullen zur eigenen Conſumtion zu ſchießen 
befugt ſind? 

Das Erkenntniß des Criminalſenats des Ober-Lan⸗ 
desgerichts zu Königsberg hatte die Negative angenommen 
und den Jaͤger in 200 Thlr. Strafe und im Unvermöͤ⸗ 
gensfall zu ſechsmonatlichem Zuchthauſe, imgleichen in sub- 
sidium die Beſitzerinn des Ritterguts, welcher die hohe 


Jagd zuftand, zur Erlegung der Strafe verurtheilt; das 
Koͤnigl. Tribunal hat aber dagegen beide freigeſprochen 
und die Koſten der Unterſuchung niedergeſchlagen. 

Bei der Berathung uͤber den Entwurf waren die 
ſtaͤndiſchen Deputirten einſtimmig der Meinung, daß mit 
eben dem Rechte, mit welchem die zur mittlern Jagd Be⸗ 
rechtigten Rehböcke zur eigenen Conſumtion zu ſchießen, 
befugt ſind, auch den zur hohen Jagd Berechtigten die 
Befugniß, Hirſchbullen während. der Set = und Hege⸗ 
zeit zu ihrer Conſumtion zu ſchießen zuſtehen muͤſſe, 
und haben daher auf die ausdruͤckliche Aufnahme dieſer 
Beſtimmung angetragen. Das Juſtiz⸗Miniſterium hat die⸗ 
fen Antrag in den . 37. berüͤckſichtigt, in welchem jedoch 
durch ein Druckverſehen Hirſchbutten, anſtatt: Hirſch⸗ 
bullen geſetzt iſt. 

Die Gründe für und wider find in den beiden Ge: 
richtshoͤfen ausführlich vorgetragen und in den Vorar⸗ 
beiten zum Oſtpreußiſchen Provinzialrecht S. 
63. ff. abgedruckt. 5 

Im Oſtpreußiſchen Provinzialrecht Zuſatz 16 f. 5. 
iſt zwar der Befugniß der zur hohen Jagd Berechtigten, 
waͤhrend der Schonzeit Rehboͤcke und Schweine zur eige⸗ 
nen Conſumtion zu ſchießen, nicht erwaͤhnt. Wenn aber 
die nur zur mittlern Jagd Berechtigten ſie haben; ſo ſteht 
ſie den Inhabern der hohen Jagdgerechtigkeit wohl noch 
um ſo mehr zu. 

Zu 6. 39. 

Der Zuſatz 14 des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts ent⸗ 
hält nur den Grundſatz, daß die Jagdfolgen uͤblich 
ſei, ohne über die Art ihrer Ausübung ſich zu aͤußern. 
Die Hinweiſung auf die Forſtordnung vom 3. Dezember 
1775, welche darüber Beſtimmungen enthält, iſt einſtim⸗ 
mig von den Deputirten aufgenommen, weil die Vor⸗ 
ſchrift des Allgem. Landrechts §. 133., nach welchem der: 
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jenige, welcher die Jagdfolge ausüben will, fein Gewehr 
auf feinem Revier zurüͤcklaſſen fol, unpractiſch iſt, indem er 
ſich dadurch der Gefahr aus ſetzen würde, ſein zuruͤckgelaſſe⸗ 
nes Gewehr, was oft den Werth des verfolgten Wildes 
mehrfach uͤberſteigt, nicht fo leicht wieder zu finden, oder 
entwendet zu ſehen. 

Zu $. 40. 


Dieſer § enthält buchſtaͤblich den Zuſatz 240 des Oft: 
preußiſchen Provinzialrechts von 1801. 


Zug. 41 — 49. 
Dieſe 88 enthalten woͤrtlich den Zuſatz 228 des Pros 
vinzialrechts von 1801, aus deſſen §. 6. jedoch die Verab⸗ 
- folgung des Holzes zu Knüppeldammen in den 9. 46. nicht 
aufgenommen iſt, weil ſie in jener Allgemeinheit nicht zu⸗ 
trifft und wenn dieſe Verbindlichkeit Statt findet, dies auf 
beſondern Titeln beruht, mithin außer dem Provinzialrecht 
liegt. 
& 50. 

Die abgeänderte Faſſung iſt von den Ständen gebil⸗ 
ligt worden. 

Dieſe Beſtimmung iſt aus dem Zuſatz 13 des Pros 
vinzialrechts übernommen und hat aus allgemeinen legis⸗ 
latoriſchen Gründen und zur Vermeidung unangenehmer 
Conteſtationen den Zuſatz erhalten, daß es dabei keinen Un⸗ 
terſchied machen ſoll, ob der Finder dabei ſogenannter Zau⸗ 
bermittel ſich bedient oder Polizeigeſetze uͤbertreten hat oder 
nicht. Die Staͤndiſchen Deputirten haben ſich hiermit ein⸗ 
verſtanden erklart. 


Zu F. 51 und $. 52. 


Dieſe 55 beruhen auf dem 234ften Zuſatz. Die Aka⸗ 
demie zu Königsberg ſcheidet indeſſen bei ihrer veränderten 
Verfaſſung gegenwärtig aus. Der Umfang des den $. 51. 
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gedachten Stadt⸗Kammerein, zuſtehenden Abfahrts- und Ab⸗ 
ſchoßrechts iſt fo genau nicht bekannt und gehört auch nicht 
in das Provinzialrecht; der revidirte Entwurf hat geglaubt 
daß der Zuſatz: „in der jetzt hergebrachten Art“ die gehoͤ⸗ 
rige Vorſorge gewähren werde. 

Zu §. 53. 

Dieſer 6, welcher das Normaljahr für Weſtpreußen be⸗ 
ſtimmt, iſt durch das Edict vom 18. Dezember 1798 auch 
auf Ermland erweitert und bereits im Zuſatz 18 des Oft: 
preußiſchen Provinzialrechts enthalten. Die Ausnahme in 
jenem Edicte in Ruͤckſicht der noch nicht allodiſicirten Lehne 
dahin, daß der Fuͤrſt⸗Biſchof und das Domkapitel auf 
dieſes Notmaljahr keine Anſpruͤche auf das Lehnseigen⸗ 
thum gründen duͤrfe, iſt ſchon durch die Zuſätze des 
Provinzialrechts 61. 62 und 63. beſtaͤtigt. Wenn auch 
gleich der Zufag 60. $. 1. nicht in den revidirten Entwurf 
aufgenommen iſt, weil er nur eine Thatſache anzeigt und 
keine Beſtimmung enthalt; fo bedarf es auch hier dieſer 
Verwehrung um ſo weniger, als vom Biſchof und dem 
Domkapitel niemals Anſpruͤche auf das Lehns⸗Obereigen⸗ 
thum gemacht worden. 

Zu $. 54 

Dieſer bereits im Zuſatz 19. enthaltene §iſt aus dem 
Edict vom 8. November 1773 fuͤr Oſt⸗ und Weſtpreußen 
entnommen und ein vom Landesherrn den freien Gutsbe⸗ 
ſitzern zugeſtandenes Vorrecht, 

daß ihre Dienſtpflichtigkeit erſt durch eine 5Ojährige 

Verjaͤhrung ſowohl vom Domanium, als von andern 

Gutsbeſigern erworben werden koͤnne. 

9. 55. 

Dieſer $ beruht auf der Beſtimmung des §. 32 und 
iſt in dem revidirten Entwurf nur der Ueberſicht wegen 
aufgenommen. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Vom Eigenthum. 


Zu 6. 56 — 61. 

Ueber die Beibehaltung dieſer 9d und des Zuſatzes 7 
des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts find: die Anſichten der 
Commiſſarien und Staͤndiſchen Deputirten in zwei Seſſio⸗ 
nen verſchieden geweſen. 

Bei dem erſten Vortrage ward angenommen, daß der 
Zuſatz 7. des Provinzialrechts in feiner bisherigen Faſſung 
nicht beibehalten werden dürfe, weil die Verfaſſung in Ruͤck⸗ 
ſicht der Beſitzfähigkeit der Menoniten ſchon zur Zeit der 
Publikation des Provinzialrechts immittelſt fo ſich verändert 
habe, daß die Beſtimmungen dieſes Zuſatzes nicht mehr 
hätten angewendet werden konnen und daß er auch an ſich 
nicht zur Aufnahme in das Provinzialrecht ſich eigene, weil 
Menoniten nicht allein in Oſtpreußen, ſondern auch in 
Weſtpreußen in größerer Zahl und uͤberdem auch noch in 
andern Provinzen anſaͤßig fein. Man hielt vielmehr das 
für, daß die Beſtimmung über die Rechte der Menoniten 
zur Allgemeinen Geſetzgebung zu verweiſen und in fofern 
dieſe ſie nicht aufnehmen ſollte, daß alsdann von Seiten 
der allgemeinen Geſetzgebung ein Auszug aus den einzel⸗ 
nen, die Rechte der Menoniten betreffenden Edicten gefer⸗ 
tigt und wenn auch dieſes nicht geſchehen ſollte, eine Be⸗ 
zugnahme auf die Edicte in die allgemeine Geſetzgebung 
eingeruͤckt werden moͤchte. 

Als Grund dieſes Antrages wurde angeführt: 

1) die einſchraͤnkenden Beſtimmungen der Beſitzfaͤhigkeit 
der Menoniten ſchlagen eigentlich in das Staatsrecht 
ein, weil die Militairpflicht eine allgemeine Pflicht ſei. 

2) weil Menoniten in mehreren Provinzen anſäßig wären. 
Bei einem zweiten Beſchluſſe ward indeſſen dieſe An⸗ 
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ſicht aufgegeben und angenommen, daß es rathſam fei, 

die gegenwärtig geltenden provinzialgeſetzlichen Beſtim⸗ 

mungen in das Provinzialrecht aufzunehmen, da die 

Rechtsverhaͤltniſſe der Menoniten ſowohl ſtaatsrechtlicher 

als privatrechtlicher Natur ſein. 

Nach dieſer allerdings zweckmaͤßigen u mit dem 
Vorgange des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts uͤbereinſtim⸗ 
menden Anſicht ſind die 5. 56 — 61. des revidirten Ent⸗ 
wurfs abgefaßt und in dieſelben die weitern geſetzlichen 
Beſtimmungen uͤber dieſen Gegenſtand aufgenommen. 


Zu $. 62. 
Beruht auf dem Provinzialrecht Zuſatz 20. 


Zu $. 63. 

Die Deputirten der Staͤnde haben gegen den Wider⸗ 
ſpruch der Regierungs-Commiſſarien auf die Feſthaltung 
dieſes Zuſatzes 8. des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts ange» 
tragen, weil die regulirten Bauern und andere laͤndliche 
Grundbeſitzer vermoͤge des ihnen verliehenen Eigenthums 
ſich Häufig für berechtigt halten, ohne Erlaubniß der Polis 
zei⸗Behoͤrde neue Gebäude zu errichten und alte zu verle⸗ 
gen, und daß die Verwaltungs-Behoͤrden nicht befugt fein, 
ſie hierin einzuſchraͤnken. Es ſind uͤber dieſen Gegenſtand 
entgegengeſetzte Anſichten in den Berathungen und ſelbſt 
in den Behörden geäußert, aus deren Vereinigung der 
F. 63. entſtanden iſt, welcher auf den Unterſchied zwiſchen 
Gebäuden, welche in Städten oder Dörfern liegen und bes 
nen, welche dazu nicht gehören, gegründet iſt. 

Das Juſtiz⸗Miniſterium muß die Wuͤrdigung und 
Beurtheilung weiterem Ermeſſen anheim geben. Die Gründe: 
1) daß die Nothwendigkeit einer Genehmigung zur Anle⸗ 

gung oder Verlegung der Feuerſtellen ſich als eine zu 
große Einſchraͤnkung der natürlichen Freiheit darſtelle, 


inſofern fuͤr andere Eigenthuͤmer keine Gefahr zu ber 
fürchten, 

2) daß die Genehmigung eine Unterfuchung in loco er⸗ 
fordert und hieraus eine nachtheilige Verzögerung verur⸗ 
ſacht werden kann, und 

3) daß jeder Eigenthuͤmer ſchon aus eigenem Intereſſe 
nicht zu ſeinem Nachtheile bauen wird, 

mögte es indeſſen nicht theilen. Es find hierbei wichtige 
und höhere Intereſſen, ſelbſt das der ganzen Provinz und 
ihrer Feuer⸗Societaͤten zu beruͤckſichtigen und man faßt 
überhaupt die Baus Polizei in einem zu engern Sinne 
auf, wenn man fie nur in Ruͤckſicht auf Feuers-Gefahr 
beurtheilt, Menſchenleben intereſſirt dabei nicht weniger. 


Zu $. 64. 


Dieſer 5 iſt aus dem Zuſatz 12. beibehalten, weil die 
Verſchiedenheit der auf Obſervanzen beruhenden Termine 
ſich wahrſcheinlich auf eigenthuͤmliche Oertlichkeiten gruͤn⸗ 
dete, und wenn ſie auch vielleicht durch Verwechſelung des 
Julianiſchen und Gregorianiſchen Kalenders veranlaßt wor⸗ 
den fein mag, doch einmal hergebracht iſt und wäre fie 
nachtheilig, von den Betheiligten ſelbſt abgeſtellt werden 
wuͤrde. 

In Anſehung des zweiten Abſatzes dieſes 6 hatte das 
Koͤnigl. Ober⸗Landesgericht zu Königsberg vorgeſchlagen, 
die erheblichſten Beſtimmungen der Strom-, Deich» und 
Uferordnung vom 14. April 1806 $. 90. Nr. 11. 12 und 
13. in den Entwurf aufzunehmen; die Staͤndiſchen Depu⸗ 
tirte haben aber dieſen Antrag nicht angenommen, ſondern 
in deſſen Stelle vorgeſchlagen, auf die Strom-, Deich⸗ 
und Uferordnung zu verweiſen. Der revidirte Entwurf hat 
in feiner gegenwärtigen Faſſung ſich dieſem Antrage ange: 
ſchloſſen, fuͤr die definitive Faſſung iſt indeſſen der Vor⸗ 
ſchlag des Königl. Ober⸗Landesgerichts unbedenklich vor⸗ 
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zuziehen. Ein Provinzialrecht muß, wenn es feinem Zweck 
ganz entſprechen ſoll, alle materiellen Beſtimmungen derge⸗ 
ſtalt enthalten, daß die Einwohner aus demſelben ihre 
Rechte und Pflichten uͤberſehen konnen und nicht mehr ges 
nöthigt find, deshalb die große Menge fo leicht in Vergeſ⸗ 
ſenheit gerathender und für wenige zugängliche einzelne 
Verordnungen zur Hand zu nehmen. Daher iſt bei die⸗ 
ſem, fo wie bei den übrigen Provinzialrecht, wenn auf eins 
zelne Verordnungen verwieſen worden, immer unterftellt, 
daß bei der definitiven Redaction die darin nur in Bezug 
genommenen einzelnen Verordnungen ihrem dispoſitiven In⸗ 
halt nach in den Text des Provinzialrechts aufgenommen 
werden. 
Zum F. 65. 

Hiernaͤchſt wurde abweichend von der Beſtimmung des 
Allg. Landrechts §. 428. und dem Zuſatz 24. des Provin⸗ 
zialrechts und des Edicts vom 1. Mai 1803 angenommen: 

a) daß alle Pfaͤndungen ſowohl auf geſchloſſenen, als un⸗ 
geſchloſſenen Feldern zuläffig fein, wenn fremdes Vieh 
uͤbergetreten, 

b) daß es keinen Unterſchied bewirke, ob das Vieh unter 
Aufſicht eines Hirten geweidet, und 

e) eben fo wenig, ob ein Schade verurſacht oder nicht, 
weil, wenn dieſe Unterſchiede gemacht werden ſollten 

1) die Unterſuchung hieruͤber zu ſchwierig fein wuͤrde, 

2) ein Schade durch das bloße Uebertreten mehr oder 
weniger, faſt immer verurſacht werde; 

3) eine Entſchaͤdigung vom Hirten (in der Regel die 
aͤrmſte Klaſſe der Landleute) nicht zu erſchwingen 
ſei, und die Beſtrafung deſſelben im Intereſſe des 
Beſchaͤdigten nicht liege. 

Dieſe Grundſaͤtze ſind bei ihrer offenbaren Billigkeit 
und bei dem uͤbereinſtimmenden Wunſche und da ſie mit 
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den provinziellen Verhaͤltniſſen uͤbereinſtimmen, in den revi⸗ 
dirten Entwurf aufgenommen. 


Zu 6. 66. 

Dieſer $ betrifft den Aufbewahrungsort des abgepfaͤn⸗ 
deten Viehes und ſtimmt im Weſentlichen mit dem 25ſten 
Zuſatz des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts überein. Die in 
dem letztern enthaltene Beſtimmung, daß es geſtattet ſei, 
abgepfändetes Vieh an die Gutsherrſchaft abzuliefern, hat 
wegen ihrer großen Unbilligkeit in der Art um fo weniger 
beibehalten werden können, als die Verhaͤltniſſe der Guts⸗ 
herrn zu ihren Bauern ſich ſeit dem Jahre 1801 weſentlich 
verändert haben. Wenn, wie jedoch höchft ſelten der Fall 
fein dürfte, auf dem Lande öffentliche und überhaupt bes 
ſondere zur Aufbewahrung des abgepfändeten Viehes ber 
ſtimmte Staͤlle vorhanden ſind; ſo ergiebt die Sache ſich 
von ſelbſt. Allein außer dieſem Falle, dem Gutsherrn auf⸗ 
zubürden, Pfandftälle herzugeben, um für feine Gutsleute, 
die auf ihren Grundflüden fremdes Vieh oder auch Vieh, 
was den Mitgliedern der Dorfgemeine gehort, gepfändet 
haben, aufzunehmen und bis zur Ausloͤſung zu füttern, 
wäre eine ſchwere Laſt, welche aus dem Verhäͤltniſſe der 
Gutsherrlichkeit gegenwärtig um fo weniger folgt, als die 
Koͤniglichen und Adelichen Bauern, Eigenthuͤmer ſind und 
die dem Grundherrn zuſtehende Gerichtsbarkeit und Polizei 
kein ergiebiges Gutsherrnrecht iſt. Sehr auffallend iſt 
übrigens auch die Beſtimmung im Zuſatz 25, daß wenn 
der Gutsherr bei der Pfändung ein Intereſſe hat, alſo wenn 
er das Vieh feiner Bauern pfaͤndet, daſſelbe nicht aufbe⸗ 
wahren dürfe. Es iſt daher vorgeſchlagen, es dem Pfän⸗ 
der zu uͤberlaſſen. Das Provinzialrecht enthielt keine Ber 
ſtimmungen über das vom Pfänder nach erfolgter Pfaͤn⸗ 
dung zu beobachtende Verfahren. Die in §. 2. aufgenom⸗ 
mene Beſtimmung, das gepfändete Vieh ſelbſt aufzubewah⸗ 
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ren, oder wo es einen öffentlichen Pfandſtall giebt, da: 
hin abzulieſern, nach welchen der Pfänder den Eigenthümer 
ſofort davon zu benachrichtigen hat und nach 3 Tagen auf 
Verſteigerung antragen kann, iſt für beide Theile gleich 
billig und gerecht, damit der Eigenthuͤmer nicht fein Vieh 
entbehre und der Pfänder nicht mit der Fütterung lange 
belaſtet werde, wodurch nicht ſelten Nachtheil fuͤr das ab⸗ 
gepfändete Vieh veranlaßt wird. 

Aus gleichem Grunde iſt auch der 8. 3. vorgeſchlagen. 

Die Beſtimmung des §. 4., daß jedesmal der Ei⸗ 
genthuͤmer das Pfandgeld zu zahlen verbunden ſei und ihm 
nur der Regreß gegen den Hirten vorbehalten bleibt, iſt 
deshalb vorgeſchlagen, weil die Hirten faſt immer durchaus 
zahlungsunfaͤhig find und die nachtheiligen Folgen der 
Nachläffigkeit des Hirten jedenfalls den Beſchaͤdigten wer 
niger treffen dürfen, als den Eigenthümer des Viehes, der 
den Hirten angenommen hat und deſſen Vieh derſelbe huͤtet. 

Der 6. 5. bezweckt, den Mißbraͤuchen vorzubeugen, 
welche eigennügige Nachbarn ſich hin und wieder erlaubt 
haben, übergetretenes Vieh, in Gegenwart mitgenommener 
Zeugen zurädzutreiben, ohne dem Eigenthuͤmer des Viehes 
Nachricht davon zu geben und nachdem dies mehrmals ge⸗ 
ſchehen, nachher eine betrachtliche Summe als Pfandgeld 
zu verlangen, und auf dieſe Art unter dem Schutz des be, 
ſtehenden Geſetzes einen eigenen modus acquirendi ſich zu 
verſchaffen. 

Im g. 6. iſt vorgeſchlagen, dem Beſchaͤdigten zu geſtatten, 
das uͤbergetretene Federvieh und Schweine zu toͤdten, dieſer 
Vorſchlag beruht auf den großen Schwierigkeiten, mit welchen 
die Pfändung dieſer Thiere verbunden if, Wenn hierbei 
der Ausdruck: „toͤdten“ und nicht der Ausdruck: „ſchie⸗ 
ßen“ gebraucht iſt; ſo iſt dadurch dem Widerſpruch mit 
den Jagd- und Polizei⸗Geſetzen und dem Uebelſtande vor⸗ 
gebeugt, daß unter dieſem Vorwande jeder ländliche Eigen⸗ 
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thuͤmer mit geladenem Gewehre feine Felder und Wieſen, 
auf welche die Jagdgerechtigkeit ihm nicht zuſtehet, herum⸗ 
gehen dürfte und hierdurch einen Entſchuldigungsgrund bei 
beabſichtigten Jagddefraudationen hernehmen koͤnnte. Da 
dieſer Vorſchlag allgemein unterſtuͤtzt worden; fo iſt er in 
den Entwurf aufgenommen. 


Zu $. 67. 


Die Ständiſchen Deputirten ſind von dem Vorſchlage 
des Koͤnigsbergſchen Entwurfs, welches die Beſtimmungen 
der Deich⸗ und Uferordnungen vom 14. April 1806 in 
das Provinzialrecht aufgenommen hatte, abgewichen und 
haben das Pfandgeld nicht auf 3, ſondern auf 2 Klaſ⸗ 
ſen in quanto feſtgeſetzt, indem ſie die Pfaͤndungen auf 
Deichen u. ſ. w. in eine Klaſſe mit den auf beſtellten Fel⸗ 
dern gehegten Wieſen und Schonungen gebracht haben. 
Sie haben uͤberdem bei zwei bisher in den Geſetzen nicht 
beachteten Gegenſtaͤnden Pfaͤndungen und Strafen vorge⸗ 
ſchlagen, nemlich ruͤckſichtlich 

a) der Torfbruͤche, in welchen das Uebertreten des Vie⸗ 
hes, vorzuͤglich der Schweine, ſehr ſchaͤdlich iſt, und 
b) gegen Fußgaͤnger. 

Was die Höhe des vorgeſchlagenen Pfandgeldes bes 
trifft, ſo gründen ſich die Vorſchlaͤge auf das Gutachten 
der ſachverſtaͤndigen Deputirten, vorzüglich derer von der 
Ritterſchaft und den Landgemeinen. 

In Ruͤckſicht der Ziegen iſt der billige Unterſchied ge⸗ 
macht, ob fie an Orten uͤbergetreten, wo fie Bäumen und 
Gefträuchen Schaden zufügen koͤnnen oder nicht, und find 
ſie im letzten Falle mit Schaafen in eine Klaſſe geſetzt 
worden. 

Die Beſtimmungen uͤber Warte- und Futtergeld gruͤn⸗ 
den ſich ebenfalls auf das Gutachten der Sachverſtaͤndigen, 
welche die in Weſtpreußen üblichen Saͤtze auch für Oft: 

Motive. Ogpreußen. b 
ae 
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preußen anwendbar gehalten haben. Es iſt dabei jedoch 
nachgelaſſen, einen andern Betrag nachzuweiſen und folg⸗ 
lich bei hoͤhern Preiſen des Futters auch eine höhere Ent 
ſchͤdigung zu verlangen. Gegen Fußgänger find Pfaͤn⸗ 
dungen und Strafen nur für den Fall vorgeſchlagen, daß 
die beſaͤeten Aecker nicht uͤberhaltig gefroren find. 

Gegen diejenigen, welche ihr Vieh vorſaͤtzlich auf frem⸗ 
dem Grund und Boden gehen laſſen, iſt Gefaͤngniß⸗ oder 
Zuchthausſtrafe von 4 Wochen um fo mehr vorgeſchlagen, 
als dieſes Verbrechen häufig verübt wird. Endlich iſt 
dem Eigenthuͤmer des uͤbergetretenen Viehes geſtattet, den 
Hirten an deſſen Beſtrafung er kein Intereſſe hat, und 
deſſen Armuth die Gewaͤhrung auf Entſchaͤdigung aus⸗ 
ſchließt, ſofort zu entlaſſen, weil dieſe Befugniß das 
ſicherſte Mittel fein duͤrfte, den Hirten zu genauer Beob⸗ 
achtung ſeiner Pflicht anzuhalten. 


Zu 6. 68. 

Das Oſtpreußiſche Provinzialrecht betrifft im Zuſatz 
27 den Fall, wenn ganze Heerden Schaden zugefuͤgt ha⸗ 
ben, und giebt dabei ohne zu unterſcheiden, ob dieſelben 
einem Eigenthuͤmer allein, oder einer Commune gehören, 
abweichend vom Allg. Landrecht (Thl. I. Tit. XIV. 6. 441) 
dem Pfänder die Befugniß, anſtatt der Entſchaͤdigung für 
alles Vieh, was übergetreten iſt, wenn er gleich nicht alles 
gepfändet hat, Pfandgeld zu nehmen. 

Der Zuſatz 23 im Koͤnigsbergſchen Entwurf ſchlaͤgt die 
Reihefolge vor, nach welcher einzelne Mitglieder der Com. 
mune zur Entrichtung des Pfandgeldes verhaftet fein ſol⸗ 
len: in den Staͤdten zuvorderſt diejenigen Mitglieder des 
Magiſtrats und Stadtverordneten, welchen die Aufſicht über 
die Feldpolizei beſonders übertragen und in den Doͤrfern 
die Schulzen und Gerichtsmaͤnnern, und im Fall das 


Vieh der Gutsherrſchaft mit dem der Dorfseinwohner zur 
ſammen geweidet wird, zugleich die Gutsherrſchaft oder de⸗ 
ren Stellvertreter, einer fuͤr alle und alle fuͤr einen, naͤchſt 
dieſen in gleicher Art fämmtliche Mitglieder der Stadt: und 
Dorfsgemeine oder ſonſtige Einwohner, welche Vieh in 
der gemeinen Heerde halten, und in dieſem Falle fol der Ber 
ſchaͤdigte berechtigt fein, die gepfaͤndeten Stücke fo. lange 
zurüͤckzubehalten, bis er vollſtaͤndig befriedigt oder doch das 
für ſicher geſtellt if. 

Die Staͤndiſchen Deputirten haben zwar die dem Bes 
ſchädigten nach dem Zuſatz 27 zustehende Befugniß, Pfand⸗ 
geld auch für die nicht abgepfaͤndeten Stucke zu verlangen, 
feſtgehalten, jedoch die im Zuſatz 23 des Koͤnigsbergſchen 
Entwurfs beſtimmte Reihefolge in Beziehung auf den Be⸗ 
ſchaͤdigten nicht angenommen und dagegen vorgeſchlagen 


1) daß, wenn Heerden einer Commune oder mehrerer Ei⸗ 
genthuͤmer auf fremdem Grund und Boden geweidet 
haben, derſelbe Grundſatz feſtzuhalten, der gegen eine 
phyſiſche Perſon angewendet werden ſoll, nemlich, 
daß die gepfändeten Stücke für alles Vieh, welches ge⸗ 
weidet hat, haften und 

2) daß dieſer Grundſatz auch auf Heerden mehrerer phy⸗ 
ſiſchen Perſonen anzuwenden, welche ihr Vieh zuſam 
men huͤten laſſen. 

Nach diefen billigen und angemeſſenen Grundſaͤtzen iſt 
der § abgefaßt worden. 

Er iſt ſowohl auf den $. 140, als 141. zu beziehen, weil 
die Befugniß (welche nach dem 27. Zuſatz des Oſtpreuß. 
Provinzialrechts dem Beſchaͤdigten zuſtehet, ſtatt des Scha⸗ 
denerſatzes mit dem Pfandgelde ſich zu begnuͤgen und für 
fo viele Stücke das Pfandgeld zu fordern, als der Scha. 
den verurfacht, wenn fo viel Stüͤcke auch nicht gepfändet 
worden) keinesweges aufgegeben werden ſoll. 

b 2 
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Derjenige, deſſen Vieh wirklich abgepfaͤndet worden, 
mag ſeinen Regreß gegen die übrigen ausführen. Dem 
Beſchaͤdigten darf nicht zugemuthet werden, in ſolche Weit⸗ 
läuftigkeiten ſich einzulaffen, vielmehr ſoll zu feiner Sichere 
heit eine ſolidariſche Laſt auf den abgepfaͤndeten Stuͤcken 
für das Pfandgeld wegen der nicht abgepfändeten Stucke 
liegen. 


Zu $. 69. 

Dieſer 5 iſt im Oſtpreußiſchen Provinzialrecht nicht 
enthalten. 

Die Staͤndiſchen Deputirten haben den Wunſch zu 
erkennen gegeben, daß baldigſt durch ein allgemeines Huͤ⸗ 
tungs- und Pfaͤndungs-Reglement einem großen Beduͤrf⸗ 
niſſe des Gutsbeſitzer abgeholfen werden moͤge, da die gegen⸗ 
waͤrligen Beſtimmungen des Provinzialrechts und des Edicts 
vom 1. Mai 1803 dem Zweck, die Felder und Wieſen ge⸗ 
gen das fahrlaͤſſige und abſichtliche Huͤten fremden Vie⸗ 
hes und oft unerſetzlichen Schaden zu ſichern, nicht zurei⸗ 
chend ſind. Dieſer Zweck intereſſire ſaͤmmtliche Provinzen 
des Staats und gehoͤre daher zur allgemeinen Geſetzgebung. 
Sie haben aber zugleich darauf angetragen, ſchon jetzt an⸗ 
gemeſſenere und praktiſchere Grundſaͤtze als die bisher als 
Geſetz geltenden, bei Gelegenheit der Erörterung der Zu⸗ 
fäge des Provinzialrechts in Verbindung mit den Vor⸗ 
ſchriſten des Edicts vom 1. Mai 1803 und der Strom-, 
Deich⸗ und Uferordnung zum Behuf der allgemeinen Ge⸗ 
ſetzgebung vorzulegen. Hierbei iſt zuvoͤrderſt die Nothwen⸗ 
digkeit der Befriedigung ſaͤmmtlicher Grundſtuͤcke verſchie⸗ 
dener Eigenthuͤmer behanptet und hierzu find die für dieſe 
Provinz von ihnen fuͤr zweckdienlich gehaltenen Prinzipien 
vorgeſchlagen, welche nach vielſeitiger Berathung mit den 
ſachverſtaͤndigen Deputirten in acht Sägen in den §. 69. 
aufgenommen worden. 
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Zu g. 70. 

Der Zuſatz 29 zum Oſtpreußiſchen Provinzialrecht giebt 
dem Eigenthuͤmer des groͤßern Antheils an einer unbeweg⸗ 
lichen Sache das Vorrecht zum Naturalbeſitz des Ganzen 
für die Taxe mit 6 pro Cent. berechnet, und iſt in das 
Provinzialrecht aus den Landrechten von 1620, 1685 und 
1721 der Praxis aufgenommen. 

Bei der gegenwärtigen Reviſion iſt zur Discuſſion 
gekommen: 

Ob dieſer Grundſatz im Widerſpruch mit den neuern 
Anſichten uber die uneingeſchraͤnkte Theilbarkeit der Grund⸗ 
ſtuͤcke noch beizubehalten? 

Man hat ſich für die Beibehaltung entſchieden. 

Demnächſt iſt zur Frage gekommen: 

Ob er als ein allgemeiner Grundſatz oder nur bei 
Erbtheilungen zwiſchen dem überlebenden Ehegatten mit 
Kindern und Andern zum Vortheil des uͤberlebenden Ehe⸗ 
gatten beizubehalten fei? 

Es iſt beſchloſſen, ihn als allgemeine Regel feſtzuhal⸗ 
ten, weil derjenige, welcher den größern Theil an einem 
Grundſtuͤck hat, in der Regel vermoͤgend iſt, ſich dauernd 
im Beſitz zu erhalten und die Uebrigen abzufinden, auch 
dem Staat daran gelegen iſt, kraͤftige Grundbeſitzer zu er⸗ 
halten, er aber auch außerdem die heilſamſten Folgen bes 
ſonders bei der Erbfolge hat, indem, wenn der uͤberlebende 
Ehegatte im Beſitz bleibt, ihm es leichter wird, die Kinder 
zu erhalten und zu erziehen, wogegen, wenn dieſer Grund⸗ 
ſatz nicht beibehalten wiirde, zu befürchten wäre, daß meh⸗ 
rere Familien in den tieffien Verfall gerathen. 

Die Art der Ausübung dieſes Vorrechts iſt dergeſtalt 
beſtimmt worden, daß einer Seits dem Beſitzer des grös 
ßeren die Erhaltung im Beſitz moͤglichſt in Uebereinſtim⸗ 
mung mit der Gerechtigkeit erleichtert, anderer Seits aber 
auch die Beſitzer der geringern Antheile hinlaͤnglich gegen 
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Verluſt gefichert werden. Nach dieſer Anficht iſt ange⸗ 
nommen: 

a) daß die Grundſtuͤcke gerichtlich abgeſchätzt werden follen, 

b) daß die übrigen Theilnehmer Ausſtellungen gegen die 
Taxe machen und auf richterliche Entſcheidung antra⸗ 
gen bürfen, 

c) daß allen Theilnehmern in der Geſammtheit, wie auch 
jedem Einzelnen, jedoch überhaupt nur ein mal frei⸗ 
ſtehe, ein hoͤheres Gebot zu thun, wenn fie ihre Zah⸗ 
lungsfahigkeit nachzuweiſen vermögend find. 

d) daß die Tare bei Nittergütern nach landſchaftlichen 
Prinzipien, bei andern nach den dem Provinzialrecht 
beigedruckten Abſchaͤtzungsgrundſaͤtzen anzufertigen, wozu 
die bei dem Ober: Landesgerichte zu Inſterburg bisher 
angewendeten vorgeſchlagen worden ſind. 

Endlich iſt vorgeſchlagen, daß 

1) wenn der uͤberlebende Ehegatte gegen die Erben des 
Verſtorbenen ſich dieſer Rechtswohlthat bedienen will, 
die Berechnung zu ſechs Prozent zum Kapital, außer⸗ 
dem aber 

2) nur zu 5 Prozent eintreten ſolle. 


Zu g. 71. 

Die Ober⸗Landesgerichte zu Königsberg und Inſter⸗ 
burg haben kein Bedenken gehabt, die 69. 71 ff., welche 
die Eigenheiten der Erbzinsrechte in dieſer Provinz beſtim⸗ 
men, unverändert beizubehalten, mit der Ausnahme, jedoch 
daß der Königsbergſche den §. 2. des Zuſatzes 71 (im revidir⸗ 
ten Entwurf $. 72. Nr. 2.) in Ruͤckſicht der Dezimations⸗ 
gelder im Ermlande nicht aufgenommen hat. 

In der Berathung mit den Staändiſchen Deputirten 
iſt hierbei im Allgemeinen bemerkt: 

daß aus den Verſchreibungen der in vielen Stüden 
ähnlichen Erbzins⸗„ Erbpacht⸗ und Zinsgütern oft nicht 
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zu erſehen, zu welcher Klaſſe ein beſtimmtes Gut ges 

hoͤre und daß, da hiermit zu Prozeſſen Veranlaſſung 
entſtehe, es rͤthlich ſei, für die Zukunft dieſe Verſchie⸗ 
denheiten von Guͤterrechten nicht mehr entſtehen, viel: 
mehr nur Eigenthum und Erbpacht fernerhin beſtellen, 
in Rückſicht der bereits vorhandenen aber Ablöfungen 
gegen Vergütung eintreten zu laſſen, und dieſes Bes 
denken bei der allgemeinen Geſetzgebung in Anregung 
zu bringen. 

Uebrigens ift die Beibehaltung der in dieſem $ aus⸗ 
geſprochenen Beſtimmung dahin, daß die Befreiung von 
Entrichtung der Laudemiengelder ſich auch bis auf den 
vierten Grad erſtrecke, ſo lange uͤberhaupt die Erbzinsqua⸗ 
lität eriſtire, beſchloſſen worden. 


Zu §. 72. 

Bei dieſem 8, welcher aus dem Landrechte von 1721 
Buch 4. Tit. IX. Art. 1. hergenommen, hal ſich in Weſt⸗ 
preußen eine abweichende Theorie von der Oſtpreußiſchen 
in praxi in Ruͤckſicht der Frage: ob Laudemien und mit 
welchem Quanto ſie zu entrichten? gebildet. In Oſtpreu⸗ 
ßen werden 10 Procent als Regel, auch wenn ein Gut 
auf Erbzins ausdrücklich verſchrieben, jedoch an Laudemien 
gar nicht gedacht worden und ein Laudemium mit 2 Procent 
nur als beſonders nachzuweiſende Ausnahme angenom⸗ 
men, in Weſtpreußen bingegen gehoͤren Laudemien nicht 
zu den naturalibus der Erbzinscontracte, ſondern werden 
nur da, wo im Contract an ſie gedacht worden, und nur 
mit 2 Procent, wo nicht ein höheres Quantum beſtimmt 
oder ein anderes Recht dazu vorhanden iſt, entrichtet. 

Dieſer beſondere Rechtsgrund ſoll nach Weſtpreußi⸗ 
ſchem Provinzialrecht Theil 1. Seite 131 dann eintreten, 

wenn in vorhergegangenen Fällen von demſelben Grund⸗ 
fü oder von anderen an demſelben Orte und unter der⸗ 
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ſelben Herrſchaft gelegenen Grundſtuͤcken gleicher Art 
Laudemiengelder entrichtet ſind. 

Bei der Berathung mit den Ständiſchen Deputirten 
haben dieſe in der Majorität ſich für die Weſtpreußiſche 
Verfaſſung erklart. 

Dieſe Abaͤnderung des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts 
(Zuſatz 70) iſt in den von der Commiſſion ausgearbeite⸗ 
ten Entwurf aufgenommen. Wenn das Juſtiz⸗Miniſte⸗ 
rium gleich dieſe Abänderung in dem revidirten Entwurf 
hat beſtehen laſſen; fo hat daſſelbe fie dennoch nur als ei⸗ 
nen zur weitern Erwägung und Erklarung geſtellten Vor⸗ 
ſchlag angeſehen. Zu g. 58. 

Dieſer $, welcher dem Erbzinsherrn ein Vorkaufs⸗ 
recht zuſchreibt, iſt im Oſtpreußiſchen Provinzialrecht Zu⸗ 
ſatz 77 enthalten und durch das Ediet vom 9. October 
1807 das Verkaufsrecht beſtaͤtigt. 

Zug. 74. 

Bei dem 9. 1., nach welchem bei bloßen Zinsgütern 
Laudemiengelder nicht entrichtet werden, iſt zwar einſtim⸗ 
mig vorgeſchlagen ſtatt des Ausdrucks: „zu Oſtpreußen 
„und Litthauen“ zu ſetzen, „im Bezirk der Gültigkeit die⸗ 
sed Provinzialrechts.“ 

Das Juſtiz-Miniſterium hat dies jedoch nicht ohne 
Bedenken gefunden. Es iſt an ſich ſchon nicht angemef- 
fen und unſicher, einen Rechtsgrundſatz nach dem fo verän- 
derlichen Sprengel einer Behoͤrde und beſonders eines Ge⸗ 
richtshoſes zu beſtimmen, demnächſt aber würden hierdurch 
dieſe Grundſaͤtze auch auf die der Gerichtsbarkeit des Ober⸗ 
Landesgerichts beigelegten Landestheile, in welchen fie nicht 
gelten, ausgedehnt werden. 

Bei dem 6. 2. iſt zur Discuſſion gekommen: ob die⸗ 
ſer Zuſatz hierher gehöre und nicht vielmehr zum Allgem. 
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Landrechte Thl. II. Tit. VII. zu verweiſen, weil die Dezima⸗ 
tionsgelder uneigentlich Laudemiengelder genannt werden 
und eine beſondere den Köllmifchen und Schulzenhufen, 
im Ermland noch vor der Beſitznahme deſſelben aufge⸗ 
legte Laſt ſind, welche in keiner Verbindung mit Erbzins⸗ 
und Zinsguͤtern ſteht. 

Der Entwurf des Ober-Landesgerichts zu Koͤnigs⸗ 
berg hat deshalb den §. 2 und 3. hier weggelaſſen und 
im Bauern⸗Recht 6. 73. zum Zuſatz 105 des gegenwaͤr⸗ 
tigen Provinzialrechts angeknüpft. 

In den Conferenzen mit den Ständiſchen Deputirten 
iſt indeſſen vorgezogen, fie hier beizubehalten, weil dieſer 
Gegenſtand mit den Laudemien zuſammenhinge. 

In den Conferenzen iſt die Faſſung des Koͤnigsberg⸗ 
ſchen Entwurfs der bisherigen Faſſung, jedoch mit einigen 
Veränderungen vorgezogen. Hieraus iſt die gegenwaͤr⸗ 
tige Faſſung entſtanden. 


Zu & 77. 


Dieſer $ enthält ein beſonderes Vorrecht des Fiscus, 
vermöge deſſen ihm bei verpfändeten Domainen auch die 
Erben des Pfandgläubigerd nicht den Einwand der Vers 
jährung entgegenſetzen dürfen. Er iſt aus der beſtehen⸗ 
den Verfaſſung beibehalten. Es iſt das Bedenken entſtan⸗ 
den, ob wohl Domainen verpfaͤndet ſein? Da dies nicht 
der Fall fein duͤrfte; fo ift vom Ober⸗ Landesgericht zu Kös 
nigsberg auf Weglaſſung dieſes $ angetragen. Da aber 
hierzu keineswegs ein Grund vorhanden iſt; ſo iſt dieſer 
$ beibehalten. 

6. 78. 

Ueber dieſen §, welcher aus den Landrechten von 
1620, 1685 und 1721 aufgenommen und durch eine Cor⸗ 
rectur der Geſetz-Commiſſion anſcheinlich verdunkelt wor⸗ 
den iſt, find bei der vorläufigen Reviſion verſchiedene Ans 
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ſichten geweſen. Er iſt mit Recht bis auf geringe Veraͤn⸗ 
derungen beibehalten. 

So iſt der zweite Abſchnitt dieſes $, welcher von der 
Geſetz-Commiſſion als Ausnahme hingeſtellt war, als Re⸗ 
gel aufgenommen. 

Das Allgem. Landrecht I. XXI. 199. und der Anhang 
55. zu demſelben legen dem Erbpaͤchter die Rechte und Pflich⸗ 
ten eines Nießbrauchers in Anſehung der verpachteten Sache 
bei; und der Anhang 55 beſtimmt, daß, wenn die Ausuͤbung 
einer Gerechtigkeit mit dem Beſitz des in Erbpacht gege⸗ 
benen Gebaͤudes verbunden iſt, und dieſe Gerechtigkeit 
durch den gefälligen Untergang der Sache gehemmt wird, 
der Verpächter auf feine Koſten das Gebäude herzuftellen 
und, wenn die verſicherte Summe nicht zureicht, im Fall 
im Erbpachtskontrakt nichts beſtimmt iſt, das zu der Wie⸗ 
derherſtellung Fehlende zulegen ſolle. Dieſes ſoll auch 
uͤberhaupt eintreten, wenn andern zu Erbpachtsguͤtern ge: 
hoͤrigen Gebänden ein ſolcher Zufall betroffen hat. Hier⸗ 
mit ſtimmt die Feſtſetzung des 6. 1. dieſes Zuſatzes uͤber⸗ 
ein und deshalb iſt beſchloſſen worden, den $. 1. wegzu⸗ 
laſſen. Dagegen iſt der §. 2. als Ausnahme beibehalten 
und namentlich auf Erbpachtskruͤge ausgedehnt und feſt⸗ 
geſetzt: 

1. daß der Erbpaͤchter einzelne durch Zufaͤlle aller Art 
errichtete Gebäude ſelbſt auf feine Koſten herzuſtellen 
verbunden ſei; 

2. wenn die Gebaͤude uͤberhaupt demſelben im Erb⸗ 

pachtskontrakt verkauft und durch Zufall zerſtört 

werden; 
3. wenn der Zufall ſolche Gebäude betroffen, welche der 

Erbzuͤchter ſelbſt aufgebaut hatte; 

4. daß er auch, wenn die zerſtoͤrten Gebaͤude bei der 
Feuerſocietaͤt verſichert wären und die Feuerkaſſen⸗ 
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Gelder zur Wiederaufbauung nicht zureichten, er den 

Zuſchuß dazu hergeben ſolle. 

Der dritte 6. iſt als Nr. 2. unverändert aufge: 
genommen. 

Zu $. 80. 

Es iſt hier zuvoͤrderſt die Frage entſtanden, ob, nach⸗ 
dem die Königl. Immediatbauern feit 1808 volles Eigen⸗ 
thum ihrer Beſitzung erhalten und die Bauern auf Ritters 
gütern ſeit 1811 regulirt worden, 

dieſe Vorſchriften im Allgemeinen Landrecht und 
im Provinzialrecht nicht ihre Anwendbarkeit verloren 
haben? 

Das Ober: Landesgericht zu Koͤnigsberg hat dies an⸗ 
genommen und auf Weglaſſung dieſer Zufäge angetragen, 
wogegen das zu Inſterburg der entgegengeſetzten Anſicht 
war, weil noch nicht alle Königlichen und adelichen Baus 
erdoͤrfer ſaͤmmtlich regulirt und für dieſe die hier an⸗ 
geſtellten Geſetze noch in Kraft geblieben ſeien. Dieſe 
Verſchiedenheit der Anſichten aͤußerte ſich auch in den Con⸗ 
ferenzen mit den Staͤndiſchen Deputirten, es ward je⸗ 
doch beſchloſſen worden, dieſe Zuſaͤtze 79 bis 83 nicht ganz 
ausſcheiden zu laſſen, weil gegenwärtig wirklich ſowohl 
einige Königlichen Immediatdoͤrfer; z. B. Sarkau und 
Rosſitten, als auch ein adeliches Dorf, noch nicht regu⸗ 
lirt ſeien. 

Dieſem Beſchluſſe mochte nun wohl jetzt ohne Grund 
entgegengeſetzt werden, daß bei einſtiger Gültigkeit des res 
vidirten Provinzialrechts auch die wenigen Ausnahmen 
nicht mehr ſtatt finden werden, bis dahin das gegenwaͤr⸗ 
tige Provinzialrecht zureichen wird, und es daher höherm 
Ermeſſen anheimgeſtellt bleibe, über die Beibehaltung oder 
Weglaſſung zu beſtimmen. 

Es iſt hiernach der Zuſatz 80 im $. 80. beibehalten 
und um ſo mehr in den revidirten Entwuf aufgenommen, 
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als Verhältniffe dieſer Art auch hier neu entſtehen koͤnnen 
und es dann an entſcheidenden Beſtimmungen ermangeln 
wuͤrde. 

Der Zuſatz 81 faͤllt dagegen weg und eben dieſes iſt 
der Fall in Anſehung des Zuſatzes 83, wogegen der Zu⸗ 
ſatz 82 unten bei der Erbfolge aufgenommen worden. 

Im revidirten Entwurf iſt ($. 80.) dem Zuſatz die 
Beſtimmung unter 3. hinzugefügt, um den Erben des ver⸗ 
ſtorbenen Beſitzers den Genuß des Wirthſchaftsjahrs zu 
ſichern. 

Zu §. 81. 

In der Conferenz vom 23. Juni mit den Staͤndi⸗ 
ſchen Deputirten ward angenommen, die Feſtſetzung der 
Wadelzeit und das damit verbundene Verbot des Holz⸗ 
faͤllens (Zufa 11) unter den Einſchraͤnkungen des Wald⸗ 
eigenthums wegzulaſſen, und bei den Servituten unveraͤn⸗ 
dert aus der Forſtordnung vom 3. Dezember 1775 anzu⸗ 
fuͤhren. 2 

Bug. 82. 

Die Ständifhen Deputirten haben auf Beibehaltung 
dieſes Strafgeſetzes jedoch mit einiger Abänderung ange: 
tragen. Daſſelbe iſt aus der Forſtordnung vom 3. Dezems 
ber 1775 Tit 14. $. 7. genommen und im Provinzial: 
recht Zuſatz 87 auch auf Privatwaldungen ausgedehnt, 
weil die, §. 17. des Tit. 14. beſtimmte Strafe nach dem 
9. 240. nur auf Betreffen in Königl. Forſten ſich bezie⸗ 
het. Angetragen iſt auf die Verdoppelung der Strafe fuͤr 
das Betreffen zur Nachtzeit. Ferner ſoll die Strafe von 
24 Stunden auf 3 Tage verſchaͤrft, jedoch die vermin⸗ 
derte Koſt, durch die Ausdrücke bei Waſſer und Brod 
weggelaſſen werden. Das Juſtiz⸗ Minifterium hat kein 
Bedenken getragen, hiernach dieſen § abzufaſſen. 
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Zu 6. 83. 84. 

In dem zu Koͤnigsberg berathenen Entwurfe find die 
Zuſaͤtze 85 und 86 des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts 
nicht beibehalten, die Gründe der Auslaſſung aber nicht 
angeführt. Sie bilden in dem revidirten Entwurf die 69. 
83 und 84. 


Bug. 85. 


Bei dieſem $ tritt die bei dem vorigen gemachte Be⸗ 
merkung ebenfalls ein. 


Zu §. 86. 

Dieſer $ iſt neu aufgenommen und betrifft eine Vers 
ſchiedenheit der Scheffelzahl einer Laſt bei Verſchiffung in 
das Ausland. In Koͤnigsberg wird die Laſt zu 563 ge⸗ 
rechnet, obgleich fie 60 Berliner Scheffel enthält. Es ma: 
chen aber 60 alte Koͤnigsberger Scheffel, nach welchem 
die Ausländer vor Einführung des Berliner Scheffels durch 
das Edict vom 24. Juli 1814 mit den Oſtpreußiſchen 
Seeſtaͤdten zu handeln pflegten, 563 Berliner Scheffel 
aus. Eine Abaͤnderung, nach der auch dem Ausländer 
60 Berliner Scheffel auf die Laſt gerechnet werden follte, 
würde eine Verwirrung im Getreidehandel der Provinz 
mit dem Auslande verurſachen. Daher iſt dieſer Zuſatz 
nach vielen Debatten in der gegenwaͤrtigen Faſſung von 
der Commiſſion und den ſtaͤndiſchen Deputirten vorge⸗ 
ſchlagen. 

Zu §. 87. 

Dieſer Grundſatz beruht auf dem Edict vom 9. Dec: 
tober 1807 und iſt daher hier unter die den Kauf und 
Verkauf betreffenden Beſtimmungen aufgenommen. In 
wie fern das Familien-Verkaufsrecht noch gelte, wird un⸗ 
ten eroͤrtert werden. 


= 2 


Zu §. 88. 


Die Verordnung vom 12. Juni 1827 (Geſetz Samm⸗ 
lung Nr. 1075) macht eine Abaͤnderung dieſes Zuſatzes 
nothwendig. Die Staͤndiſchen Deputirten waren zwar mit 
der Faſſung im vorläufigen Entwurf einverſtanden. 

Es ward indeſſen in Erwaͤgung, daß Zinſen auch au⸗ 
ßer Darlehnen bei anderen Forderungen vorbedungen wer⸗ 
den duͤrften und daß, wenn letzteres nicht bemerkt wuͤrde, 
gefolgert werden koͤnnte, daß außer dem Darlehne mehr 
als 5 vom Hundert vorzubedingen erlaubt ſei, die gegen⸗ 
waͤrtige, jener möglichen Mißdeutung vorbeugende Faſ⸗ 
ſung beliebt und zugleich vorgeſchlagen, an ſtatt des Aus⸗ 
drucks „Sechs vom Hundert“ zu ſetzen: „mehr als 
fuͤnf vom Hundert, weil ſonſt gefolgert werden koͤnnte, 
daß wenn zwar nicht ſechs, jedoch mehr als fuͤnf z. B. 
55 Procent vorbedungen, nur 5 Prozent zu entrichten 
wären. Die Nr. 2. des 5. 88. beſeitigt jeden Zweifel 
noch mehr. 


Zu §. 90 — 92. 


Da keine Gruͤnde vorhanden ſind, die Beſtimmungen 
des Hſtpreußiſchen Wechſelrechts (Oſtpreußiſches Provin⸗ 
zialrecht Zuſatz 139 — 143) zu verändern; fo find fie bei⸗ 
behalten. Da indeſſen der Unterſchied zwiſchen Großbuͤr⸗ 
gern und andern Bürgern nicht mehr beſteht; fo hat der 
9. 90. hiernach modificirt werden muͤſſen. 

Bei den Berathungen uͤber den erſten Entwurf kam 
es zur Discuſſion: wer unter einem wirklichen Beſitzer 
(F. 91.) zu verſtehen ſei? und, wenn unter dieſem Aus⸗ 
drucke der Eigenthümer gemeint ſei, ob nur vollkommene 
Eigenthuͤmer, wie die Koͤllmer in der Provinz, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf die Größe des Guts oder auf Erbzins⸗ und Erb⸗ 
pachtsbeſitzer wenn ihre Grundſtuͤcke nicht Theile eines 


— Bi 


Dorfs find, wechſelfaͤhig fein follten?- Man vereinigte fich 
in der Anſicht, daß die Wechſelfaͤhigkeit allen denjenigen 
Gutsbeſitzern zuſtehe, welche in die Matrikel der Ritter⸗ 
ſchaft haͤtten eingetragen werden ſollen. Da dieſe Anſicht 
im Allgemeinen mit der Abſicht des Geſetzes uͤbereinſtimmt 
und nach der gegenwärtigen Landes⸗Verfaſſung die Kölle 
miſchen Güter, welche einen größern Umfang als ſechs Hu⸗ 
fen haben, in die Klaſſe der Ritterguͤter gehoͤren; ſo iſt 
dieſer 6, wie er gefaßt iſt, um fo mehr völlig erſchoͤpfend, 
als in demſelben der Rittergüter gar nicht erwahnt iſt. 
Bei den vorläufigen Berathungen iſt zwar beſchloſſen, 
daß der Zuſatz 141 wegen der Certificate wegzulaſſen ſei, 
weil ſie nicht geſucht wuͤrden und Handwerker auf Schuld⸗ 
ſcheine in Wechſelform im ſummariſchen Proceß auch ohne 
Wechſelcertificat in Anſpruch genommen werden koͤnnen, 
auf ſolche Weiſe das Vorrecht der ſechſten Klaſſe im Con⸗ 
curſe haben würden. Dem Juſtiz⸗Miniſterium ſchienen 
dieſe Gründe indeſſen nicht erheblich genug, um dieſen Zu: 
ſatz wegzulaſſen und iſt er daher als §. 92. aufgenommen. 


Zu 6. 93. 

Dieſer 5 (Zuſatz des Sſtpreußiſchen Provinzialrechts 
142) ſetzt feſt, daß wenn Ausländer in ihren Wechſeln 
verſchrieben haben: daß die Wechſelkraft unverjährbar fein 
fol: ſolche Wechſel erſt in zehn Jahren als Wechſel vers 
jaͤhrt fein ſollen. 

Der Koͤnigsbergſche Entwurf hatte ihn aufgenommen, 
der Inſterburgſche aber weggelaſſen. 

Die Deputirten der Staͤnde trugen darauf an, die 
Wechſelkraft bis zum Erloͤſchen der Schuldverbindlichkeit 
fortdauern zu laſſen, wie es früher nach einer alten, noch 
durch das Reſcript vom 23. Mai 1792 beſtaͤtigten Obſer⸗ 
vanz der Fall geweſen. 
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Dieſe Obſervanz hatte ſich aus der Art des Handels 
mit den Polniſchen und Ruſſiſchen Juden gebildet, welche 
die Gewohnheit haben, anfaͤnglich gegen baar Geld, Co⸗ 
lonial- und andere Waaren von Kaufleuten in Königs: 
berg, und nachher, wenn ſie Zutrauen gewonnen, auf 
Eredit gegen Wechſel zu erhandeln, hiernaͤchſt aber in 
mehreren Jahren auszubleiben, ihre Waaren aus Danzig, 
Frankfurth oder Leipzig ſo lange zu beziehen, bis ſie vor⸗ 
ausſetzend in Koͤnigsberg nicht mehr gekannt zu ſein, den 
fruͤhern Verkehr wieder anzufangen. Um dieſem vorzus 
beugen, ward es unter den Kaufleuten zu Koͤnigsberg 
Sitte, in den Wechſeln dem Einwand der Verjaͤhrung der 
Wechſelverbindlichkeit zu laſſen und die frühen Entwürfe 
des Provinzialrechts nahmen ſolche Wechſel auch als un⸗ 
verjährbar an. Die Geſetzcommiſſion ruͤgte dieſes indeſ⸗ 
ſen als eine Haͤrte gegen Ausländer und ſchraͤnkte die 
Unverjährbarkeit der Wechſel auf eine zehnjährige Dauer 
ein, nach welcher Anſicht das Oſtpreußiſche Provinzialrecht 
abgefaßt iſt. 

Die Staͤndiſchen Deputirten haben aber darauf ange⸗ 
tragen die alte, den einheimiſchen Kaufleuten vortheilhafte 
Obſervanz wiederherzuſtellen und iſt hiernach der Ent⸗ 
wurf 6. 93. abgefaßt. Das Juſtiz⸗Miniſterium hat kei⸗ 
nen Grund gehabt, dieſem Antrage zu widerſprechen und 
kann ihn daher nur zur weitern Erwaͤgung mit der Be⸗ 
merkung anheim geben, daß dieſe Beſtimmung fuͤr redliche 
Ausländer keine Härte enthält. 


Zus. 94. 

Diefer $ ift in beiden Entwürfen aus dem Zuſatz 143 
beibehalten und von den Ständifchen Deputirten angenom⸗ 
men, obwohl nach der Bemerkung der Behoͤrden nicht ſo 
leicht Meßwechſel nach Lage des Koͤnigsbergſchen Handels 
und des Jahrmarkts, welcher von Fremden nicht beſucht 
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wird, und überhaupt nicht das mindeſte Meßartige in den⸗ 
ſelben ſich darſtellt, vorkommen und der Praxis gänzlich 
unbefannt find. 

Es iſt hierbei die Bemerkung gemacht, daß im Allg. 
Landrecht in Rüͤckſicht der Koͤnigsbergiſchen Meßwechſel durch 
Schreib⸗ oder Druckfehler ſcheinbare Widerfprüche vorkaͤ⸗ 
men, weshalb zur Reviſion des Allg. Landrechts angetra⸗ 
gen iſt, ſelbige zu heben und iſt deshalb eine beſondere 
Denkſchrift angefertigt. 


Zu g. 95. 

Hierbei ward von einem Staͤdtiſchen Deputirten der 
Zweifel erhoben, ob in einem Handelsbillet, welches nach 
dem Allg. Landrecht Th. II. Tit. 8. §. 1256. den exeku⸗ 
tiviſchen Prozeß, gegenwärtig den ſummariſchen, begruͤn⸗ 
den fol, nicht ausdruͤcklich zu erwaͤhnen ſei 

daß die Valuta aus einem Waarenkauf entſtanden. 

Man hielt indeſſen dieſes nicht fuͤr nothwendig, weil 
die Befugniß einer generellen Valuta ſich zu bedienen, dem 
Kaufmanne nur bei Wechſeln nachgegeben iſt, und daher 
Schuldſcheine, in welchen nicht erwaͤhnt iſt, daß die Valuta 
aus einem Waarenkauf ſich herſchreibt, nach der im Allg. 
Landrecht II. VIII. 1250, enthaltenen Beſtimmung als ein 
ſolches Handelsbillet, dem der ſummariſche Prozeß und die 
Wechſelklaſſe im Concurſe zuſtehen ſolle, nicht angeſehen 
werden dürfe, und daß es ſich von ſelbſt verſtehe, daß in 
einem Handelsbillet erwaͤhnt ſein muͤſſe, daß die Valuta 
aus einem Waarenkauf ſich herſchreibe. 

Es ward ferner der Zweifel erhoben, ob der Zuſatz 
überhaupt nicht uͤberflüͤſſig fei, da, wenn er auch nicht auf⸗ 
genommen würde, es ſich von ſelbſt verfiche, daß im Pro: 
vinzialrecht keine Abweichung vom $. 1252, des Allgem. 
Landrechts eintrete. 

Motive. Ofpreußen. 0 
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Es iſt indeffen beſchloſſen, dieſen Zuſatz der Deutlich: 
keit wegen beizubehalten, allein ſtatt 
es kann aber binnen Jahresfriſt vom Verfalltage an⸗ 
gerechnet daraus exekutiviſch geklagt werden, 
zu ſetzen, 
es darf alſo binnen u. ſ. w. daraus im Wege des 
ſummariſchen Prozeſſes u. ſ. w. 
Endlich iſt noch das Bedenken entſtanden: 
ob die von den zum Handelsbetriebe in den Koͤniglichen 
Staaten berechtigten Ausländern ausgeſtellten Schuldſcheine 
und Anweiſungen, imgleichen die von ihnen vollzogenen 
Indoſſamente als Handelsbillets und kaufmaͤnniſche Aſſig⸗ 
nationen als reſp. von Kaufleuten vollzogene zu betrachten 
waͤren? und 
ob der Begriff eines Kaufmanns nach der gegenwärtigen 
Verfaſſung nicht mehr aus der Vorſchrift des Allg. Land⸗ 
rechts II. VIII. 475. entnommen werden dürfe? 
Es iſt die bejahende Beantwortung dieſer Frage an⸗ 
genommen und deshalb bei der Reviſion der allgemeinen 
Geſetzgebung zur Sprache gebracht. 


Zu $. 96. 
Dieſer $ gründet ſich in einem Königsbergifehen Hans 


delsgebrauch und iſt deſſen unveränderte Beibehaltung be⸗ 
ſchloſſen. 


Zu 9. 97. 

Dieſer Zuſatz betelfft die in juͤdiſcher Sprache ausge⸗ 
ſtellten Schuldſcheine der Polniſchen und Ruſſiſchen Juden, 
welche in früheren Zeiten häufiger in Preußen und wahr 
ſcheinlich auch in den Weſtpreußiſchen Handelsſtaͤdten vor⸗ 
handen waren, gegenwaͤrtig aber ſelten ſind. Eine Be⸗ 
ſchreibung derſelben befindet ſich in Leſtock's (vormaligen 
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Kanzlers der Koͤnigsbergiſchen Univerſitaͤt und Franzoͤſiſchen 
Oberrichters) Diſſertation 
de indole et jure instrumenti judaeis usitati, cui 
mamre nomen est. Regiomonti 1755 (abgedruckt in 
Besecke Thesaurus juris Cambialis II. 1169.). 
Es iſt beſchloſſen worden, dieſen Zuſatz aufzunehmen. 


Zu 6. 98, 

Der Zuſatz 79 iſt einſtimmig beibehalten und hier als 
§. 98. wiedergegeben, weil ſonſt bei dem gegenwärtigen 
Stande der Landwirthſchaft, welche hin und wieder ſelbſt 
in zwoͤlf Feldern betrieben wird, die ſtillſchweigende Ver⸗ 
längerung auf zwölf Jahre ſteigern Fönnte, 

Schon zu dem gegenwärtigen Provinzialrecht hatten 
die Staͤnde auf Beibehaltung der Vorſchrift des Landrechts 
von 1721 Buch IV. Tit. 8. Art. 2. §. 19. angetragen, 
weil der Pächter, der ſtillſchweigend in der Pacht bleibt, 
die Nachtheile ſich ſelbſt zuzuschreiben habe, die für ihn 
bei der damals ublichen Sieben⸗Felder⸗Wirthſchaft entſte⸗ 
hen moͤgten. 

Bei Gelegenheit des im Allg. Landrecht und der Ge⸗ 
ſinde⸗Ordnung beſtimmten Ans und Abzugstermins des 
Geſindes iſt der im Edict vom 26. April 1806 N. C. C. 
XII. S. 84. $. 14. feſtgeſetzte An» und Umzugstermin der 
Schäfer zur Sprache gebracht und bemerkt worden, daß bie: 
ſes Edict auf den gegenwaͤrtigen Zuſtand der Schaͤfereien 
in der Provinz durchaus nicht mehr anwendbar ſei, und 
daß beſonders der im $. 13. als angeordneter Ziehungster⸗ 
min am 24. Juni nicht angemeſſen ſei, vielmehr, inſofern 
nicht contractmäßig ein anderer beſtimmt worden, für 
Schafmeiſter, Schäfer und Schaͤferknechte der 2. April 
ſchlechthin in dieſer Provinz angenommen werden muͤſſe. 

Da dieſer Antrag von den Deputirten des Ritterſtandes 
und der Landgemeine als Sachkundigen gemacht iſt; ſo hat 
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die Aufnahme deſſelben in den revidirten Entwurf unbe: 
denklich geſchienen. 


Zu $. 100. 

Dieſer $ beruht auf dem Zuſatz 6 des Oſtpreußiſchen 
Provinzialrechts und iſt auf einſtimmigen Antrag beibehal⸗ 
ten, da er nicht im Allgem. Landrecht enthalten iſt, ob⸗ 
wohl er in daſſelbe gehören wurde, weil alle Handelsſtaͤdte 
und übrigen Orte des Preuß. Staats ein gleichmäßiges 
Intereſſe haben, den Beſuch fremder Ausländer und Ein⸗ 
länder mit ihren Waaren zu befördern. 

Nach dem Antrage des Vorſteheramts der Kaufmann⸗ 
ſchaft zu Königsberg vom 16. April 1828, wuͤrde biefer $ 
auch Einlaͤndern, deren Waaren mit Unrecht mit Arreſt be⸗ 
legt worden, zu ſtatten kommen, um langwierige und koſt⸗ 
ſpielige Entſchaͤdigungs⸗Prozeſſe zu verhuͤten. Die Aus⸗ 
dehnung des Geſetzes auf Einlaͤnder empfiehlt ſich vorzuͤg⸗ 
lich wegen der Verbindung des weſtlichen Theils der Mo⸗ 
narchie mit dem öftlichen und dem Verkehr der Fabrik: 
ſtaͤdte des erſtgenannten, deren Entſchaͤdigungsprozeſſe in 
der weiten Entfernung vom oͤſtlichen Theile gleiche Schwie⸗ 
keiten mit ſich fuͤhren. 


Zu $. 102. 

Der $. 18. des Allg. Landrechts beſtimmt, daß der 
Beſitz des erblichen Adels im Jahre 1740 als hinlänglich 
zum Ausweis des Adels ſei und es iſt daher angetragen, 
auch in Rüdficht des Ermlandes das Normaljahr 1797 zum 
Ausweis des Adels für zulänglich anzunehmen. 


Zu $. 103. 
Ueber die Beibehaltung dieſes Zuſatzes 161 ſind Zwei⸗ 
fel entſtanden; der Koͤnigsbergiſche Entwurf hatte ihn aus⸗ 
gelaſſen, der Inſterburgſche aber aufgenommen; es iſt in⸗ 
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ſonderheit bemerkt worden, daß er ſich mehr zu einem Zu⸗ 
ſatz zur Gerichtsordnung ſich eigene. Er iſt indeſſen bei⸗ 
behalten, da er auf Privilegien beruht, welche Rechte und 
Pflichten ſowohl des Gerichtsherrn, als der Eingeſeſſenen 
betreffen. 

Uebrigens iſt gegenwaͤrtig nur noch das Erbhauptamt 
Gerdauen und Nordenburg vorhanden. 

Ein Deputirter der Ritterſchaft hat bei dieſer Gelegen⸗ 
heit vorgetragen, daß eine Beeintraͤchtigung der Ritterguts⸗ 
beſitzer darin liege, daß den Kreis-Juſtiz⸗Commiſſionen 
die Beſugniß beigelegt ſei, in Bagatell⸗ und Injurienſachen 
zu erkennen; es ward bei der Berathung beſchloſſen, daß hier⸗ 
über im Final⸗Ueberreichungsbericht Anträge gemacht wer⸗ 
den ſollten, welches jedoch nicht geſchehen iſt. 


Zu 6. 104. 

Dieſer $ iſt, da er auf hiſtoriſch richtigen Gründen be⸗ 
ruhet, aus dem Provinzialrechts Zuſatz 162 beibehalten und 
hat nur einige Veränderungen erlitten. 

Es ſind nemlich im §. 2. die Woete 

in Rückſicht der Abgaben und Pflichten und der dem 
Gut anhaͤngenden Gerechtigkeiten 
als überfluͤſſig weggelaſſen und in Ruͤckſicht des Ermlands 
noch der Beſitz im Normaljahr 1797 zugeſetzt worden. 

Die Zufäge 163 bis 171 des Oſtpreußiſchen Provin⸗ 
zialtechts haben ſeit dem Edict vom 9. October 1807 ihre 
Anwendung verloren, und iſt inſonderheit das Indignat 
nicht mehr zu berückſichtigen. Sie ſind daher in den revi⸗ 
dirten Entwurf nicht aufgenommen. 


Zu 9. 105. 
Die Verhaͤltniſſe der Kaufmannſchaften zu Memel, Koͤ⸗ 


nigsberg und Tilſit find durch ihre, in dieſem § angeführte 
Statuten fo verändert, daß die Zuſaͤtze 136 und 137 nicht 
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mehr anwendbar geblieben ſind. Es iſt daher auf jene 
Statuten verwieſen. 


Zu $. 106. 

Dieſer 9 (Zuſatz 138) betrifft die ſchon im Allgem. 
Landrecht den im Großen handelnden Kaufleuten ertheilte 
Befugniß, hoͤhere Zinſen zu verſchreiben. 

Der Inſterburgſche Entwurf hat ihn nicht aufgenom⸗ 
men, der Konigsbergſche aber mit einigen Veränderungen 
und es find in den Conferenzen mit den Staͤndiſchen Des 
putirten folgende Fragen zur Discuſſion gekommen. 

1) Ob uͤberhaupt eine Einſchraͤnkung des Zinsfußes als 
vortheilhaft anzuſehen? 

Dieſe Frage iſt mit Ausnahme einer einzigen Stimme 
verneint und darauf angetragen, daß jede Einſchraͤnkung 
des Zinsfußes durch die allgemeine Geſetzgebung aufgeho⸗ 
ben werden möchte, weil die Wuchergeſetze gleich ſchaͤdlich 
den Rentiers, wie den Grundbeſitzern wären, mit andern 
Verhaͤltniſſen in Widerſpruch ſtehe, zum gefährlichen 
Speculations⸗Papierhandel verleite und den verdeckten 
Wucher befoͤrdere. 

2) Ob es, wenn es fuͤr zeitgemaͤß angeſehen wuͤrde, die 
Wuchergeſetze noch beſtehen zu laſſen, es auch dabei 
zu belaſſen, 

daß nur die Großhändler an den geſetzlichen Zins⸗ 
fuß in Handelsgeſchaͤften nicht gebunden fein ſollen, 
wobei denn noch die Nebenfrage uͤber den richtigen 

Begriff der Großhaͤndler zur Eroͤrterung gebracht 

worden iſt 

Nach der gegenwärtigen Landes⸗Steuer⸗Verfaſſung 
bat derjenige die Rechte eines Großhaͤndlers, der ſich als 
Großhaͤndler beſteuern läßt, das heißt, wer ſich erklärt, die 
Rechte eines Großhaͤndlers dadurch erlangen zu wollen, daß 
er über den Mittelſatz des Pauſchquanti, welches die Kauf⸗ 
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mannſchaft einer Handelsſtadt im Ganzen jährlich entrich⸗ 
ten ſoll, ſich beſteuern laſſen wolle, wenn er auch wirklich 
keine Geſchaͤfte im Großen macht. In der Discuffion iſt 
vorgeſchlagen, die ungeſchraͤnkte Befugniß Zinſen zu ver⸗ 
ſchreiben, 

allen Kaufleuten in denjenigen Staͤdten beizulegen, 

welche Statuten vom Landesherrn beftätigt erhalten 

und ſich in die Rolle der Kaufmannſchaft haben ein⸗ 

tragen laſſen; 
ohne Unterſchied, ob ſie im Großen handeln zu wollen ſich 
angemeldet haben oder nicht, und ob ſie in Gemaͤßheit die⸗ 
ſer Anmeldung den Steuerſatz der Großhaͤndler zahlen oder 
nicht. Den Maͤlzenbräuern in Koͤnigsberg will man dieſe 
Befugniß nicht zugeſtehen, weil nach Aufhebung der Mälzen⸗ 
brauerzünfte und nach Einführung der Staͤdte-Ordnung und 
des Statuts der Kaufmannſchaft zu Königsberg überhaupt 
den Mälgenbräuern die Befugniß mit den zum Bierbrauen 
gehörenden Materialien, im Großen zu handeln, welche nach 
der Köͤnigsbergſchen Verfaſſung ihnen zuſtand, nicht mehr 
geſtattet würde. 

Die Einſchraͤnkungen hierbei find folgende: 

Das Anlehn darf nur ohne Sicherheit auf Wechſel oder 
gegen Handſchrift gegeben werden und mit einem beftimm- 
ten Termin zur Rückzahlung. 


Ohne einen beſtimmten Termin ſollen die verſchriebe ; 
nen Zinſen nur ſechs Monate laufen. Dagegen iſt es nicht 
nothwendig, den Zinsſatz in der Urkunde auszudrucken; es 
darf vielmehr der Betrag der bis zum beflimmten Termin 
fälligen verabredeten Zinſen zum Kapital zugerechnet und 
als ein Darlehn verfchrieben werden. Alle übrigen Kauf⸗ 
leute in den kleinen Staͤdten und auf dem Lande jedoch 
mit kaufmaͤnniſchen Rechten ſollen acht Prozent ohne be⸗ 
ſondere Sicherheit gegen Wechſel und Handſchriften ver⸗ 
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ſchreiben dürfen, indeſſen fol der Betrag der Valuta und 
der Zinsſatz in der Urkunde vermerkt werden. 

Endlich ſollen, wenn vor der Verfallzeit Sicherheit ge⸗ 
leiſtet worden, von da ab nur geſetzmaͤßige Zinſen genom⸗ 
men werden und, wenn im Wechſel der Zinſenbetrag 
nicht erwaͤhnt, ſondern in die Kapitalsſumme eingerechnet 
worden; ſo ſoll vom Tage der beſtellten Sicherheit bis zum 
Verfalltage der in der verſchriebenen Summe eingerechnete 
Zinſenbetrag vom Gläubiger, in ſoweit er den geſetzmaͤßigen 
Zinsfuß uͤberſchreitet, zurückgezahlt oder abgerechnet werden. 

Nach dieſen Beſchluͤſſen find die Handelsleute ohne 
kaufmaͤnniſche Rechte, ſo wie alle uͤbrigen Schuldner an 
dem geſetzmaͤßigen Zinsfuß gebunden und iſt die gaͤnzliche 
Befreiung vom geſetzlichen Zinsfuß an den Eintritt einer 
mit Statuten verſehenen Corporation der Kaufmannſchaft 
und die Befugniß acht Prozent zu verſchreiben an die er⸗ 
worbene Befugniß mit kaufmaͤnniſchen Rechten zu handeln, 
gebunden. 

Zu $. 107. 

Diefer $ iſt als Zufag 107 bereits in dem gegenwaͤr⸗ 

tigen Oſtpreußiſchen Provinzialrecht enthalten. 


Zu F. 108. 

Dieſe Beſtimmung entſpricht dem Zuſatz 136 des Oft: 
preußiſchen Provinzialrechts, mit Ausnahme der Beſtim⸗ 
mung wegen des nicht mehr vorhandenen Patronen» Amts. 

Zu $. 109. 

Iſt aus dem Zuſatz 137 des Oſtpreußiſchen Provin⸗ 
zialrechts Übertragen. 

Zu 9. 110. 


Dieſer § giebt den Zuſatz 147 weſentlich wieder; da 
die Wahl der Maͤckler nach den Statuten der Kaufmann⸗ 
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ſchaft dem Vorſteher⸗Amt zufteht, fo hat dieſer 9 veraͤn⸗ 
dert werden muͤſſen. 


Zu . 111. 


Die Commiſſion zur Redaction des Provinzialrechts 
hat den, dieſen $ bildenden Zuſatz 148 weggelaſſen, weil 
die Bordings⸗Rhederzunft zu Königsberg aufgehoben und 
die Bordings⸗Rhederey freies Gewerbe, übrigens aber die 
Erbauung und Ausruͤſtung dieſer Leichterfahrzeuge derſelben 
polizeilichen Aufficht, wie die Seeſchiffe unterworfen find. 

Das Juſtiz⸗Miniſterium hat indeſſen geglaubt, dieſe 
Beſtimmungen ohne weiteres nicht übergehen zu dürfen, da 
es nicht bekannt iſt, ob ſie nicht noch als polizeiliche Vor⸗ 
ſchriften beſtehen. 


Zu 9. 112. 


Im Allgem. Landrecht Thl. II. Tit. 8. 6. 1405. iſt 
nur von Vermiethung der Seeſchiffe die Rede, welche nach 
der Verſicherung eines Sachkundigen wenigſtens in Königs⸗ 
berg nicht uͤblich iſt. Es fehlt daher eine Beſtimmung 
und iſt angetragen, dieſe Luͤcke entweder bei der allgemei⸗ 
nen Geſetzgebung zur Ergänzung in Anregung zu bringen 
oder ſolche im Provinzialrecht zu beruͤckſichtigen. Gewoͤhn⸗ 
lich wird zwar durch Contracte die Miethszeit beſtimmt, für 
den Fall aber, daß darüber nichts beſtimmt worden, iſt in 
Antrag gebracht, zu beſtimmen: 

daß die Miethe, inſofern offenes Waſſtr vorhanden, den 
erſten April anfangen und den eilften November en⸗ 
den ſoll. 5 

Es wird indeſſen hierbei bemerkt, daß dieſe Beſtimmung 
fich mehr zur Aufnahme in das Provinzialrecht zu eignen, als 
in das Allgem. Landrecht zu gehören ſcheine, weil nach der 
Verſchiedenheit des Climas eigenthuͤmliche Beſtimmungen 
für die Binnen: Schifffahrt erforderlich fein dürften. 
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Zu F. 113. 

Dieſer §. 113. iſt aus dem Zuſatz 149 und dieſer aus 
den Hafen⸗ und Polizei⸗Ordnungen der Provinz entnom⸗ 
men. In den Conferenzen mit den Staͤndiſchen Deputir⸗ 
ten iſt beſchloſſen, ihn in das Provinzialrecht nicht wieder 
aufzunehmen, weil er in demſelben müßig ſtehen würde, da 
die Schiffer, größtentheils Fremde, ihre Obliegenheiten nicht 
im Provinzialrecht auffuchen, wohl aber durch Hafen: und Pos 
lizei⸗Ordnungen unterrichtet werden würden, übrigens aber 
auch dieſe Vorſchrift als Polizei⸗Vorſchrift leicht abgeändert 
werden koͤnne. Man hat aber zugleich die allgemeine Ges 
ſetzgebung aus Veranlaſſung des §. 1. dieſes Zuſatzes auf 
eine Lucke aufmerkſam gemacht. Es wird nemlich im Al: 
gem. Landrecht §. 1496 f. dem Schiffer zur Pflicht ge⸗ 
macht, des Nachts eine Leuchte auszuhaͤngen, wogegen in 
F. 1. des Zuſatzes 113 bei 2 — 5 Thlr. Strafe außer dem 
den Anſegelnden zu leiſtenden Schadenserſatze verboten wird, 
des Nachts eine Laterne auszuhaͤngen, wenn das Schiff auf 
der Rhede oder im Hafen vor Anker liegt, damit nicht An⸗ 
ſegelnde durch das Licht getaͤuſcht und eine nachtheilige 
Richtung dem Schiffe geben, weil fie die Leuchte für den 
Leuchtthurm anſehn. Dieſe fuͤr Pillau gegebene Vorſchrift 
iſt ohne Zweifel für alle Häfen practiſch, wogegen die Dis⸗ 
poſition des Allg. Landrechts die naͤchtliche Schifffahrt auf 
offener See im Auge hat, um Anſtoßungen und Ueberſeg⸗ 
lungen zu verhuͤten. 

Das Juſtiz⸗Miniſterium hat die für die Weglaſſung 
dieſes § angeführten Gründe nicht für erheblich genug ans 
ſehen koͤnnen, um diefen ganzen $ zu ſtreichen. Es iſt al: 
lerdings gegruͤndet, daß die Schiffer ihre Obliegenheiten 
weit beſſer aus Hafens und Polizei» Ordnungen kennen 
lernen, allein dieſe ſind wenigſtens in dem Maße nicht vor⸗ 
handen. Ueberdem haben dieſe Beſtimmungen auch für 
andere Perſonen und das ganze Publikum Intereſſe und 
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dieſen würden wiederum die Hafen» und Polizei» Ordnun: 
gen weniger zugänglich fein. 

Die Beſtimmung unter 1 iſt neu hinzugekommen. 
Bei der Bearbeitung des Zuſatzes 156 ward beſchloſſen, 
ihn aus dem §. 8. des Zuſatzes 86 des Koͤnigsberger 
Entwurfes aufzunehmen. 


Zu h. 114. 

Dieſer $ enthält wörtlich den Zuſatz 150. Die Com: 
miſſion hatte denſelben aus dem beim §. 111. angeführten 
Grunde nicht wieder in das Provinzialrecht aufgenommen. 
Das Juſtiz⸗Miniſterium hat ihn dagegen aus dem ebenfalls 
dort bemerkten Grunde beibehalten. 


Zu 66. 115 — 121. 

In dem Inſterburgſchen Entwurf iſt dieſer Zuſatz mit 
den folgenden bis 159 einſchließlich weggelaſſen, weil die 
Bordingsrhederzunſt aufgehoben. Die Zusätze 151 — 158 
find auch in dem Commiſſions⸗Entwurf beibehalten, weil 
einige derſelben auf alle Leichterfahrzeuge anwendbar ſind, 
deshalb in den Koͤnigsbergſchen Entwurf aufgenommen 
und von den Staͤnden zur Beibehaltung empfohlen. 


Zu 9. 116. 
Den Zuſatz 152, dieſen §. 116., hatte die Commiſ⸗ 
fion in ihren Entwurf nicht mit aufgenommen, weil er 
ſchlechthin nur auf Bordingsleute geht. 


Zu $. 117. 
Dieſer 6, welcher aus dem Bordingsreglement vom 
8. März 1719 und dem Zuſatz 153 entnommen, eignet 
ſich nach der Anſicht der Commiſſarien und Deputirten 
zur Aufnahme in das Provinzialrecht fuͤr alle Leichterfahr⸗ 
zeuge nach und von Pillau und der Binnenſchifffahrt 
überhaupt. 
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Er hat größtentheils nach dem Koͤnigsbergſchen Ent: 
wurf einige Modificationen erhalten. Es iſt nemlich 

1) beſtimmt (8. 1.), daß ein Fahrzeug von 50 Laſt 
und darunter in drei Werktage, uͤber 50 aber in 
ſechs Werktagen zugeladen werden ſolle, weil die 
Sonntage und Feſttage in der Regel nicht mit zu 
zählen find, wenn gleich in dringenden Fallen von 
der Polizei die Erlaubniß ertheilt wird, außer den 
Stunden des Gottesdienſtes mit dem Laden fortzu⸗ 
fahren. 

2) Iſt dieſe Friſt bei ſogenannten Schraubguͤtern ver⸗ 
doppelt worden (n 2), weil das Laden der Waaren, 
welche in das Schiff geſchraubt werden, die Ladung 
verzögert; 

J) die Beſtimmung über die neu hinzugekommenen und 

4) im 5. 4. die Anwendung dieſer Vorſchriften auf die 
Binnenſchiffobrt überhaupt feſtgeſetzt wird. Der . 
5. neu hinzugefügt. 


Zu €. 118. 

Die Commiſſion hat mit Recht bemerkt, daß der Zus 
ſatz 154, welcher dieſen § bildet, unanwendbar ſei und 
auf einem uͤberſehenen Schreib: oder Druckfehler der al⸗ 
ten Geſetze, aus welchen er entnommen iſt, beruhe. Es 
liegt von ſelbſt vor, daß das Gewicht einer Laſt Roggen 
nicht in 118 Pfund beſtehen koͤnne. Dieſer Zuſatz iſt aus 
Verſehen in dem rectificirten Entwurf mit abgedruckt und 
faͤllt daher allerdings weg. 


Zu 6. 119. 

Der Koͤnigsbergſche Entwurf hatte dieſen $ — den 
Zuſatz 155 — nicht wieder aufgenommen. Er betrifft nur 
die Bordingsfahrt von und nach Pillau. Das woͤchent⸗ 
liche Waͤchterlohn von 20 Sgr. iſt auch für einen Einzi⸗ 
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gen nicht zureichend und ließ ſich nur durch das ausfchlie- 
ßende Vorrecht der Bordingsrhederzunft zur Leichterfahrt 
von und nach Pillau erklären. In dieſer Beziehung be⸗ 
durfte es der Beibehaltung des Zuſatzes nicht, dagegen ift 
aber das Beduͤrfniß einer geſetzlichen Beſtimmung für die 
Unterbrechung der Leichter- und Binnenſchiffahrt durch 
Froſt vorhanden und wird daher auf die Befriedigung dieſes 
Bedürfniſſes angetragen. Dies gehört eigentlich für die 
allgemeine Geſetzgebung, es iſt indeſſen zugleich angetra⸗ 
gen, dafur auch in dem Provinzialrecht Vorfahrung zu 
treffen und deshalb die vom Commerzien: Collegium vor⸗ 
geſchlagenen Beſtimmungen in das Provinzialrecht aufzu⸗ 
nehmen; zumahl auch climatiſche Verſchiedenheiten der weſt⸗ 
lichen und oͤſtlichen Provinzen hierbei nicht ohne Einfluß 
find. Das Juſtiz⸗Miniſterium hat kein Bedenken getra⸗ 
gen, dieſem Antrage zu willfahren. 


Zu $. 120. 

Die in dem gegenwärtigen 9 — dem Zuſatz 156 — 
enthaltenen Vorſchriften ſind in dem revidirten Entwurfe 
wiederhergeſtellt. 

Zu 6. 121. 


In den Commiſſariſchen Entwurf iſt der Zuſatz 157 
nicht aufgenommen, da die Fracht gegenwaͤrtig von der 
Verabredung der Contrahenten abhaͤngt. Derſelbe enthält 
jedoch noch andre Beſtimmungen und hat daher der re⸗ 
vidirte Entwurf ihn beibehalten und das weitere anheim⸗ 
geſtellt. 

Zu 6. 122. 

Das Allg. Landrecht ſtellt im 5. 1767 t. c. den all: 
gemeinen Satz auf, daß die Gemeinſchaft zwiſchen dem 
Hauptſchiff und den ſaͤmmtlichen eingeladenen Waaren, for 
bald die Waare über den Bord des Hauptſchiffs gebracht, 
eintrete. Das Oſtpreußiſche Landrecht, der Zufa 158, 
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erweitert dieſe Beſtimmung, indem es die Gemeinſchaft 
mit dem Hauptſchiff eintreten laßt, fobald die Waare in 
den Bording (das Leichterfahrzeug) gebracht, weil das Leich⸗ 
terfahrzeug die Stelle des Hauptſchiffs vertritt. Es tritt 
mithin 
z. B. wenn das Seeſchiff, welches nicht bis Königsberg 
kommen kann, in dem Vorhafen Pillau oder auf der 
Rhede liegt und das Leichterfahrzeug eine Haverie auf 
dem friſchen Haff macht, ſchon die Gemeinſchaft ein. 
Der ß. 2. ſetzt jedoch die Ausnahme feſt, daß die 
Gemeinſchaft nicht eintrete, fo lange das Hauptſchiff von 
dem Hafen abweſend iſt, um Ladung anderwärts einzu⸗ 
nehmen, 
z. B. das Leichterfahrzeug hat in Königsberg Waaren 
eingeladen, um ſie in Pillau in das Hauptſchiff zu 
bringen, das Hauptſchiff aber liegt in Elbing oder 
Braunsberg, nun macht das Hauptſchiff auf dem fti⸗ 
ſchen Haff eine Haverei, hier trägt die Waare im Leich⸗ 
terfahrzeuge nichts bei. x 
Der 6. 3. fest eine zweite Ausnahme feſt, wenn in 
verſchiedenen Leichterfahrzeugen von verſchiedenen Arten 
Waaren gebracht werden, ſo entſteht die Gemeinſchaft un⸗ 
ter den Waaren nicht fruͤher, als bis ſie alle am Bord 
des Hauptſchiffes gebracht ſind; 
z. B. ein Leichterfahrzeug bringt Waaren aus Elbing, 
ein anderes aus Königsberg zum Hauptſchiffe nach Pil⸗ 
lau und das Elbinger Fahrzeug leidet Haverie auf dem 
friſchen Haff. 
Dieſe Beſtimmungen ſind keinesweges mit dem all⸗ 
gemeinen Prinzip der großen Haverei im Widerſpruch und 
find unverändert beibehalten. 


Zum $. 123, 
Auch dieſer Zuſatz 159, welcher ſich auf die Oertlich⸗ 
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keit des Pillauer Hafens gründet, iſt aus dem Provinzial: 
recht und dem Königsberger Entwurf, in welchem ſtatt 
des Bordings Leichterfahrzeug geſetzt iſt, unbedenklich 
zu übernehmen geweſen. 


Zu 6. 124. 

Einige Stimmen haben auf die Weglaſſung und Ver⸗ 
weiſung zum Allg. Landrecht angetragen. Es iſt indeſſen 
von der Mehrheit die Beibehaltung gewuͤnſcht und wegen 
veränderter Gerichtsverfaſſung: Schiffarths⸗ und Hands 
lungs = Deputation zu Memel, ſtatt Seegericht geſetzt 
worden. 

Zu 6. 125. 

Der 6. 1. des Zuſatzes 105 enthielt die Beſtimmung, 
welche im §. 125. unter 1. ſich befindet; um diejenigen 
zu bezeichnen, welche nicht zum Bauernſtande gehören, ob⸗ 
gleich ſie mit dem unmittelbaren Betriebe des Ackerbaues 
und der Landwirthſchaft ſich befchäftigen. Die beiden Preu⸗ 
ßiſchen Ober⸗Landes⸗Gerichte haben dieſe Beſtimmung in 
ihren Entwuͤrfen beibehalten. In den Berathungen zwi⸗ 
ſchen den Commiſſarien und den ſtaͤndiſchen Deputirten hat 
dagegen die Anſicht vorgeherrſcht, daß, da dieſe Perſonen 
gegenwärtig freie Eigenthuͤmer find und es jetzt keine eis 
gentliche baͤuerliche Laſten mehr giebt, ſondern die vorma⸗ 
ligen freien Bauern zum Stande der Landgemeinen mit 
allen übrigen ländlichen Grundbeſitzern, deren Beſitzungen 
nicht mehr als ſechs Hufen betragen, dieſe Beſtimmung 
nicht mehr zuläffig ſei. Es ward daher in den gedachten 
Conſerenzen beſchloſſen, die $. 1 und 2. dieſes Zuſatzes 
wegzulaſſen, fo wie auch den 8. 4. der bei der veraͤnder⸗ 
ten Verfaſſung ſeine Anwendbarkeit verloren habe. 

Das Juſtiz⸗Miniſterium hat indeſſen nicht geglaubt, 
dieſer Anſicht ſich anzuſchließen und ſchon auf Antrag dies 
fen Zuſatz aus dem revidirten Entwurf ausſcheiden zu laſ⸗ 
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fen. Allerdings haben die im $. 1. dieſes Zuſatzes gedach⸗ 
ten Perſonen das freie Eigenthum, allein auch freie Ei⸗ 
genthuͤmer koͤnnen zum Bauernſtande gehören, allerdings 
gehören fie zu einer Landgemeine, allein dieſe beſteht ja 
recht eigentlich aus Bauern. Der Bauernſtand iſt in die⸗ 
ſem Zuſatz in einem andern Sinne, als dem bei den Be⸗ 
rathungen zum Grunde gelegten, beſonders in dem civil⸗ 
rechtlichen Sinne aufgefaßt. Es iſt das Beduͤrfniß dazu 
der Provinz Preußen eigenthuͤmlich, indem es in derſelben 
Perſonen und Beſitzungen giebt, die weder zum Adel und 
zum Ritterſtande, noch zum eigentlichen Buͤrgerſtande und 
auch nicht zum Bauernſtande gehoͤren; in Anſehung der⸗ 
ſelben enthält daher der §. 2 und 3. nur die Beſtimmung, 
daß ſie den letztern nicht zugerechnet werden ſollen. 


Die Beibehaltung des $. 3. iſt in den Berathungen 
ſelbſt beantragt. 

Der 6. 4. hat zwar durch die Veränderung in der 
Ruſtikalverfaſſung ſeine Anwendung verloren und kann da⸗ 
her fuͤglich wegbleiben, er iſt nur zur Vorbeugung jedes 
Mißverſtaͤndniſſes beibehalten. 


Zu 6. 126. 

Dieſer 5 iſt bei der Reviſion des Provinzialrechts 
weggelaſſen, weil man ihn als durch die neuere Agrari⸗ 
ſche Geſetzgebung aufgehoben angeſehen hat. Dieſe Vor⸗ 
ausſetzung tritt jedoch nicht allenthalben ein und iſt daher 
dieſer $ in aller beſchraͤnkterer Faſſung beibehalten. 


Zu 6. 127. 
Eben dies iſt der Fall in Anſehung dieſes 9, welcher 
den Zuſatz 116 des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts wie⸗ 
dergiebt. 
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Zum $. 128 und . 129. 


Im Kommiffions- Entwurf iſt der ganze Titel von 
der Ehe ausgefallen, weil es in Oſtpreußen kein beſonde⸗ 
res Eherecht giebt und mit der Aufhebung des Oſtpreußi⸗ 
ſchen Staats⸗Miniſteriums die Zuſaͤtze 90 und 91 wege 
fallen, der Zuſatz 92 aber bei der Lehre von der Guͤter⸗ 
gemeinſchaft vorkommt. 

Die Zuſaͤtze 93 und 94 — die gegenwärtigen 99. 128 
und 129. — ſind zwar von den Staͤndiſchen Deputirten 
nicht näher erörtert, weil bei der jetzigen Reviſion des Oft: 
preußiſchen Provinzialrechts auf Aufhebung der bisherigen 
Succeſſion der adlichen Wittwer und Wittwen angetragen 
und die Beſtimmung, daß die adliche Wittwe, wegen des 
nachher eingebrachten Heirathsguts ein Wahlrecht haben 
ſoll, für gänzlich unpractiſch gehalten iſt. 

Da aber der Entwurf des Provinzialrechts vorzugs⸗ 
weiſe beſtimmt iſt, das beſtehende Recht zu conſtatiren und 
daher bei der Reviſion deſſelben Haupttheile verändert 
werden koͤnnen; fo hat das Juſtiz- Miniſterium ſich 
nicht für ermächtigt gehalten auf den bloßen Antrag der 
Stäͤndiſchen Deputirten den Entwurf nach dieſem Antrage 
abzuändern, ſondern iſt bei dem gegenwartigen Rechte 
ſtehen geblieben und muß die Annahme oder Ablehnung 
des oben gedachten Antrags den Berathungen der fernern 
Stadien und zunächſt der bevorſtehenden Landtags⸗Ver⸗ 
ſammlung überlaffen. Dies ſchien um fo nothwendiger, 
als die Succeſſion im Adel uͤberdem Gegenſtand einer 
landesherrlichen Landtags⸗Propoſition iſt. 

Wenn Oſtpreußen auch kein eigenes Eherecht im 
ſtrengen Sinn des Worts beſitzt und deſſelben bedarf; ſo 
hat dieſe Provinz doch deſto umfangreichere Beſtimmungen 
über das, das Vermögen der Eheleute betreffende Recht, zu 
welchem dieſe beiden $$ weſentlich gehören. Der revidirte 

Motive, Oſtpreußen. v 
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Entwurf hat daher die Zuſaͤtze 93 und 94 in den 69. 
128 und 129. beibehalten und in den erſtern zugleich 
die Beſtimmungen des Zuſatzes 96 §. 3. mit aufge⸗ 
nommen. 

Der Grund, aus welchem das der Wittwe zuſtehende 
Wahlrecht unpractiſch geworden ſein ſolle, iſt nicht an⸗ 
geführt und wurde auch keine weitere Folge, als die has 
ben, daß es nicht weiter ausgeübt werden koͤnne, was 
aber das Juſtiz⸗Miniſterium nicht hat berechtigen können, 
daſſelbe ohne Vernehmung der Provinziallandſtaͤnde in dem 
Entwurſe ausfallen zu laſſen. 


Zu g. 130. 


Dieſer § iſt aus dem Zuſatze 98 hier aufgenommen. 

Die Zuſaͤtze 99 und 100 gehören theils in das Erb⸗ 
recht (5. 137.) und find theils mit Aufhebung des Oſt⸗ 
preußiſchen Staats⸗Miniſteriums weggefallen. 


Zu 69. 131 — 133. R 

Die 56. 131. 132 und 133. ſind aus den Zuſaͤtzen 
101, 102 und 103 und der $. 134. aus dem Zuſatze 74 
übernommen. 

Das Familien Näherrecht beruht auf den äͤlteſten 
Preußiſchen Geſetzen und iſt aus dem Preußiſchen Land⸗ 
recht in das Oſtpreußiſche Provinzialrecht übergegangen 
und findet nur in Anſehung der Familien-Grundftüde, d. h. 
derjenigen Grundſtuͤcke Statt, welche in der Familie im 
Erbgang waren und auf dieſem Wege auf den Veräußerer 
gekommen waren. 

Es iſt indeſſen ſehr zweifelhaft, ob die ſpätere Geſetz⸗ 
gebung dieſes Recht nicht aufgehoben habe. Das Edict 
den erleichterten Beſitz und den freien Gebrauch des Grund» 
Eigenthums betreffend vom 9. October 1807, beſtimmt 
im §. 3. 
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Ein geſetzliches Vorkaufs⸗ und Näherrecht ſoll ferner⸗ 
hin nur bei Lehns⸗Ober⸗Eigenthuͤmern, Erbzinsherrn, 
Erbverpaͤchtern, Miteigenthuͤmern und da eintreten, wo 
eine mit andern Grundſtuͤcken vermiſchte oder von ihr 
umſchloſſene Beſitzung veraͤußert wird. 

Da unter den in dieſem Geſetz als beibehalten be⸗ 
zeichneten Gattungen des Naͤherrechts, das Familien⸗Naͤ⸗ 
herrecht nicht angeführt iſt; fo wuͤrde daſſelbe nach dem 
Buchſtaben des Geſetzes allerdings als aufgehoben anzu⸗ 
ſehen ſein. Der Commiſſariſche Entwurf iſt von dieſer 
Anſicht ausgegangen und daher dieſe Gattung des Naͤher⸗ 
rechts in das Provinzialrecht nicht wieder aufgenommen. 

In den Entwuͤrfen der Partikularrechte andrer Pro⸗ 
vinzen mit Ausnahme des Weſtpreußiſchen hat die Fort⸗ 
dauer des Familien⸗Naͤherrechts nicht zur Sprache kom⸗ 
men koͤnnen, weil daſſelbe in dieſen Provinzen als Pros 
vinzialrechtlich auch vor dem Edict von 1807 nicht galt 
und daher nur bei Preußen die Fortdauer oder Auf⸗ 
hebung deſſelben ein Intereſſe hat. 

Wenn gleich die Aufhebung dieſes Rechts nach dem 
buchſtäblichen Inhalt des Geſetzes keinem Zweifel zu um: 
terliegen ſcheint; fo durfte doch dieſe Aufhebung in andren 
Beziehungen ſo ganz zweifelfrei nicht erſcheinen. Das Fa⸗ 
milien⸗Naͤherrecht iſt ſchon nach dem allgemeinen Landrecht 
kein allgemein gesetzliches, ſondern findet nur als befonderes 
provinzielles Recht Anwendung und entſteht daher das Ber 
denken, ob das Edict von 1807 überhaupt auch die pro⸗ 
vinzialrechtlichen Beſtimmungen uber dieſen Gegenſtand 
habe aufheben wollen? Das Edict ſelbſt enthaͤlt dieje⸗ 
nige Klauſel nicht, welche für dieſen Fall in die Geſetze 
aufgenommen zu werden pflegt. Das Edict zerfällt in 
zwei Theile, von welchen der eine uͤber die Aufhebung 
der Unterthaͤnigkeit, der andre aber uͤber Rechte in Bezie⸗ 
hung auf die Freiheit des Grundbeſitzers handelt. Der 
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erſte Theil enthält 6. 12. die Beſtimmung, daß fein In: 
halt fuͤr alle Koͤnigliche Staaten gelten ſoll, der zweite 
Theil enthaͤlt dieſe Beſtimmung aber nicht und nimmt 
vielmehr in §. 9. die Ermelandſchen Lehne von dem Ge: 
ſetz ausdruͤcklich aus, berüͤckſichtigt mithin Provinzialrecht⸗ 
liche Vorſchriften. Eben ſo ergiebt ſich aus dem Geſetze 
ſelbſt, daß daſſelbe beſtehende und wohlerworbene Rechte, 
zumahl Familien-Rechte berüͤckſichtigt und ſich nur darauf 
beſchraͤnkt hat, dieſen Familien die Befugniß beizulegen 
ihre Familien⸗Rechte ſelbſt abzuändern oder zu modiſici⸗ 
ren, ſolcher Abaͤnderungen oder Modiſicationen ſich ſelbſt 
aber enthalten habe. Das Edict hat daher auch das ag⸗ 
natiſche Lehnsvorkaufsrecht unberührt gelaſſen, welches eben⸗ 
falls ein Familien-Naͤherrecht iſt und auf eben dem Fun⸗ 
dament, wie das Vorkaufsrecht in andern Familien⸗Guͤ⸗ 
tern beruht. Auch die in dem Edict beibehaltenen Gat⸗ 
tungen des Naͤherrechts beruhen auf keinen ſtaͤrkern Grün⸗ 
den, wie das der Familien⸗Mitglieder, da das Ober⸗ oder 
Mit⸗Eigenthum durch die Veraͤußerung des nutzbaren Ei⸗ 
genthums ungekraͤnkt bleibt. Sieht man auf den Zweck 
des Edicts von 1807; fo iſt das Familien-Näherrecht grade 
diejenige Gattung deſſelben, welche dieſem Zweck am we⸗ 
nigſten entgegenſteht, da es den freien Verkehr mit dem 
Grundeigenthum übera nicht beſchraͤnkt und keine andre 
Wirkung, als den Eintritt eines andern Kaͤufers hat. 

Bei dieſen Zweifeln ſchien es dem Juſtiz-Miniſterium 
bedenklich, über dieſen Gegenſtand ſich entſchieden auszu⸗ 
ſprechen und die bisherige provinzielle Geſetzgebung als 
aufgehoben anzunehmen, es ſchien ihm um. fo. mehr an⸗ 
gemeſſen, ſie in dem revidirten Entwurf beizubehalten und 
die Bedenken der Erwaͤgung der fernern legislatoriſchen 
Stadien anheim zu ſtellen und dies um ſo mehr, als da⸗ 
bei auch legislative Momente zu beruͤckſichtigen fein duͤrf⸗ 
ten, wohin unter andern die Erörterung gehoren dürfte, 
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ob wirklich erhebliche Gründe vorhanden find, den Mit: 
gliedern der Familien dies Mittel zu entziehen, alte Fami⸗ 
lien⸗Beſitzungen in der Familie zu erhalten. 

Aus dieſen Gruͤnden hat der revidirte Entwurf das 
Familien⸗Näherrecht bis zum weitern Beſchluſſe unverän⸗ 
dert beibehalten. 


Zu 6. 135. 


Dieſer § beruht auf den Zuſatz 95 des Oſtpreußiſchen 
Landrechts. Der commiſſariſche Entwurf hat ihn nicht 
beibehalten, weil Niftel, Grade und Heergeräth in Preu⸗ 
ßen niemals üblich geweſen ſei. Der revidirte Entwurf iſt 
aber von der Anſicht ausgegangen, daß die 1801 für feine 
Aufnahme Statt gehabten Gründe auch noch gegenwärtig 
fortdauern und daß aus der Auslaſſung leicht auf die Auf⸗ 
hebung gefolgert werden konnte. Ob dieſer $ beſtehen blei⸗ 
ben oder wegfallen ſoll? iſt übrigens lediglich eine theore⸗ 
liſche Frage. 

Zu $. 136. 

Dieſer $ enthält den 30ſten Zuſatz des Oſtpreußiſchen 
Landrechts; der commiſſariſche Entwurf hat ihn nach den 
Anträgen der Staͤndiſchen Deputirten nicht beibehalten, weil 

1) das Vorzugsrecht der Brüder eine Einſchraͤnkung des 
freien Verkehrs in ſich enthalte, 

2) nach der Koͤllmiſchen Succeſſion den Schweſtern ein 
gleiches Sucteſſionsrecht zuſteht, 

3) die vormalige Einſchraͤnkung, daß Köllmiſche Güter 
nicht unter 3 Hufen getheilt werden durften, nicht mehr 
Statt findet und 

4) fo weit die Erinnerung unter den Commiſſarien ſich 
erſtreckt, noch niemals hierüber ein Streit obgewal⸗ 
tet hat. 

Das Juſtiz⸗ Miniſterium hat das dieſen Gruͤnden 
beigelegte Gewicht nicht theilen konnen, indem 
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Zu 1) der freie Verkehr ſelbſt hierdurch uͤberall nicht 
eingeſchraͤnkt wird, da es für keine Einſchränkung deſſelben 
angeſehen werden kann, ob in demſelben Jemand ein Vor⸗ 
zugsrecht hat, 

Zu 2) dies Succeſſionsrecht ſelbſt dadurch gar nicht ge⸗ 
ſchmaͤlert wird, daß ein oder der andere der Erbintereſſenten 
ein Vorzugsrecht hat, einen Gegenſtand der Erbſchaftsmaſſe 
in natura anzunehmen, auch der 

zu 3) gedachte Grund nicht entgegenſteht, indem die 
Gründe, welche den Beſitz des Grundbeſitzes im Man⸗ 
nesſtamm wuͤnſchenswerth machen, überall nicht befeitigt 
find und endlich 

zu 4) die dort angeführte Erfahrung aus dem jetzt be 
ſtehenden Verbot eben fo erklaͤrlich iſt, als bei Aufhebung des 
Verbots ſolche Erfahrungen werden gemacht werden. Wenn 
hiernach ſtrengere Gründe die Aufhebung dieſes Zuſatzes 
nicht motiviren mögten; fo ſtehen der Aufhebung noch an⸗ 
dere Gründe entgegen, zu welchen inſonderheit die Ruͤckſicht 
gehört, daß erhebliche Nüdfichten die Erhaltung des Grund⸗ 
Eigenthums in der Familie rathſam machen. 

Aus dieſen Gruͤnden hat das Juſtiz⸗ Miniſterium ſich 
nicht fuͤr veranlaßt oder befugt erachtet, dieſe Vorſchrift 
in dem revidirten Entwurf wegzulaſſen, ſondern hat ſie, 
weitern Befchlüffen anheimgebend, in demſelben um fo 
mehr beibehalten als die Weglaſſung mit den Grund⸗ 
ſätzen in Widerſpruch ſtehen würde, welche der zur Bera⸗ 
thung des Landtags beſtimmte Entwurf über die Sucteſ⸗ 
ſion im Ritterſtande angenommen hat. 

Zu 9. 137. 

Dieſer $ beruht auf dem Zuſatz 99 und rechtfertigt 
ſich durch ſich ſelbſt. 

Zu $. 138. 

Die Guͤtergemeinſchaft und das Succeſſionsverhaͤltniß 
unter Ehegatten uͤberhaupt und unter denen adlichen Stan⸗ 
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des find in den Berathungen über die Reviſion des Oſt⸗ 
preußiſchen Provinzialrechts umfänglichen Discuſſtonen un: 
terworfen worden. 

Ueber die Frage: ob die Guͤtergemeinſchaft unter Ehe⸗ 
leuten buͤrgerlichen und baͤuerlichen Standes als Regel fer⸗ 
nerhin aufgeſtellt werden ſolle? ſind dabei die Anſichten ſehr 
verſchieden geweſen. 

Die Ober⸗Landes gerichte zu Königsberg, Inſterburg 
und Marienwerder haben ſich fuͤr die Beibehaltung dieſes 
aus den aͤlteſten Zeiten ſich herſchreibenden Inſtituts er⸗ 
klärt, welches nach Preußen mit dem in der Culmiſchen 
Handveſte von 1251 eingeführten des Flaͤmiſchen Recht 
gekommen und in Oſt- und Weſtpreußen nach den Lands 
rechten von 1620, 1685 und 1721 Buch IV. Tit. 15. 
mit Ausnahme des Adels, und in Danzig nach der Will⸗ 
khr Bd. I. Tit. V. §. 15. als Regel unter allen Eheleuten 
Statt findet. In aͤlteren Zeiten waren, wie in den Vorarbei⸗ 
tungen der gegenwärtigen Reviſion bemerkt iſt, die Ausſchlie⸗ 
ßungen der Guͤtergemeinſchaft zwar unerhört, in neuern Zeiten 
kommen aber ſolche Ausſchließungen durch Ehevertraͤge in 
Oſtpreußen ſelbſt unter Perſonen gemeinen Standes nicht 
ſelten vor. Bei den Berathungen mit den Staͤndiſchen 
Deputirten ſind die Meinungen fuͤr und wider ausführ⸗ 
lich vorgetragen. Es haben für die Beibehaltung der Gi: 
tergemeinſchaft geſtimmt: 

1) die Landgemeinen mit zwei Stimmen, 

2) von der Ritterſchaft zwei Stimmen und zwar mit 
dem Antrage, daß fie auch unter dem Adel, inſofern 
er nicht Ritterguͤter beſitzt, eintreten ſolle, 

3) zwei Mitglieder der Commiſſlon, 

wogegen wider die Beibehaltung geſtimmt haben. 

1) Die beiden Deputirte der Städte (Landvoigtei⸗Ge⸗ 

richts Director v. Olzewsky und Ctiminalrath Brand), 
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welche ſich zu einer itio in partes befugt halten woll⸗ 
ten, welches aber beſtritten ward, 

2 ein ritterſchaftlicher Deputirter und 

3) ein Mitglied der Commiſſion. 

Es iſt daher die Mehrheit der Slimmen fuͤr die Bei⸗ 
behaltung des alten Rechts geweſen und haben nicht, wie 
im Commiſſions⸗Protokoll bemerkt, aber von der Commiſ⸗ 
ſion ſelbſt in ihren Motiven nachtraͤglich berichtigt iſt, die 
Stimmen gleich geſtanden. Es kommt indeſſen bei diefer fo 
wichtigen und durchgreifenden Frage für die gegenwärtige 
Lage der Sache eben ſo wenig auf die Meinung der De⸗ 
putirten und der Commiſſarien, als des, den Entwurf vor⸗ 
legenden, Juſtiz⸗Miniſters an, welche letztere dahin gehen 
würde, daß Ritter- und Bauerguͤter nie in der ehelichen 
Guͤtergemeinſchaft begriffen fein koͤnnen und letztere im Adels: 
ſtande unzuläffig, im Bauernſtande nur ruͤckſichtlich des Erz 
werbs und im buͤrgerſchaftlichen Stande nur allgemein mög: 
lich ſei. Die Erfahrung, daß die Ausſchließung der ehelichen 
Guͤtergemeinſchaft in ſpaͤtern Zeiten weit häufiger geworden 
ſind, iſt auch in andern Provinzen des Staats gemacht, allein 
dabei auch die Erfahrung, daß dieſe Aufhebungen vorzugs⸗ 
weiſe von Seiten der Braut und ihrer Angehoͤrigen gefor⸗ 
dert werden. Der Grund dieſer Ausſchließungen dürfte da⸗ 
her wohl nicht ſowohl in der Abneigung gegen die Guͤterge⸗ 
meinſchaft, als vielmehr in der, vielleicht in Leichtfinn uͤberge⸗ 
benden Leichtigkeit, mit welcher ſo oft Ehen eingegangen 
werden, und in der durch Speculationen herbeigeführten 
Unſicherheit des Vermoͤgens auf der einen, und in dem 
pflichtmaͤßigen Beſtreben der Vertreter der Braut, deren 
Vermoͤgen aus der Mitverwickelung in ſolche Chanzen durch 
Ausſchließung der Gemeinſchaft zwiſchen einem ſichern und 
einem unſichern Vermoͤgen zu bewahren auf der andern 
Seite, liegen. 
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Mögen die Stimmen für die Aufhebung noch fo zahle 
reich und die Gründe für dieſelbe noch fo gewichtig ſein; 
fo iſt doch die Vollmacht ſowohl des Juſtiz-Miniſteriums 
und feiner Commiſſarien, als der Ständifchen Deputirten 
nur auf Vorſchlaͤge beſchraͤnkt und erſtreckt fi nicht auf 
Abänderung des beſtehenden Provinzialrechts. Das Ju⸗ 
ſtiz⸗Miniſterium ſoll den Entwurf des beſtehenden Pro: 
vinzialrechts ausarbeiten oder durch feine Commiſſarien 
ausarbeiten laſſen und ihn den Staͤndiſchen Deputirten 
vorlegen, damit dieſe ihre Erinnerungen gegen die Vollſtaͤn⸗ 
digkeit des Entwurfs vortragen und zur gemeinſchaftlichen 
Deliberation bringen und auch ihrer Seits gutachtliche Be⸗ 
merkungen und Vorſchlaͤge machen; die Prüfung und Würs 
digung der einen wie der andern Arbeit und noch weit 
mehr die Annahme derſelben ſteht aber den fernern legisla⸗ 
toriſchen Stadien zu. 


Es folgt hieraus von ſelbſt, daß der nach den oben 
erwähnten Vorarbeiten vorzulegende Entwurf, zwar alle 
gegen das beſtehende Recht gemachten Bedenken vortragen, 
allein nach denſelben den Entwurf des beſtehenden Rechts 
beſonders in den durchgreifendſten Fragen nicht abaͤndern und 
ſolchergeſtalt anftatt eines Entwurfs des beſtehen den Rechts, 
das Project eines künftigen Provinzialrechts vorlegen 
dürfe, Letzteres wird demnaͤchſt aus den Beſchluͤſſen über 
die vorgeſchlagenen Abänderungen ſich von ſelbſt ergeben. 


Der revidirte Entwurf hat hiernach auch fuͤr dieſe 
Gegenftände im Weſentlichen nur auf der Baſis des beſte⸗ 
henden Rechts abgefaßt werden koͤnnen. 


Die Zuſaͤtze 92 und 96 find daher beihehalten. 


Zu 6. 130 — 150. 


Dieſer 5 iſt in feiner Allgemeinheit aus dem Zuſatz 
90 des jetzigen Oſtpreußiſchen Landrechts übernommen. 


Be 


In den Conferenzen zwiſchen den Commiſſarien und 
den Landſtaͤndiſchen Deputirten vom 10. Juli, 31. Auguſt 
und 3. September 1835, in welchen die Erklaͤrungen der 
Kreisſtaͤnde über das Erbfolgerecht des Adels vorgetragen 
wurden, haben über dieſen Gegenſtand ſehr ausfuhrliche 
Discuſſionen Statt gehabt, in welcher vom Stande der 
Ritterſchaft das Princip 

daß es fuͤr das Wohl des Staats wichtig fei, kraͤftige 

ländliche Grundbeſitzer zu haben und zu erhalten 
zum Grunde gelegt und einſtimmig angenommen iſt, 

1) daß es nothwendig ſei, durch die Geſetzgebung die 
Zerſplitterung der ländlichen Grundftüde in unendlich 
kleine Theile zu verhindern, 

2) daß, was den Adel betrift, eine eigenthuͤmliche Suc- 
ceſſions⸗ Ordnung der Ehegatten nicht erſprieslich und 
daß die im Provinzialrecht Zuſatz 96 §. 1 — 17. bie: 
her eingeführte nicht beizubehalten ſei, 

3) daß die Gütergemeinfchaft bei dem Adel, der nicht 
Ritterguͤter beſitzt, wie bei Bürgerlichen eintreten, und 

dem überlebenden Ehegatten das beneficium taxa zus 

ſtehen möge, 

4) daß der Stand der Ritterſchaft in die Stelle des 
Adels trete ohne Ruͤckſicht der Geburt und für dieſe 
eine Succeſſions⸗Ordnung einzuführen ſei, welche dem 
Zweck, die Gutsbeſitzer kräftig zu erhalten, 
entſpreche. 

Welche anderweitige Erbfolge in die Stelle der gegen⸗ 
wärtigen für die Rittergutsbeſitzer eintreten ſolle, hierüber 
iſt eine beſtimmte Einigung nicht zu Stande gekommen. 

a) Ein Mitglied des Ritterſtandes hat die Beſtim⸗ 
mung der allgemeinen Geſetzgebung anheimgeſtellt, 

b) ein anderes wuͤnſcht eine Erleichterung, Fideikom⸗ 
miſſe uberhaupt zu ſtiften, vorzüglich dadurch 
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1) daß kein Minimum, unter welchem fie nicht er⸗ 
richtet werden duͤrften, feſtzuſetzen und 

2) die das Pflichttheil betreffenden Geſetze, in Ruͤck⸗ 
ſicht dieſer Fideikommiſſe, außer Kraft zu ſetzen, 

3) Primogenitur mit Vorzug des maͤnnlichen Ge⸗ 
ſchlechts einzufuͤhren, jedoch den Eltern die Be⸗ 
fugniß geſtatte, durch Teſtamente eine andere Erb⸗ 
folge zu beſtimmen. 

Dieſes Mitglied hat ſpaͤter bei der Berathung über die 
Rechte des Adels für ſaͤmmtliche Rittergutsbeſitzer auf Erei⸗ 
rung eines neuen Adels in drei Klaſſen nach dem Verhaͤlt⸗ 
niß des mehr oder weniger verſchuldeten Zuſtandes ſeiner 
Beſitzungen angetragen. 

Ein dritter Deputirter der Ritterſchaft iſt 
dieſem Voto beigetreten, mit Ausnahme jedoch der Primo⸗ 
genitur, wogegen die Beſtimmung, wer ſuccediren ſolle, dem 
Vater, oder in Ermangelung einer Einigung unter den 
Erben, dem Looſe zu überlaſſen. 

Eine vierte Stimme ſprach ſich in folgender Art aus: 

a) ſie trete dahin bei, daß ſie auch wuͤnſche, durch Er⸗ 
leichterung der Fideikommißſtiftungen den Stand der 
Gutsbeſitzer zu erkraͤftigen, jedoch unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß das Landgut hoͤchſtens bis zur Hälfte des 
Werths verſchuldet wäre, und 1000 Thlr. Netto: Res 
venuͤen habe, 

b) daß von der Zeit ab, als es zu einem Fideikommiß 
beftimmt, keine weitere Verſchuldung zuläffig ſei, 

e) daß der Fideikommißfolger, welchen der Vater mit 
Bevorzugung des maͤnnlichen Geſchlechts zu beſtellen 
habe, die Verpflichtung uͤbernehmen ſolle, durch all⸗ 
mählige Abzahlung das Gut ſchuldenfrei zu machen, 

a) wenn dieſes bewirkt wäre, ſolle er die Zinſen von 
tel des ermittelten Werths den Allodialerben auszahlen, 
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e) an dem übrigen Allodialnachlaſſe ſolle der Fideikom⸗ 
mißfolger keinen Antheil nehmen, 

1) das Minimum eines ſolchen Fideikommiſſes ſolle auf 
20,000 Thlr. beſtimmt werden. 

8) zur Abſchaͤtzung der Fideikommiſſe ſollen eigenthuͤm⸗ 
liche Taxprinzipien entworfen werden, 

h) dieſe Fideikommiſſe ſollten durch Familien» Verträge 
nicht aufgehoben werden duͤrfen, 

i) ab intestato ſolle die Fideikommißfolge nach den Grund⸗ 
ſaͤtzen der Primogenitur eintreten. 

Gegen dieſes Votum wurde von der vorhergehenden ein- 
gewendet, 

1) daß dieſer Vorſchlag auf eine Peerie hinausgehe, wel⸗ 
che dem Beduͤrfniſſe des Staats nicht entſpreche. Er 
hingegen beabſichtige eine im Volk wurzelnde Ariſto⸗ 
kratie durch ein allgemeines Erbfolgegeſetz für Alle oder 
doch wenigſtens den größern Theil des Grundeigen⸗ 
thums zu bewirken. 

2) Ohne ein allgemeines Erbfolgeſetz würde eine ſolche 
Peerie ein Gegenſtand des Haſſes und des Angriffs 
werden, ohne materielle Macht zu beſitzen. In der 
von ihm ſich gedachten volksthuͤmlichen Ariſtokratie 
möge ſich alsdann eine Peerie bilden oder nicht, wie 
es die Zeit und die Macht der Verhaͤltniſſe mit ſich 
bringen wuͤrde, 

wogegen erwiedert wurde: 
daß mit jenem Vorſchlage keinesweges eine Peerie fons 
dern nur einem kraͤftigen Gutsbeſitzerſtand durch die 
Feſthaltung eines Gutes bei einer und eben derſelben 
Familie beabſichtigt werde. 
Die Landgemeinen haben ihrerſeits die bisherige Suc⸗ 
ceſſion für ſich beizubehalten angetragen und über die Frage: 
ob die bisherige Succeffion der Ehegatten bei dem 
Adel bleiben ſolle 
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zu votiren ſich für inkompetent erachtet; in Ruͤckſicht des 
Staatsintereſſe hat einer der Deputirten ſich dafuͤr erklaͤrt, 
daß die Beſtimmung der allgemeinen Geſetzgebung, der 
andere aber (in Uebereinſtimmung mit einem der ſtaͤdtiſchen 
Deputirten) den Berathungen zum Landtage überlaffen 
werde. Der andere ſtaͤdtiſche Deputirte hat ſich durchaus 
gegen die Anträge in Ruͤckſicht der Fideikommiſſe und Ma⸗ 
jorate und auf den Fall, daß ſie errichtet werden ſollten, 
für Beſtimmung eines Maximums ausgeſprochen; was dar⸗ 
über vorhanden wäre, fol zur Vertheilung kommen. 

Der Commiſſarius der Regierung hat ſich uͤberhaupt 
gegen die Fideikommiſſe erklart, und billigt das Votum 
desjenigen Deputirten der Ritterſchaft, welche eine ander⸗ 
weitige Succeſſions-Ordnung der allgemeinen Geſetzgebung 
uͤberlaſſen will. 

In dieſer Lage der Sache hat die Commiſſion nicht 
weiter in der Sache eingehen konnen und hat ihre Anſicht 
mit wenigen klaren Worten dahin geäußert: da fie nicht 
das Mindeſte wider den Antrag, die gegenwärtige Succeſ⸗ 
ſions⸗Ordnung aufzuheben, einzuwenden und anheimſtelle, 
die Erbfolge des allgemeinen Landrechts auf den Fall, daß 
keine Guͤtergemeinſchaft unter den Eheleuten Statt gefun⸗ 
den hat, eintreten zu laſſen. 

Aus den beim vorigen $ angeführten Gründen ergiebt 
ſich von ſelbſt, daß der revidirte Entwurf in Anſehung der 
Erbfolge im Adel das beſtehende Recht hat zum Grunde 
legen muͤſſen. 

Die dahin gehoͤrigen §. 1 — 17. des Zuſatzes 96 
find: daher in die 99. 139 — 150. des revidirten Entwurfs 
aufgenommen worden. 


Zu h. 151. 


Ueber die Frage, ob die Gütergemeinfchaft unter Eher 
leuten bürgerlichen und baͤuerlichen Standes als Regel fer- 
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nerhin gelten fol? find, wie bereits oben bemerkt iſt, die 
Anſichten der Commiſſarien und Deputirten ſehr verſchie⸗ 
den geweſen, die Mehrheit der Stimmen jedoch fuͤr deren 
Beibehaltung ausgefallen. 

Aus den Bemerkungen zu den vorhergehenden 99 er⸗ 
geben ſich die Gründe, aus welchen der revidirte Entwurf 
auf der Baſis des beſtehenden Rechts hat verbleiben muͤſ⸗ 
ſen. Das iſt grade bei dem vorliegenden Gegenſtande um 
fo mehr der Fall, als unter den Deputirten der Städte 
kein Einziger aus dem eigentlichen Buͤrgerſtande ſich bes 
fand und die Deputirten der Landgemeine angetragen ha⸗ 
ben, „ihrer Seits die bisherige Succeſſion fr ſich beizu⸗ 
„behalten“. 

Es kann daher hier nur von Bemerkungen uͤber ein⸗ 
zelne Beſtimmungen die Rede ſein. 

So viel dieſe betrifft; fo iſt in dem Commiſſariſchen 
Entwurf der §. 18. des Zuſatzes 96 weggelaſſen, weil er 
überflüffig ſei, da er in dem Zuſatz 53 enthalten iſt. Das 
iſt aber eines Theils nicht der Fall, und andern Theils iſt 
die dieſen Satz enthaltende Beſtimmung in der neuen Re⸗ 
daction in dieſen $. 151., wohin er eigentlich gehört, 
übernommen und kann daher der zweite Abſatz dieſes § 
ſchon deshalb nicht wegbleiben. 


Zu 8. 152 — 155. 

Dieſe 90 find aus dem §. 19 und 20. des Zuſatzes 
97 beibehalten und haben ſich im Allgemeinen keine Ein⸗ 
wendungen erhalten. Nur iſt im §. 154. ausdrücklich be: 
merkt, daß dem uͤberlebenden Ehegatten das beneficium 
taxae zuftehe und vorgeſchlagen, daß die Miterben keine 
Ausſtellungen gegen die gerichtliche Taxe zu machen und 
Mehrgebot auszuüben, wozu fie gegenwärtig die Befugniß 
haben. Als Grund iſt angeführt, daß dieſe Beſtimmung 
nuͤtzlich wirken werde und ihrem Zwecke vollkommen ent: 


Peer 


ſpreche. Da dieſer Zuſatz, wenn dieſe Vorausſetzung ge⸗ 
gründet iſt, nützlich ſein würde, dieſe Vorausſetzung aber 
bei den landtaͤglichen Discuffionen näher erörtert werden 
wird; ſo hat der revidirte Entwurf dieſes Amendement 
mit aufgenommen. 

Es iſt ferner bei dieſen Berathungen der in den Ge⸗ 
ſetzen bisher nicht vorgeſehene Fall, daß der uͤberlebende 
Ehegatte nur mit einem leiblichen Kinde am Nachlaſſe 
concuxrirt und daher nicht Erbe im größern, ſondern nur 
im gleichen Theile iſt, zur Sprache gekommen und wegen 
deſſelben die in den §. 153. aufgenommene Beſtimmung 
vorgeſchlagen. 


Zu . 153. 

Es iſt vorgeſchlagen, den 6. 20. des Zuſatzes 96 weg⸗ 
zulaſſen und die Erganzung der darin gedachten Beſtim⸗ 
mungen des Allg. Landrechts in Antrag zu bringen. Da 
für die Weglaſſung kein erheblicher Grund angeführt iftz 
ſo hat der revidirte Entwurf dieſe Beſtimmung in 6. 153. 
beibehalten. 


Zu 9. 154. 8 
Dieſer 6 iſt bereits oben §. 152 — 155. erörtert. 


Zu 6. 155. 

Auf die Beibehaltung dieſes § iſt angetragen und zus 
gleich anheimgeſtellt, ihn auf ſaͤmmtliche Lehrer bei den 
übrigen Univerfitäten auszudehnen und dieſen Gegenſtand 
deshalb zur allgemeinen Geſetz⸗Reviſion hinzugeben. 


Zu 6. 157. 


Dieſer $ überträgt die Beſtimmung des §. 22. des 
Zusatzes 97. 


u 
Zu $. 158 und 159. 

Dieſe 55 bilden die Zufäße 82 und 83 des Oſtpreu⸗ 
ßiſchen Provinzialrechts, welche auf der Declaration vom 
25. März 1790 und dem Reſcript vom 5. März 1793 
beruhen. 

Die Beibehaltung dieſer 96 find in Anſehung der noch 
nicht revidirten Bauern allerdings an ſich ſchon nothwen⸗ 
dig und daher auch von den Koͤnigl. Regierungs-Commiſ⸗ 
ſarien darauf angetragen. Wenn dieſelben vorgeſchlagen 
haben, an der Stelle dieſer 65 ein Bezugnehmen auf die 
angeführte Declaration und das Reſcript von 1793 treten 
zu laſſen; ſo iſt dazu keine Veranlaſſung vorhanden und niche 
abzuſehen, aus welchem Grunde man den in dem Oſtpreu⸗ 
ßiſchen Provinzialrecht aufgenommenen Inhalt dieſer Be⸗ 
ſtimmungen ſtreichen und dagegen auf zwei geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen verweiſen ſollte, zu welchen beim Mangel eis 
ner Geſetzſammlung für Oſt⸗ und Weſtpreußen aus dies 
ſem Zeitraum der Zugang uͤberhaupt und beſonders dem 
Stande, welchen der Inhalt derſelben beſonders intereſſirt, 
nicht leicht iſt. Provinzialrechte muͤſſen uͤberhaupt den 
Inhalt der einzelnen provinziellen Geſetze moͤglichſt auf⸗ 
nehmen und nicht bloß im Allgemeinen nur auf ſie ver⸗ 
weiſen; es genuͤgt, wie im revidirten Entwurf geſchehen iſt, 
die Quelle anzugeben. 

Der revidirte Entwurf hat daher dieſe beiden 98 um 
ſo mehr beibehalten, als die Deputirten der Landgemeinen 
auf die Beibehaltung ihrer bisherigen Succeſſions⸗Ordnung 
angetragen haben. 


$. 160. 


Dieſer § beruht auf dem Zuſatz 239 und iſt hierher 
uͤbertragen, da er hier ſeine eigentliche Stelle hat. Die 
Staͤndiſchen Deputirten haben einſtimmig darauf angetra⸗ 
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gen, daß dieſes Erbrecht auf die Gemeinden und Domis 
nien generaliſirt und auch dieſen unter den bei den Ar⸗ 
men» Anſtalten vorgeſchriebenen Modalitaͤten beigelegt wer⸗ 
den möge. Da bei denſelben die naͤmlichen Gründe, wie 
bei den Armen⸗Anſtalten eintreten; jo hat das Juſtiz⸗Mi⸗ 
niſterium unter Vorausſetzung der Allerhoͤchſten Genehmi⸗ 
gung wohl geglaubt, dieſen billigen Antrag in den revidir⸗ 
ten Entwurf aufnehmen zu koͤnnen, und bemerkt nur noch, 
daß in dem letztern in F. 160. in der erſten Zeile S. 57 
binter dem Worte „einem“ durch ein Druckverſehen das 
Wort: Dominium ausgelaſſen iſt. 


Motive, Olpreuben. e 


Zweiter Theil. 
Lehnrecht. 


Bei dem Lehnrecht iſt im Allgemeinen zu bemerken, 
daß die daſſelbe betreffenden Beſtimmungen des Oſtpreußi⸗ 
ſchen Provinzialrechts, alſo die Zuſätze 31 bis 68 einſchließ⸗ 
lich, mit Ausnahme des die Nutzungen des letzten Jahres 
betreffenden Zuſatzes 49, bei den Berathungen mit den 
Staͤndiſchen Deputirten uͤberall nicht zur Discuſſion gekom⸗ 
men find. Das Ober-Landesgericht zu Königsberg hatte 
fie zwar in dem von ihm abgefaßten Entwurfe näher bear 
beitet und die Commiſſion dieſen Entwurf zur Berathung 
geſtellt, allein die Staͤndiſchen Deputirten hielten ſich nicht 
für competent zur Prufung deſſelben, nach ihrer Anſicht 
hätten die Lehnsverhaͤltniſſe überhaupt zum größten Theil 
aufgehört und was davon noch vorhanden ſei, nähere ſich 
vom Tage zu Tage dem gaͤnzlichen Verſchwinden. Sie er⸗ 
klaͤtten, daß fie zu den das Lehnrecht betreffenden Zuſaͤtzen 
keine beſondere Antraͤge zu verlautbaren haͤtten, vielmehr 
der Redaction des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts die erfor⸗ 
derlichen Veränderungen anheimſtellten. 

Die Anſichten der Staͤndiſchen Deputirten wichen je⸗ 
doch in ihren Gründen und in ihrem Umfange von eins 
ander ab. Nach der einen Anſicht „weicht das ganze Lehn⸗ 
„recht von dem gemeinen Rechtsbegriff und der Natur defs 
„ſelben am weſentlichſten ab; ſei dies im Ganzen der Fall, 
„ſo treffe es conſequent auch bei den einzelnen Beſtim⸗ 
„mungen zu; man muͤſſe alſo, wenn man das Ganze abaͤn⸗ 
dere, den einfacheren Beſtimmungen des Allg. Landrechts den 
„Vorzug einräumen.“ Nach einer andern Anſicht, die 
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bauptfächlich die des dem Ermelande angehoͤrigen Deputirten 
war, „iſt das Lehnrecht überhaupt den jetzigen Oſtpreußi⸗ 
„Shen Verhältniffen unangemeſſen, da die Auslöſchung der 
„Lehnsqualität in der Willkühr jedes Beſitzers, wenige 
„ſtens, wenn er Söhne hat, ſtehe; principaliter ſei daher 
„die Verwerfung jedes provinziellen Lehnrechts wuͤnſchens⸗ 
„werth, werde daſſelbe aber feſtgehalten, fo fei daſſelbe, ab⸗ 
„geſehen von den durch fpätere Geſetze gebotenen Verände⸗ 
„rungen, unangetaſtet zu laffen und nicht zu verändern, zu⸗ 
„mal über zweifelyafte Stellen ein usus forensis ſich ge⸗ 
„bildet habe. Andere widerſprachen dem behaupteten usus fo- 
„mensia, 

Im Allgemeinen ſtellte ſich indeſſen doch die Anficht 
heraus, daß von dem Antrage auf gaͤnzliche Verwerfung 
des Lehnrechts in Oſtpreußen und Litthauen zu abſtrahiren, 
eine Verbeſſerung deſſelben aber unerläßlich und inſonderheit 
das unabweichlich Antiquirte wegzulaſſen ſei. 

Auf dieſer Bahn iſt die Reviſion des Oſtpreußiſchen 
Lehnrechts erfolgt und hat um ſo weniger weiter gehen 
koͤnnen, als die Aufhebung der Lehnsverhaͤltniſſe und des 
Lehnrechts, auch wenn dazu eine Veranlaſſung vorläge, 
die Gränzen der vorliegenden Aufgabe uͤberſchreiten würde, 
zumal da der ſchon im Jahre 1810 von den Staͤn⸗ 
den gemachte Antrag auf gaͤnzliche Aufhebung des Lehns⸗ 
Nexus in Oſtpreußen von dem damaligen Comité der 
Staͤnde nicht bevorwortet und von dem Landesherrn 
auch nicht angenommen iſt, weil dadurch die Jura quae- 
sita der Agnaten und Mitbelehnten gekraͤnkt werden wuͤr⸗ 
den, von denen keinesweges behauptet werden koͤnne, daß 
ſie werthlos ſeien. 
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Erſter Titel. 
Oſtpreußiſches und Litthauiſches Lehnrecht. 


§. 161. 

Diefer § iſt aus dem Zuſatze 57. des Provinzialrechts 

übernommen. 
$. 162. 

Darüber: ob des Unterſchiedes in adliche und unad⸗ 
liche Lehne in dem Provinzialrechte ferner zu erwähnen fei? 
iſt vielfach diskutirt. Bei den Berathungen iſt man ge⸗ 
gen die Beibehaltung dieſes Unterſchiedes geweſen, da 
ſchon 1732 nur noch ſehr wenige unadliche Lehne vorhan⸗ 
den geweſen und ſolche gegenwärtig gar nicht mehr exiſtir⸗ 
ten. Obwohl manche Güter in Urkunden und Hppothe⸗ 
ken⸗Buͤcher noch den Namen eines unadlichen Lehns 
führten; fo ſeien fie doch ſeit rechtsverjaͤhrter Zeit in Erb⸗ 
fällen wie Allodien behandelt, wie aus den in den Jahren 
1828 und 1829 von ſaͤmmtlichen Untergerichten erftatteten 
Berichten hervorgehe und dies auch in dem dem Ober⸗ 
Landesgericht zu Marienwerder zugeſchlagenen Theile Oſt⸗ 
preußens der Fall ſei. 

Das Juſtiz⸗Miniſterium hat nicht geglaubt, dieſen 
bisher beſtandenen Unterſchied ohne vorgängige Discuſſio⸗ 
nen in den fernern Stadien aus dem Provinzialrechte weg⸗ 
laſſen zu konnen, da derſelbe größtentheils auf factiſchen 
Verhaͤltniſſen beruht, die hier nicht mit voller Sicherheit 
überfehen werden koͤnnen. In den Hypothekenbuͤchern find, 
wie bei den Berathungen ſelbſt angeführt iſt, mehrere 
Güter noch jetzt als unadliche Lehne aufgeführt und, wenn 
fie auch ſeit längerer Zeit in Erbfaͤllen als Allodien behan⸗ 
delt worden ſind, ſo laͤßt ſich doch der Einfluß, welchen 
dies auf wohlerworbene Rechte haben kann, ſchon jetzt nicht 


— = 


uͤberſehen. Beſtätigt die Vorausſetzung, auf welche der 
Antrag auf Weglaſſung dieſes Unterſchiedes gegründet iſt, 
ſich ihrem ganzen Umfange nach, fo iſt dieſer Unterſchied 
ſelbſt ein blos theoretiſcher, der eben ſo unbedenklich, als 
leicht aus dem Provinzialrechte ſcheiden kann. 

Zu $. 163. 

Dagegen iſt nach dem Vortrage des Ober⸗Landesge⸗ 
richts zu Königsberg und der Commiſſarlen die Eintheilung 
der adlichen Lehngüter in Mannlehne und in magde⸗ 
burgiſche (jene unterlagen dem Longobardiſchen, dieſe 
dem Altſächſiſchen Lehnrecht) unbedenklich beizubehalten, 
da von beiden Gattungen noch welche vorhanden ſind 
und in Ruͤckſicht auf Succeſſion ſich dadurch unterſcheiden, 
daß in letztere Töchter und Schweſtern des letzten Beſitzers 
in Ermangelung des Mannſtammes ſuccediren. 

Dagegen hält die Commiſſton es für ſtreitfaͤhig, ob 
noch ein Unterſchied in Ruͤckſicht der Erbfolge zwiſchen mag des 
burgiſchen zu beider Kinderrechten und ſchlecht 
magdeburgiſchen Lehnen eintreten duͤrfe, weil die 
Gleichſtellung beider nach dem Gnaden: Privilegium des 
Markgrafen Albrecht von 1540 nur auf die früher verlies 
henen ſich beziehen koͤnne. Die Commiſſion iſt indeſſen der 
Meinung, daß es nicht räͤthlich ſei, dieſen bisher in den 
Geſetzen nicht aufgeſtellten Unterſchied einzuführen, da er 
bisher in praxi nicht gemacht, auch nach den Hypotheken 
Büchern nur 4 Lehnbriefe zu ſchlecht magdeburgiſchem 
Recht vorhanden ſeien. 

Das Koͤnigsbergſche Ober⸗Landesgericht bemerkt hier⸗ 
uͤber in ſeinem in den Vorarbeiten zum Oſtpreußi⸗ 
ſchen Provinzialrecht S. 34 abgedruckten Berichte 
Folgendes: „Dagegen hat ein inzwiſchen anhaͤngig gewor⸗ 
„dener Rechtsſtreit anſchaulich gemacht, wie wenig jetzt an 
„der Zeit es ſchon iſt, der Unterarten der Magdeburgiſchen 
„Lehne, als bloß zu Magdeburgiſchen oder zu Magdebur⸗ 
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„gischen beider Kinder- Rechten verliehen, nicht weiter zu 
„gedenken. So wie dort nur aus den Worten der Lehns⸗ 
„verſchreibung „zu Magdeburgiſchen beider Kinder⸗Rech⸗ 
„ten“ allein — denn ſonſt kommt von einer Succeſſion 
„des fraͤulichen Geſchlechts weiter keine Silbe vor — 
„auf die vermeintliche Eriſtenz eines feudi feminini suc- 
„cessivi, gleichviel ob aus wirklicher Nicht Kenntniß der 
„Rechtsquellen oder abſichtlicher Ignorirung derſelben geſchloſ⸗ 
„ſen, und auf den Grund deſſen von den Nachkommen verſtor⸗ 
„bener Toͤchter des erften Lehnserwerbers gegen den klaren 
„Buchſtaben des 9 14. Zuſatz 43 des Oſtpreußiſchen Pro⸗ 
„vinzialrechts ein vorzuͤglicheres Recht zur Lehnsſucceſſiou 
„vor den Mitbelehnten beanfprucht und mit aller Hart⸗ 
„naͤckigkeit verfolgt wird, eben fo. leicht koͤnnte von dem, 
„der das neue Gnaden-Privilegium des Markgrafen Albrecht 
„vom 31. October 1540 und den $. 2. Tit. 2. der Lehns⸗ 
„Conſtitution vom 31. Octbr. 17838 nicht kennt oder kennen 
„will, die blos zu Magdeburgiſchen Rechten lautende Lehns⸗ 
„verſchreibung dazu gemißbraucht werden, um der Tochter oder 
„Schweſter des letzten Beſitzers ihr Lehnsſucceſſionsrecht ſtrei⸗ 
„lig zu machen, ſobald kuͤnftig das Geſetz nur von Magdeburgi⸗ 
chen Lehnen ſchlechthin ſpraͤche. Werden aber jene Unters 
„arten der Magdeburgiſchen Lehne beibehalten; ſo ſcheint 
„es uns, die gewünſchte Deutlichkeit würde durch Einſchal⸗ 
„tung des Satzes: 

„ohne daß hiervon jetzt noch ein Unterſchied abhaͤngt“ 
„nicht erreicht werden. Denn, wiewohl die hiſtoriſche Ent⸗ 
„wickelung des Rechtsinſtituts der adlich Magdeburgiſchen 
„Lehne nicht in ein Geſetzbuch gehort; fo dürfte doch eine, 
„die im Eingange des b. 4. Zuſatz 31 ſchon angedeutete Ruͤck⸗ 
„ſicht der bei der Erbfolge obwaltenden Verſchiedenheiten 
„mehr umfaſſende Definition der Mannlehne und der Mag⸗ 
„deburgiſchen Lehne nothwendig fein. Darum würden wir 
„den 9. 4. a. a. O. als 6. 2. dahin in Vorſchlag bringen: 
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„In Oſtpreußen und Litthauen find nur adliche Lehne, 
„welche in Ruͤckſicht der bei der Erbfolge obwaltenden 
„Verſchiedenheiten in Mannlehne und Magdeburgi⸗ 
„ ſche Lehne eingetheilt werden. Die erſten ſind die⸗ 
„jenigen, welche ſchlechtweg zu Lehnrechten mit der auf 
„den Mannsſtamm beſchraͤnkten Lehnsſucceſſion ver⸗ 
„liehen worden, und die letzten diejenigen, welche, die 
„Verſchreibung laute bloß zu Magdeburgiſchen oder 
zu Magdeburgiſchen beider Kinder⸗Rechten, nach dem 
AAbgange des Mannsſtamms und etwaniger Mitbe⸗ 
„lehnten den Toͤchtern des letzten Beſitzers und deren 
„Nachkommen, in ihrer Ermangelung aber deſfen 
„Schweſtern ein Lehns⸗ Succeſſionsrecht geben.“ 
Dieſen Anſichten hat der revidirte Entwurf 9. 163. ſich 
moͤglichſt genähert. 
e a Zu b. 164. 


Ueber die Beibehaltung der Eintheilung in adliche und 
unadliche Lehne haben die Motive ſich bereits oben zu 
J. 162. ausgeſprochen. 

Der Koͤnigsbergſche Entwurf (Zuſatz 25. F. 3.) ſchlaͤgt 
folgende Faſſung vor: 

In Anſehung der vormaligen unadlichen Lehne, das 

beißt ſolcher Güter, welche urſprünglich einem Unadli⸗ 

chen ohne Beilegung adlicher Gerechtigkeiten verliehen 
worden, und der Preußiſchen Freiguͤter iſt die Lebnsei⸗ 
genſchaft ganzlich aufgehoben und erloſchen; beide wer. 
den als Köllmiſche Güter behandelt. 
In wie fern dieſer Satz richtig und daher aufzunehmen 
iſt, wird von den Beſchluͤſſen über den §. 162. abhangen. 


Zu 9. 165. 
Diefer 9 iſt aus dem Zuſatz 32 des Oſtpreußiſchen 


Provinzialrechts entnommen. 
Es find dagegen keine Erinnerungen gemacht. 
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Zu 89. 166 — 169, 


Nach dem Zuſatz 33.5: 2. iſt bei adlichen Mann: 
leynen der Bauernbeſatz, bei unadlichen Lehnen aber der 
ganze Beſatz Lehns⸗Pertinenz, d. h. der Lehnsfolger er⸗ 
hält ihn. Dagegen heißt es im 6. 3. eben dieſes Zuſatzes, 
daß bei adlichen Magdeburgiſchen Lehnen der Bauern⸗ 
beſatz nicht als Lehnszubehoͤr anzunehmen ſei, daß er folg⸗ 
lich den Allodial⸗Erben gehoͤre. Dieſe letzte Beſtimmung 
laßt nach der Anſicht der Commiſſarien ſich denkbarerweiſe 
nur dadurch bei der Auseinanderſetzung zwiſchen den Lehns⸗ 
erben und Allodialerben ausführen, daß die Erſtern den 
Letztern den Werth des Bauernlehnbeſatzes in Gelde ver⸗ 
güten. Aus Veranlaſſung des Edicts vom 14. September 
1811 und der Deklaration vom 29. Mai 1816 iſt in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Ober⸗Landesgericht zu Königsberg 
vorgeſchlagen, daß auch bei den adlichen Magdeburgiſchen 
Lehnen der Bauernbeſatz als Lehnszubehoͤr angenommen 
werde, weil die bisherige Beſtimmung, daß bei Magde⸗ 
burgiſchen Lehnen der Vorwerks⸗ und Bauernbeſatz zum 
Allodium gehöre, blos auf der von den Ständen bei Abs 
fafjung des Provinzialrechts behaupteten Gewohnheit und 
einem Praͤjudikat, ſonſt aber auf keinem anderweitigen 
Rechtsgrunde beruhe und mit der erfolgten Regulirung 
der Bauern im Widerſpruch ſtehen wuͤrde. Die weitere 
Erörterung hieruͤber muß vorbehalten bleiben. Uebrigens 
ergiebt ſich bei dem §. 167, von ſelbſt die Einſchraͤnkung, 
daß die Hofwehr⸗Entſchaͤdigung nur in fo weit als Lehns⸗ 
zubehoͤr an die Stelle des Bauernbeſatzes tritt, als es de⸗ 
ren zu den in Gefolge der Auseinanderſetzung noͤthig wer ⸗ 
denden Einrichtungen nicht bedarf, indem, wenn ſie in das 
Gut verwendet iſt, um die Bewirthſchaftung des abgetre⸗ 
tenen Landes zu bewirken, der Lehnsfolger ſie durch die 
errichteten. Anſtalten erhalten hat. 
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Zu $ 170. 

Dieſer § iſt aus dem Zuſatz 34 beibehalten, obwohl 
bei den Berathungen auf deſſen Weglaſſung angetragen 
iſt, da die Preußiſchen Freigüter als Allodien behandelt 
wurden. Sollte dieſe Behauptung in den weitern Diskuſ⸗ 
ſionen ſich beſtaͤtigenz fo würde, dieſer 6. 170. allerdings 
wegfallen muͤſſen und ſehr leicht geſtrichen werden konnen. 

Der Zuſatz 35 hat durch die Aufhebung des Oſtpreu⸗ 
ßiſchen Staats⸗Miniſteriums feine Anwendbarkeit verloren, 
und die Lehnsgerichtsbarkeit iſt in Folge des Edikts vom 
30. April 1815 6. 6. auf die Landesjuſtizcollegien übers 
gegangen. 

Zu 6. 171. 

Dieſer § iſt aus den 88. 1 — 8. des Zuſatzes 36 des 
Oſtpreußiſchen Provinzialrechts übernommen und ſowohl vom 
Ober⸗ Landesgericht zu Königsberg, als von der Commiſ⸗ 
ſion in ihren Entwuͤrfen beibehalten. 

Nur in Anſehung einzelner Gegenſtaͤnde haben ſich 
Erinnerungen ergeben. 

Beim $. 6. des Zuſatzes 36 (der Nr. 4. des 6. 171.) 
war die Mehrheit des Koͤnigl. Ober⸗Landesgerichts der 
Meinung, den §. 6. unverändert beizubehalten und ſpe⸗ 
cielle causas alienationis nicht in Vorſchlag zu bringen, 
weil, — wenn die Geſetzgebung unmittelbar nach Aufhe⸗ 
bung des oberherrlichen Feudalnexus nicht für noͤthig er⸗ 
achtet habe, ſpecielle Urſachen der Lehnsveraußerung in 
der Conſtitution vom 31. October 1738 aufzuſtellen, noch 
ſonſt den Agnaten zur Proſpicirung ihrer Rechte eine un⸗ 
mittelbare Einwirkung auf die Veräußerung einzuraͤumen, 
ſondern es dabei habe bewenden laſſen, daß in entſte⸗ 
hender Vereinigung mit den Agnaten, welchen der Geſitzer, 
der keinen maͤnnlichen Abkoͤmmling am Leben hatte, das 
Gut zum Kaufe antragen mußte, der Lehnshof einſchritt 
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und nach erhaltener Anzeige der Urſachen der Veräußerung 
über deren Erheblichkeit nach ſeinem Ermeſſen entſchied, 
ohne daß gegen den ertheilten Conſens ein Widerſpruchs⸗ 
techt der Agnaten ftatt fand; — es jetzt nach Verlauf von 100 
Jahren keiner allgemeiner Normen zu rechtmaͤßigen Urſa⸗ 
chen einer Veräußerung beduͤrfe, zumal da in dieſer langen 
Zeit nicht ein Fall praktiſcher Anwendbarkeit des 6. 3. 
Tit. 4, der Lehns⸗Conſtitution actenmäßig dargelegt und 
das Beduͤrfniß zur Beſchränkung des Ermeſſens des Lehn⸗ 
hofes nachgewieſen werden könne. Es iſt daher von der 
Aufnahme fpecieller Normen für die Confens » Ertheitung, 
inſonderheit aus der Ruͤckſicht, daß der Vaſall dadurch in 
Wohlſtand erhalten werde, Abſtand genommen. 

Auch über die 56.7 und 8. des Zuſatzes 36 — Nr. 5. 
6. 7. des 6. 174. — entſtanden Discuffionen. Das Ober: 
Landesgericht zu Koͤnigsberg bemerkt in ſeinem Gutachten: 
„Das Collegium hat aus mannigfachen Vortragen Gelegenheit 
„gehabt, ſich zu überzeugen, wie ſchwierig eine richtige Anwen⸗ 
„dung des Zuſatzes 36 wegen der nothwendigen Verbindung 
„deſſen $. 7. mit den Zufägen 40, 41 und 42 iſt, und daß 
„ſolche ohne ein Zuruͤckgehen auf die Quellen, nemlich die 
„Lebns⸗Conſtitution vom 31. Oct. 1738 Tit. 4 und des 
„ren Declaration vom 9. April 1792 Abſchnitt 4 und 5. 
„nie zu erreichen fteht. Dieſer ſchwer zu vermeidende Uebel⸗ 
„ſtand wird hauptſächlich dadurch erzeugt, daß wegen vor⸗ 
„geſchriebener Eintheilung des Provinzialrechts in Zuſaͤtze zu 
„den betreffenden §8 des Allg. Landrechts man ſich an die 
„Ordnung deſſelben ſtrenge binden mußte und die in der 
„Lehns⸗Conſtitution und deren Declaration im Zuſammen⸗ 
„hange vorgetragene Materie von der Veräußerung des Lehns 
„und deren rechtliche Wirkung für die Agnaten und Mitbe⸗ 
„lehnten in dieſer Faſſung im Provinzialrecht nicht wieder» 
„geben konnte, weil das Allgem. Landrecht Thl. 1. Tit. 18. 
„zuerſt von der Lehns⸗Veraͤußerung im Allgemeinen in den 
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„89. 187 — 209, , und weiterhin erft in der Lehre von den 
„Verhaͤltniſſen der Agnaten gegen den Lehnsherrn und Va⸗ 
„allen über die Rechte der Lehnsſolger in Rückſicht des ver⸗ 
Äußeren Lehns disponirt (5. 261. seg. 6. 303. seq.), hier 
„aber nur von dem Revokationsrechte der Agnaten nach 
„dem auf fie dereinſt erfolgten Succeſſionsanfalle, vermöge 
„deſſen der Käufer und Beſitzer das Lehngut unentgendlich 
„zurückgeben muß, handelt, und wegen des Lehns⸗Retrakts 
„auf den Abſchnitt 3. Tit. 20. Th. 1. verweiſet. Vermehrt 
„wird jener Uebelſtand noch dadurch, daß in allen fruͤhern 
„Entwürfen, ſelbſt in dem aus der Korrektur des zweiten 
„Entwurfs durch die Geſetz⸗Commiſſion hervorgegangenen 
„dritten, die 66. 4—8. Abſchnitt 5. der Lehns⸗ Deklaration 
„vom 9. April 1792 als die Abweichung von den land⸗ 
„rechtlichen Dispoſitionen über die Bekanntmachung, Aus: 
„übung und Verluſt des Retracts, enthaltende Zufäße 77. 
„78. 79, 80, — zu den 66. 610 — 614. 639. 645. 646. 
„647. a. a. O. des Allg. Landrechts aufgenommen waren, 
„die erſt in Folge der letzten Monita der Geſetz-Commiſ⸗ 
„ſion vom 8. Octbr. 1800 (sub Nr. 52.) zwar aus ſehr 
„guten Gründen als überflüffig geſtrichen wurden, wobei 
„aber das Verſehen ſich einſchlich, daß das nur in Voraus⸗ 
„ſetzung jener ſpäter geſtrichenen Zuſätze 77 —80. des drit⸗ 
„ten Entwurfs richtige, ohne dieſe aber falſche Allegat der 
„89. 302 — 310. des Allgem. Landrechts zu dem Zuſatz 
„40 des Provinzialrechts unberichtigt blieb. Dies, führt jetzt 
„leicht zu dem Mißverſtaͤndniſſe, als gehoͤre auch der §. 306. 
„des Allg. Landrechts zu den durch das Oſtpreuß. Provin⸗ 
„zialrecht ausgeſchloſſenen, auf die Alt⸗Preußiſchen Lehne 
„keine Anwendung findenden Dispoſitionen des gemeinen 
„Lehnrechts, und das Provinzialrecht ſei lückenhaft, weil es 
„nirgends an andern Orten abweichende Beſtimmungen we 
gen — und Ausübung des Lehn⸗Retrakts 
„enthalt. 


— 2 


„Ob urſpruͤnglich in den Provinzial⸗Lehngeſetzen den 
„Agnaten die actio revocatoria nur bei Veräußerung Mag⸗ 
„deburgiſcher Lehne verſagt geweſen, dagegen bei Mannleh⸗ 
„nen die Rechte ſowohl des Lehnsherrn, als der Agnaten in 
„Ruͤckſicht des veraͤußerten Lehns nach Longobardiſchem Lehn⸗ 
„rechte beurtheilt worden, dürfte hier um fo mehr dahin ges 
„ſtellt bleiben, als die landesherrliche Deklaration vom 9, 
„April 1792 den, nach Ausweis vieler Grundacten, unzwei⸗ 
„felhaft ſpaͤteſtens ſeit der Allodification im Jahre 1732 uns 
„unterbrochen geherrſchten Gerichtsgebrauch, die zunächſt die 
„Magdeburgiſchen Lehne angehenden geſetzlichen Dispoſitio⸗ 
„nen von der Lehnsveräußerung auch auf Mannlehne anzu: 
„wenden, zum geſchriebenen Rechte erhoben hat, und hier⸗ 
„durch ſowohl als durch das Oſtpreuß. Provinzialrecht die 
„Gleichſtellung der Mannlehne mit den Magdeburgiſchen 
„Lehnen in Anſehung der Zuläͤſſigkeit der Lehnsveraͤußerung 
„und deren rechtlicher Wirkung ausdruͤcklich ſanktionirt iſt. 

„Nun ergeben ſich aus der Lehns⸗Conſtitution Tit. 4. 
„8. 1. 2. 3. und deren Deklaration vom 9. April 1792 
„Abſchnitt 4. und 5. folgende leitende Principien wegen Vers 
„ͤußerung der Lehne und der Rechte der Agnaten in Rüde 
‚Nicht des veräußerten Lehns für die Provinzial⸗Legislation: 

„a) das Lehn muß den Agnaten von dem Lehnsbeſitzer, 
„der ſolches veräußern will, vor Abſchließung des Kauf: 
„kontrakts mit einem Dritten, zum Kaufe angetragen 
„werden, wobei ſie nur dann, wenn der Beſitzer kei⸗ 
„nen maͤnnlichen Abkoͤmmling am Leben hat, befugt 
„find, der Veräußerung zu widerſprechen, und auf die 
„Entſcheidung des Lehnshofes über die dieſem vorzule⸗ 
„genden Urſachen der Veraͤußerung zu provociren; 

„b) können oder wollen fie in dieſem Falle die Veräuße⸗ 
„rung nicht hindern, oder hat der veräußernde Lehns⸗ 
„beſitzer Leibeslehnserben, ſo ſteht ihnen frei, entweder 
„ſelbſt das Lehngut kaͤuflich an ſich zu bringen, oder 
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„auf die Belegung des des deductis deducen- 
„dis, zu Lehn anzutragen; 

„e) iſt den Agnaten weder die vorſchriftsmäßige Anzeige 
„des beabſichtigten Verkaufs geſchehen, noch der hinter⸗ 
„her wirklich geſchloſſene Kauf mit einem Fremden ih⸗ 
„nen bekannt gemacht worden, oder iſt zwar das Gut 
„ihnen zum Kaufe angeboten, ohne daß fie die Veräͤu⸗ 
„ßerung haben hindern koͤnnen oder wollen, die Bes 
„kanntmachung der Veraͤußerung ſelbſt aber unterblie⸗ 
„ben, ſo koͤnnen fie binnen der ordentlichen geſetzmäßi⸗ 
„gen Verfahrungsfriſt ihr Ruͤckforderungsrecht gegen je⸗ 
„den Beſitzer des Guts ausuͤben, oder gegen den Lehns⸗ 
„veraͤußerer und deſſen Allodialerben auf ae des 
„Kaufgeldes zu Lehn antragen; 

„d) bei gehörig erfolgter Bekanntmachung des wirt ge⸗ 
„ſchloſſenen Kaufs gebührt ihnen zur Abgabe ihrer bes 
„ſtimmten Erklärung daruͤber die Friſt eines Jahres 
„vom Tage der erhaltenen Bekanntmachung an gerechnet; 

„e) binnen Jahresfriſt nach Verlautbarung des Contrakts 
„muß der Kaͤufer eines Lehnguts ſich aller in dem 
„Grundſtücke vorzunehmenden Veränderungen enthalten; 
„entgegengeſetzten Falles darf der Berechtigte, wenn er 
„auch fein Rüdforderungsrecht ſpäter ausübt, ſich die 
„Veränderungen nicht gefallen laſſen. 

„Bei der Redaktion des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts 
„ſind die Principien ad a., b. und o. durch Aufnahme in 
„die Zuſätze 36. 40. 41 und 42., wo fie wiedergegeben 
„werden follten, beibehalten, dagegen die Grundſaͤtze ad d. 
„und e. durch Nichtaufnahme verworfen, weil, wie ſchon 
„oben bemerkt, vorgezogen wurde, in der Materie von dem 
„Lehns⸗Retrakt fi ganz der allgemeinen Geſetzgebung an⸗ 
zuſchließen. 

„Hieraus dürfte ſich von ſelbſt ergeben, daß, nicht bloß 
„mehrerer Deutlichkeit wegen es nuͤtzlich, ſondern zur richti⸗ 
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„gen Anwendung der vorbemerkten Zuſaͤtze des Provinzial 
„rechts dringend nothwendig ſei, erſtlich 

„die den Agnaten veraͤußerter Preuß. Lehne gaͤnzlich man⸗ 

„gelnde Revocatorien-Klage nach dem auf ſie erfolgten 

„Succeſſionsanfalle auszuſprechen, 

„wie ſolches in dem Entwurf Zuſatze 29. §. 6. ») verſucht 
„worden — ſodann aber 

„die Antragung des Lehnguts zum Kaufe an die Agna⸗ 

„ten von Seiten des Lehnbeſitzers, der ſelbiges veräußern 

„will, von ſeiner Verpflichtung, den wirklich geſchloſſenen 

„Kauf den Agnaten anzuzeigen, und fie zur Ausübung 

„des Vorkaufsrechts aufzufordern, ſchaͤrfer zu ſcheiden, 
„was bei der auch für die dies fälligen provinzialrechtlichen 
„Normen einmal beizubehaltenden Ordnung des Allg. Land⸗ 
„rechts mit Ruͤckſicht darauf, daß ſelbiges in der ganzen 
„Materie vom Vorkaufs- und Ruͤckforderungsrechte für Ofts 
„preußen und Litthauen jetzt abſolutes Recht ift, fuͤglich ſich 
„nicht anders erreichen läßt, als daß ſowohl dem §. 7. Zur 
„ſatz 36 ($. 6. Zuſatz 29 des Entwurfs) gleich hinter den 
„Eingangs worten: „Iſt dieſen Vorſchriften genügt“ der Satz 

„und die gehörige Ausübung des Vorkaufsrechts von 

Seiten der dazu Berechtigten unterblieben““ 
„eingeſchaltet, als auch in dem 6. 1. Zuſatz 40 die von der 
„Geſetz⸗Commiſſion ohne Grund getadelten Worte: „Nach 
„geſchloſſener Veräußerung” beibehalten, und zugleich wegen 
„des §. 306. Tit. 18. Tyl. 1. des Allg. Landrechts aus: 
„druͤcklich auf die Vorſchriften des Tit. 20. Abſchnitt 3. zus 
„ruͤckgewieſen werde. 

„Durch das Vorgetragene hoffen wir aber auch die un⸗ 
„veränderte Beibehaltung des $. 8. Zuſatz 36 ohne Auf- 
nahme der dazu vorgeſchlagenen, den Schlußworten beizu⸗ 
„fügenden Ergänzung: 


Jg. 17t. Nr. 5. dis revldirten Entwurfs. 
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und den Agnaten und Mitbelehnten geht die Befugniß, 

„den Retrakt auszuüben, erſt in der gewöhnlichen . 

„rungszeit verloren,“ 
„rechtfertigen zu können. Denn dieſelbe ‚dürfte — un⸗ 
„vorgreiflichen Dafuͤrhaltens bei der klaren Vorſchrift des 
„F. 646. Tit. 20. Th. 1. des Allg. Landrechts um ſo 
‚rüberflüßiger fein, als das Oſtpreuß. Provinzialrecht die 
„Dispoſitionen der Lehnsdeklaration vom 9. April 1792 
„Abſchnitt 5. §. 4 u. f. abrogirt hat, mithin jene neu 
„einzuſchaltenden Worte an dieſem Orte nur in voraus: 
„geſetzter Fortdauer der Geſetzeskraſt jener abrogirten Vor⸗ 
„ſchriften der Lehnsdeklaration vom 9. April 1792 einen 
„richtigen Sinn geben, ohne ſolche aber noch größeen Irr⸗ 
„thum erzeugen muͤſſen. 

„Noch weniger können wir zugeben, daß eine Beſim⸗ 

„mung in den Provinzial: Lehnsgeſetzen darüber: 

„welche Folgen die ohne Anbietung des Lehnguts an die 

„Agnaten geſchehene Veräußerung habe? 
„fehle. In dem 6. 6. Tit. 4. der Lehns⸗Conſtitution if 
„dieſes fuͤr die Vergangenheit klar dahin ausgeſprochen: 
„daß bei unterbliebener vorſchriftsmaͤßiger Anzeige der beab⸗ 

„ſichtigten Lehnsveraͤußerung an die Agnaten dieſen nach 

„geſchloſſenem Verkaufe nur die Wahl zwiſchen dem jus 

„retractus oder dem Antrage auf Belegung des Kaufe 

„geldes zu Lehn offen ſteht; 
„eine etwanige Argumentation der Agnaten, daß die unter⸗ 
„bliebene Anzeige eine abſolute Nichtigkeit des ganzen Ver⸗ 
„kaufs und Herſtellung des status quo zur Folge haben 
„müßte, würde alſo als grundlos in ſich ſelbſt zerfallen. 
„Seit Emanation des Oſtpreuß. Provinzialrechts aber wird 
„wahrlich kein Landes⸗Juſtiz⸗Collegium, als Hypotheken⸗ 
„behoͤrde der Lehnguͤter, bei Produktion des wegen eines 
„Lehnguts geſchloſſenen Veraußerungskontrakts ſich über die 
„ſo wichtigen Cautelen des 6. 8. Zuſatz 36 weggeſetzt haben. 
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Bei der Berathung iſt es indeſſen zweckmäßig befun⸗ 
den, in den 6. 8. des Zuſatzes 36 — Nr. 7. des §. 171.— 
den Grundſatz aufzunehmen, daß den Agnaten und Mit⸗ 
belehnten der Retrakt noch innerhalb der gewohnlichen Ver⸗ 
jaͤhrungsfriſt zuſtehe und find die dagegen angeführten 
Gruͤnde des Ober⸗Landesgerichts nicht fuͤr genuͤgend erachtet. 

Der revidirte Entwurf hat dieſen Zuſatz aus dem 
commiſſariſchen beibehalten, weil ſonſt die agnatiſchen Rechte 
leicht gefaͤhrdet werden koͤnnten. 


Zu $. 172. 173. 

Das Juſtiz⸗Miniſterium hat dafur gehalten, daß dieſe 
§9., welche dem Zuſatze 36. §. 9 — 16. des Provinzial 
rechts entſprechen, beibehalten werden muͤſſen, da der von 
der Commiſſion für deren Auslaſſung angeführte Grund, 
daß namlich unadliche Lehne und Preuß. Freigüter jetzt 
ganz wie Allodien behandelt würden, nach dem zu 65. 162. 
164. und 170. Angeführten annoch der weiteren Erörterung 
bedarf. 

Zu & 174. 

Der F. 174. iſt unverändert aus dem Bufah 40. 
übernommen. 

Bei der vorläufigen Reviſion im Jahre 1829 ift ge⸗ 
ſtritten worden: 

1) ob das Vorkaufsrecht nur den lehnsfaͤhigen Ver⸗ 
wandten des letzten Beſitzers bis zum vierten Grade 
einſchließlich allgemein, fie mögen zugleich Mitbelehnte 
oder nicht ſein, zuſtehe? 

2) ob den verwandten Mitbelehnten auch nur bis 
zum vierten Grade oder auch entferntern Mitbelehn⸗ 
ten es zu geſtatten ſei, endlich 

3) ob es auch Mitbelehnten, welche nicht Ver⸗ 
wandte find, zugeſtanden werden dürfe? 
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Das Oberlandesgericht zu Königsberg iſt der Meinung ges 
weſen: 
daß die Faſſung des Provinzialrechts g. 1. dieſes Zur 
ſatzes zweideutig waͤre, 
weil in demſelben blos geſagt worden iſt, 
daß es den zur Lehnsfolge berechtigten Verwandten 
bis zum vierten Grade einſchließlich zuſtehen ſolle, 
und hat vorgeſchlagen zu ſubſtituiren: 
„verwandten Agnaten oder Mitbelehnten“. 

el. Gedruckte Vorarbeiten zum oſtpreußiſchen Provinzial. 

rechte Seite 83 (Zuſatz 33). Seite 42 (Nr. 18.). 

Die Kommiſſion hat die Faſſung des Provinzialrechts 
vorgezogen, weil 

a) unter dem allgemeinen Ausdruck „der zur Lehnsfolge 
berechtigten Verwandten“ alle Verwandte, fie mögen zu⸗ 
gleich mitbelehnt ſein oder nicht, zu verſtehen ſeien, und 
daher 

b) der Vorwurf, daß bei der Faſſung des Provinzial⸗ 
rechts dem Zweifel Raum gelaſſen fei, 

ob und welche Mitbelehnte darunter begriffen waͤren? 
unbegruͤndet ſey; 

e) nicht abzuſehen ſey, daß die vorgeworfene Undeutlich⸗ 
keit dadurch vergrößert werden ſollte, daß im 6. 2. die 
Agnaten oder Mitbelehnten im fuͤnften oder entfernteren 
Grade einander gleichgeſtellt worden, indem hier beſtimmt 
werde, gegen wen die Verwandten bis zum vier⸗ 
ten Grade das Vorkaufsrecht ausüben durften, nemlich 
gegen 

an) alle lehnsfolgefaͤhige entferntere Verwandten, welche 

nicht mitbelehnt ſind, 

bb) und alle entferntere mitbelehnte Verwandten. 
Andern Mitbelehnten, welche nicht zugleich verwandt ſind, 
ſtehe aber das Vorkaufsrecht nicht zu, weil nach 9. 1. 
es nur den Verwandten zugeſchrieben ſey. 

Motive. Oſtpreußen. 
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Die Beibehaltung oder Fortlaſſuug der Nr. 4 und 5. 
über Preußiſche Freigüter hängt von dem Beſchluſſe zu 
6. 164. ab. 

Zu $. 175. 

Dieſer $ (Zuſatz 41) enthält eine Abweichung vom 
Allg. Landrecht. Nach dem letztern wird nemlich ein we⸗ 
gen Lehnsſchulden geſetzmaͤßig verkauftes Lehn in jedem 
Falle freies Eigenthum in Händen des fremden Kaͤufers. 
Nach dem Provinzialrecht aber wird es, inſofern es von 
einem Lehnsfolger erſtanden wird, nur dann freies Eigen⸗ 
thum, wenn er es 

a) unter dieſem Vorbehalt, oder 
b) doch nur als Lehn für ſich und feine Descendenten 
erkauft hat. 

Dieſe Ausnahme gruͤndet ſich als provinzielles Recht 
in der Lehnskonſtitution vom 31. Oktober 1738. Tit. 
I. b. 1. 

Zu 6. 176. 


Dieſer 6 (Zufa 42) ſtellt die Befugniß der Lehns⸗ 
folger zum Antrage auf, daß der Ueberſchuß der Kaufgel⸗ 
der bei einem freiwilligen Verkaufe oder bei einer Angabe 
an Zahlungsſtatt wieder zu einem Lehngut angewendet 
werden ſolle. 

In Ruͤckſicht der beiden erſten Saͤtze hat die Beibe⸗ 
baltung derſelben kein Bedenken. Nur in Ruͤckſicht des 
dritten Satzes iſt ſtreitig geweſen, ob derfelbe wegzulaſſen. 
Er beſtimmt, daß der Lehnsbeſitzer, welcher keine maͤnn⸗ 
liche Abkömmlinge hinterläßt, befugt ſei, feiner Wittwe 
den lebenslaͤnglichen Nießbrauch des Ueberſchuſſes der Kauf⸗ 
gelder des verkauften Lehns zu konſtituiren. Gegen die 
Richtigkeit dieſer Beſtimmung iſt eingewendet worden, daß 


diefelbe aus Irrthum in das Provinzialrecht aufgenom- 
men ſei. 
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In den Landrechten von 1620 und 1685 und der 
Lebnskonſtitution vom 31. Oktober 1738 Tit. 1. 6. 5. iſt 
nemlich der folgende ſpezielle Fall angeführt: 

daß ein Lehnsbeſitzer ohne Kinder die Befugniß habe, 
durch Teſtamente, Schenkungen von Todeswegen oder 
Ehepakten zu beſtimmen, daß alles dasjenige, was er 
und feine Ehegattin aus Mannlehnen oder magdebur⸗ 
giſchen Guͤtern an baarem Gelde und beweglichem Ver⸗ 
moͤgen erworben haͤtte, dem Ueberlebenden zum lebens⸗ 
länglichen Nießbrauch zwar verbleiben, nach beider Tode 
aber dieſer gemeinſchaftliche Erwerb dem Lehnsfolger 
als Lehn, und das Heirathsgut den Erben der Frau 
zufallen ſolle. 

Dieſer eigenthuͤmliche Fall wurde in der Theorie des 
preußiſchen Lehnrechts als ein Geldlehn angenommen, und 
er betraf allerdings ein uneigentliches Geldlehn, weil eis 
gentliche Geldlehne in einem Kapital beſtehen, welches vom 
Lehnsherrn zur Benutzung den Vaſallen gegeben wird und 
nur in der Art gedacht werden kann, daß entweder 

1) der Lehnsherr es behaͤlt und dem Vaſallen Zinſen 

zahlt, oder 

2) das Kapital dem Lehnsmanne gegen gehoͤrige Si⸗ 

cherſtellung ausgezahlt wird, und er ſeinerſeits dem 
Lehnsherrn Sicherheit zu ſtellen verbunden iſt, oder 
endlich 

3) daß das Kapital einem Dritten gegen gehoͤrige Si⸗ 

cherheit zum Darlehn gegeben wird, und dieſer Dritte 
die Zinſen an den Vaſallen zahlt. 

In dem vorgedachten Falle aber wurde das Kapital, 
welches ein Geldlehn werden ſollte, nicht vom Lehnsherrn, 
ſondern bom Vaſallen und ſeiner Ehegattin hergegeben. 

Dieſe Art des Geldlehns iſt es, bei welchem der Be⸗ 
ſitzer nach Zuſatz 37 F. 3. des Provinzialrechts fein Lehn⸗ 
gut zur Sicherheit zu verpfänden nicht befugt fein fol. 

12 


— 84 — 


Der F. 3. des Zuſatzes 42 ſpricht aber, wie angeführt 
worden iſt, von einem ganz andern Gegenſtande, und 
gründet ſich in keiner frühern provinzialgeſetzlichen Bes 
ſtimmung. 

Der 6. 5. Tit. 1 der Lehnskonſtitution vom 31. Ok⸗ 
tober 1738, aus welchem die Verfaſſer dieſen Satz zu 
ſchoͤpfen meinten, gedenkt nicht mit einem Worte des Ue⸗ 
berſchuſſes der Kaufgelder, und ſteht mit dem §. 4. in 
keiner Verbindung. 

Der gedachte Titel der Lehnskonſtitution handelt nem⸗ 
lich von Vertraͤgen, welche die Vaſallen nach der erfolgten 
Allodifikation über ihre Lehnguͤter abzufaſſen befugt fein 
ſollen. Im . 1. wird allgemein nachgelaſſen, aller Art 
Vertrage abzuſchließen, inſofern nur Niemand in feinem 
vom erſten Erwerber oder durch die Inveſtitur wohlerwor⸗ 
benen Rechte gekränkt würde. Hierauf werden im 6. 2. 
die Gegenſtaͤnde, Uber welche Verträge der Art salvo jure 
quaesito ſollen geſchloſſen werden durfen, angeführt, und 
im 6. 3. die Form beſtimmt. Im 6. 4. wird ein Bei⸗ 
ſpiel angeführt und beſtimmt, daß die Kaufgelder aus ei⸗ 
nem Lehn wieder zu Lehn ſollten verwendet werden, und 
hierauf folgt im 6. 5. ein anderes Beiſpiel, nemlich der 
beſondere Fall des irregulairen Geldlehns. 

Dieſen letzten Fall haben die Verfaſſer des Provin⸗ 
zialrechts unrichtig aufgefaßt und ihn mit dem im vorher⸗ 
gehenden § erwaͤhnten Fall in Verbindung geſetzt, daher 
es als zulaͤſſig angeſehen, daß der Lehnsbeſitzer ohne maͤnn⸗ 
liche Nachkommen die Befugniß haben ſolle, den Ueber⸗ 
ſchuß der Kaufgelder feiner Wittwe auf deren Lebenszeit 
zum Nießbrauch zu beſtellen. 

ef. Gedruckte Vorarbeiten zum Oſtpreußiſchen Provin⸗ 
zialrechte Seite 47 (Nr. 19) Seite 40 (Nr. 16). 

Dieſe Befugniß, den Agnaten den Genuß des Kauf⸗ 

geldes ad dies vitae der Wittwe zu entziehen, widerſpricht 
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den Grundprinzipien des Lehnrechts. Die Agnaten haben 
als Descen denten des erſten Erwerbers ein jus quaesitum 
auf das Lehngut ſelbſt und mithin auch auf die Kaufgel⸗ 
der, welche in die Stelle deſſelben treten, ſobald mit dem 
Tode des Verkaͤufers der Anfall an ſie ſich ereignet hat. 
Dieſes Recht der Agnaten wird durch die Vorſchrift des 
6. 3. des Zuſatzes 42 gekraͤnkt, wogegen bei demjenigen 
Geldlehn, von welchem der 6. 5. Tit. 1. der Lehnskon⸗ 
ſtitution handelt, und welches den gemeinſchaftlichen Er: 
werb aus den Fruͤchten des Lehns und dem Heirathsgute 
der Frau zur Quelle hat, der Agnat nicht die mindeſten 
Rechte hat, und deshalb dem Vaſallen unbenommen iſt, 
davon ſeiner Wittwe den lebenslaͤnglichen Nießbrauch zu 
vermachen. 

Aus dieſen Gruͤnden hat ſich die Kommiſſion für die 
Fortlaſſung des . 3. des Zuſatzes 42 (des dritten Satzes 
im 6. 176. des revidirten Entwurfs) ausgeſprochen. Das 
Juſtiz⸗Miniſterum hat jedoch dieſen Antrag nicht ſofort 
beruͤckſichtigen zu konnen geglaubt, da der angefochtene 
Satz durch ſeine Aufnahme in das Provinzialrecht geſetz⸗ 
liche Kraft erhalten hat. 

Zu . 177. 

Dieſer $ enthält die Beſtimmungen des 6. 5. des 
Edikts vom 9. Oktober 1807, den erleichterten Beſitz und 
freien Gebrauch des Grundeigenthums ec. betreffend «Gef 
S. de 1806 — 1810. Seite 170), und des Deklarations⸗ 
Reſkripts vom 5. März 1809 Nr. 8., deren Aufnahme 
ſowohl von dem Ober⸗Landesgerichte zu Königsberg, als 
der Kommiſſion für nützlich erachtet worden iſt. 


Zu F. 178 — 180. 
Dieſe 65 find aus dem Zuſatz 37 des Provinzial: 
rechts faſt wörtlich übernommen, und nur die Aenderungen 
und Zuſätze gemacht, welche ſich auf die jetzigen Reſſort 
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verhältniſſe und die neue Geſetzgebung gründen, oder eine 
größere Deutlichkeit und Beſtimmtheit des Geſetzes bes 
zwecken. Deshalb iſt 

1) das Landes- Juſtiz⸗ Collegium an der Stelle des 

Oſtpreußiſchen Staats⸗Miniſterii als die Behoͤrde 

aufgeführt worden, welche in den betreffenden Fällen 

den Conſens zur Verſchuldung des Lehns zu erthei⸗ 
len hat, und 
2) ſind die Beſtimmungen des Edikts vom 14. Sep⸗ 
tember 1811 in litt. g, und des 6, 8. des Edikts 
vom 9. Oktober 1807, der Verordnung vom 1. Au⸗ 
guſt 1817 und der Deklaration vom 21. April 1818 
in litt. o. des $. 178. aufgenommen worden. 
ef. die gedruckten Vorarbeiten zum Oſtpreußiſchen Pros 
vinzialrechte Seite 79 (Zuſatz 30) Seite 40 — 42 (Nr. 
16 und 17). 
Zu 6. 181. 

Dieſer § iſt aus dem Provinzialrecht Zuſatz 38 wort, 
lich aufgenommen. 

Zu 6. 182. 

Auch dieſer $ iſt aus dem Provinzialrecht Zuſatz 39 
wörtlich bis auf einige Veränderungen in der Faſſung 
aufzunehmen geweſen. Er gründet ſich in der Lehnsdekla⸗ 
ration vom 9. April 1792. Abſchnitt V. §. 9. Buchſtabe 
b. (Novum Corpus Const. de 1792 Seite 909). 


Zu 5. 183 — 187. 

Dieſe 98 find 9 dem Zuſatze 43 6. 1 — 28. des 
Provinzialrechts woͤrtlich aufgenommen. Der 6. 29. des 
Zuſatzes mußte fortbleiben, da er durch das Edikt vom 9. 
Oktober 1807 aufgehoben iſt. 

Zu ß. 188. 
Dieſer $ iſt aus dem Zuſatze 44 aufgenommen. 


sy = 


brx Zu $. 189. 

Dieſer 9 (Zuſatz 45), welcher eine Beguͤnſtigung des 

weiblichen Geſchlechts enthält, gründet ſich in dem neuen 

Gnaden = Privilegium vom 31. Oktober 1540, und iſt kein 
Zweifel uͤber ſeine Beibehaltung. 


Zu $. 190. 


„Deieſer 8 (Zuſatz 46), welcher aus der Lehnsdeklara⸗ 
tion, vom 9. April 1792 entnommen war, iſt unbedenklich 
beizubehalten. 

i Zu 6. 191. 

Auch die Beibehaltung dieſes $ (Zuſatz 47) iſt keinem 
Jweifel unterworfen geweſen. Nach Nr. 1. find die uͤber⸗ 
lebenden Ehegatten, imgleichen die Allodialerben des Lehns⸗ 
beſitzers erſt nach dem Begraͤbniſſe den Naturalbeſitz dem 
Lehnsfolger zu raͤumen verpflichtet, wenn er ihnen auch 
fruher ihre Abfindung angeboten hätte, und nach Nr. 
2. darf die Wittwe, fo lange fie noch nicht vollſtaͤndig 
wegen ihrer Wittwengebuͤhrniſſe befriedigt iſt, den Beſitz 
ihres Mannes im Lehngute fortſetzen. Dieſes Netentions« 
recht gründet ſich im Landrecht von 1685 Buch VII. Tit. 
4. 6. 6 und 7. und in der Lehnsconſtitution vom 31. Ok⸗ 
tober 1738 Tit. 6. 6. 5 und 7. Worin die Wittwenge⸗ 
bührniſſe beſtehen, iſt im Provinzialrechte Zuſatz 96 (Re 
vibirter Entwurf §. 139. sqg.) bei der Erbfolge der ad: 
lichen Ehegatten nach Maaßgabe der Vorſchriften des 
Landrechts von 1620, 1685 und 1721 Buch IV. Tit. XV. 
Art. IV., auf welches letztere ſich die Lehnskonſtitution vom 
3. Oktober 1738 Tit. VI. F. 8. beziehet, beſtimmt. 

Die Nr. 3., welche die Verbindlichkeit des Lehnſol⸗ 
gers feſtſetzt, wenn er zugleich Erbe im Allodio iſt, der 
Wittwe den ihr verſchriebenen lebenslaͤnglichen Nießbrauch 
des Lehnguts zu geſtatten, folgt aus dem allgemeinen 
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Grundſatze des Lehnrechts, daß der doppelte Erbe die Dis⸗ 
poſitionen des Lehnlaſſers anzuerkennen verbunden ſei. 

Die Nr. 4. gründet ſich in den eigenthuͤmlichen Prin⸗ 
zipien der Succeſſion der adlichen Eheleute. 7 


Zu 6. 192. 

Dieſer 8 (Zuſatz 48) beſtimmt die Abfindung der 
nicht zur Succeſſion gelangenden Toͤchter und Schweſtern 
des Lehnsbeſitzers. Die Quellen derſelben find die aͤlte⸗ 
ſten Lehnsgeſetze, welche nach und nach durch die Praxis 
erweitert worden ſind. 

Im gegenwaͤrtigen Provinzialrecht iſt in Nr. 2. die 
Faſſung auf Veranlaſſung einiger Zweifel, welche bei ei⸗ 
nem Prozeſſe in Anregung gekommen, verdeutlicht wor⸗ 
den. Dieſes iſt auch in Nr. 3. geſchehen. 

Was den Antrag des Ober⸗Landesgerichts zu Kös 
nigsberg anbetriſſt, in Nr. 4. in die Stelle der Gelds 
lehne, von welchen kein Lehnspfennig gezahlt werden 
dürfe, Lehnsſtaͤmme zu ſetzen, fo iſt die Kommiſſion 
zwar inſoweit demſelben beigetreten, daß aus Lehnsſtaͤm⸗ 
men kein Lehnspfennig gegeben werde, weil ſie keine ei⸗ 
gentliche Lehne feien, wenn gleich eine lehnsmaͤßige Sue 
ceffion in Ruͤckſicht ihrer ſtatt finde, daß jedoch die Geld⸗ 
lehne nicht gänzlich weggelaſſen werden konnten, weil die⸗ 
ſelben dem Oſtpreußiſchen Lehnrechte nicht fremde ſeien. 


Zu $. 103. 

Es iſt vielfach darüber diskutirt, ob der Zuſatz 49, 
welcher die Vertheilung der Fruͤchte des letzten Jahres be⸗ 
ſtimmt und aus dem alten Saͤchſiſchen Recht entnommen, 
in das neue Provinzialrecht zu übertragen fer, oder die 
Früchte des letzten Jahres nach den Vorſchriften des 
Allgem. Landrechts in der Lehre vom Nießbrauch zu 
vertheilen ſeien. ek. gedruckte Vorarbeiten Seite 48 (Nr. 


22). Die Staͤndiſchen Deputirten haben der bei dem 
Nießbrauch im Allgem. Landrecht vorgeſchriebenen Ver⸗ 
theilungsart den Vorzug gegeben. Da es ſich aber hier 
um Aufhebung eines beſtehenden Geſetzes handelt, ſo hat 
die Beſchlußnahme den weitern Verhandlungen vorbehals 
ten bleiben muͤſſen. 


Zu 6. 194. 

Durch dieſen $ (Zuſatz 50) wird die Verbindlichkeit 
der Allodialerben feſtgeſetzt, dem Lehnsfolger das zur Be⸗ 
wirthſchaftung der Vorwerke nothdurftige Inventarjum 
käuflich zu überlaſſen. Er ſteht in Verbindung mit dem 
Zuſatze 33 des Provinzialrechts (den $. 166 — 169. des 
revidirten Entwurfs) und hat darin ſeinen Grund, daß 
ohne nothduͤrftiges Inventarium die Bewirthſchaftung nicht 
gehörig würde fortgeſetzt werden können, hierdurch aber 
das Lehngut in feinem Kulturzuſtande verſchlimmert wer⸗ 
den wurde. 

Der mittlere Satz des 6. 194. 

„Bei Magdeburgiſchen Guͤtern gilt eben dies in 

„Anſehung der auf den Bauerhoͤfen vorhandenen 

„aͤhnlichen Stuͤcke“ 
bezieht ſich insbeſondere darauf, daß nach Zuſatz 33 f. 3. 
des Provinzialrechts (5. 168. des revidirten Entwurfs) bei 
adlichen Magdeburgiſchen Lehnen der Bauernbeſatz nicht 
Lehnszubehoͤr iſt. Wird dieſe Vorſchrift geandert (ek. 
Motive zu den 66. 166 — 169), fo wird alsdann dieſer 
mittlere Satz fortfallen muͤſſen. 

Die Herabſetzung des Zinsfußes von 6 Prozent auf 
5 Prozent in dem letzten Satze iſt eine Folge des Geſetzes 
vom 2. Juni 1827 6. 1. 


Zu h. 195. 


Dieſer $ (Zuſatz 51) ſetzt fell, daß, inſoſem kein 
Lehnsinventarium vorhanden iſt, die Beſtimmungen des 


Allg. Landrechts I. XVIII. 6. 516 — 519 ſchlechthin an⸗ 
zuwenden; wenn indeſſen ein Inventarium hatte vorhan⸗ 
den ſein ſollen, ſo iſt auf die Feſtſetzung im Zuſatze 33 des 
Provinzialrechts (8. 166 — 169.) Rüdficht zu nehmen. 


Zu 6. 196. 

In dieſem § (Zuſatz 52) wird Geffihamtye daß die 
Allodialerben zum Erſatz des fehlenden Inventariums nur 
in ſo weit verpflichtet ſein ſollen, als der Lehnsbeſitzer 
nicht den vierten Theil der den Allodialerben zufallenden 
Nutzungen des letzten Jahres dazu verwendet hätte. Wenn 
hinfolglich der Lehnlaſſer ſo viel ſchon verwendet hat, ſo 
ſind ſie zur Ergaͤnzung des Inventariums nicht mehr bei⸗ 
zutragen verbunden. Dieſes gründet ſich in der Feſt. 
ſetzung des Zuſatzes 37 §. 6. Nr. 3 des Provinzialrechts 
(5. 179. Nr. 3. des Entwurfs). 3 


Zu $. 197. 

Dieſer 6 (Zuſatz 53), welcher auf Antrag der Stände 
in das Provinzialrecht aufgenommen, iſt, da kein Grund 
zu einer Aenderung vorhanden, wieder unverandert aufzu⸗ 
nehmen geweſen. 

0 Zu F. 198. 

Dieſen $ (Zuſatz 54) hat die Commiſſion ausſcheiden 
laſſen, weil in Oſtpreußen keine Lehne mehr vorhanden 
ſeien, die einem Privatlehnsherrn unterworfen wären. Dieſe 
Angabe bebarf jedoch noch einer näheren, Eroͤrterung, wes⸗ 
halb die Vorſchrift des Provinzialrechts einſtweilen un: 
verändert, beibehalten iſt. 


Zu g. 199. 


Dieſer 9 (Zuſatz 55) betrifft die Auseinanderſetzung 
zwiſchen dem Lehnsfolger und den Allodialerben in Ruͤck⸗ 
ſicht der Schulden. Er enthält Eigenthümlichkeiten des 


Provinzialtechts, deren Beibehaltung nothwendig iſt. Er 
beziehet ſich auf den Zuſatz 37 des Provinzialrechts (9. 
178. 170. des Entwurfs) und es war nur, da im . 
178. neue Arten der Lehnsſchulden vorkommen, zu deren 
Aufnahme bei Anfertigung des Provinzialrechts noch keine 
Veranlaſſung war, eine Aenderung in den Nr. 2. 3. 4 
und 5 wegen der daſelbſt bezogenen Nummern erforderlich. 


Zu F. 200. ; 

Anſtatt des Zuſatzes 56 des Provinzialrechts hat bas 
Sber⸗Landesgericht zu Königsberg, und damit überein. 
ſtimmend die Commiſſion folgende neue eee 
vorgeſchlagen: 

„1. Jede Lehnsverbindung kann durch einen Familien, 
„ſchluß beliebig abgeändert oder gänzlich aufgehoben werden. 

„2. Die von dem Lehnsbeſitzer mit zwei Agnaten oder 
„Mitbelehnten, ohne Rüdficht auf die Nähe des Grades der 
„Verwandtſchaft, jedoch mit Ausſchluß feiner eigenen Deſcen⸗ 
„denten, getroffene Vereinigung uͤber die mit der Lehnsei⸗ 
„genſchaſt vorzunehmende Veraͤnderung oder deren gaͤnzliche 
„Aufhebung, berechtigt denſelben, die übrigen Intereſſenten 
„zum Beitritt gerichtlich unter der Warnung auffordern zu 
„laſſen, daß fie bei ihrem Ausbleiben für einwilligend wer⸗ 
„den erachtet werden. 

„3. Wegen der Foͤrmlichkeiten einer ſolchen Vorladung 
„ſind die Vorſchriften der allgemeinen Gerichtsordnung Th. 
„1. Tit. 51. §. 100 — 108. zu beobachten. 

„4. Meldet ſich Niemand, fo erlangt nach rechtskräftig 
„gewordenem Praͤkluſions⸗Erkenntniſſe die getroffene Verei⸗ 
„nigung (Nr. 2.) die Kraft und Wirkung eines von allen 
„Mitgliedern abgefaßten Familienſchluſſes, zu deſſen Guͤl⸗ 
„keit jedoch, nach vorgaͤngiger gerichtlicher Prüfung und 
„Beſtätigung, die Eintragung in das — er⸗ 
„forderlich iſt. ** 


„5. Widerſprechen die ſich gemeldeten Agnaten oder 
„Mitbelehnten der vorzunehmenden Veränderung oder Auf⸗ 
„hebung der Lehnsverbindung, fo muͤſſen fie ſolche gegen 
„Gewaͤhrung einer angemeſſenen Schadloshaltung fich ſchlecht⸗ 
„hin gefallen laſſen. 

„Ueber die Art und Groͤße dieſer Abſindung muß in 
„ermangelnder Einigung, ohne daß eine prozeßmaͤßige Erör⸗ 
„terung über die Widerfprüche der Agnaten oder Mitbelehn⸗ 
„ten geſtattet wird, der Streit durch Schiedsrichter entſchie⸗ 
„den werden. 

„6. Iſt überhaupt nur ein Agnat oder Mitbelehnter ſei⸗ 
„nem Aufenthalte nach bekannt, ſo iſt die von demſelben 
„mit dem Lehnsbeſitzer getroffene Vereinigung, und iſt kein 
„ſolcher bekannt, die Erklärung des Beſitzers, daß er das 
„Lehn nicht mehr als ſolches, ſondern als freies Allodium 
„beſitzen wolle, zur Ausbringung der praͤjudiziellen Vorla⸗ 
„dung der ihrem Aufenthalte nach unbekannten Intereſſen⸗ 
„ten hinreichend, ohne daß denſelben ein Kurator zu beſtel⸗ 
„len wäre, 

„7. In allen Fällen werden minderjaͤhrige Familienmit⸗ 
„glieder, deren Väter noch am Leben find, durch dieſe ver⸗ 
„treten, ohne daß ihrer Bevormundung hierbei es bedarf. 
„Sie ſowohl, als neue Familienmitglieder, dieſe mögen noch 
„innerhalb des dreihundert zweiten Tages nach der von ihr 
ten Eltern geſchehenen Vollziehung des Familien⸗Schluſſes, 
„oder fpäter geboren werden, muͤſſen den Schluß der Fami⸗ 
„lie ſchlechterdings anerkennen. 

Dieſe Vorſchlaͤge beruhen auf der Anſicht, daß es 
wuͤnſchenswerth ſey, die Aufhebung des Lehnsverhaͤltniſſes, 
durch welches der freie Verkehr beſchraͤnkt werde, und wel⸗ 
ches dem allgemeinen Wohlſtande nachtheilig ſey, zu er: 
leichtern. 

el. Gedruckte Vorarbeiten Seite 93 (Zuſatz 49) und 
Seite 49 (Nr. 23). 
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Das Juſtiz⸗Miniſterium hat jedoch geglaubt, auf 
dieſe Vorſchlaͤge nicht eingehen zu konnen, da die Agnaten 
auf das Lehn ein wohlerworbenes Recht ex pacto et pro- 
videntia majorum haben, und dieſes ihnen wider ihren 
Willen in keiner Weiſe entzogen oder eingeſchrankt wer⸗ 
den kann. Der Zuſatz 56 des Provinzialrechts iſt daher 
unverändert beibehalten. 

Der Zuſatz 57 des Provinzialrechts iſt bereits im 8. 
101. des revidirten Entwurfs wiedergegeben. 


Zu 9. 201. 

Dieſer § (Zusatz 58) und deſſen Erweiterung gründet 
ſich in der Lehnsdeklaration vom 9. April 1792, in dem 
Reſcript vom 3. Maͤrz 1794 

N. C. C. tom IX. No. 33. de 1792 S. 909. 

N. C. C. tom IX. No. 17. de 1794 S. 625. 
und in den allgemeinen Geſetzen. Zu bemerken iſt, daß 
Seite 87 in der vierten Zeile ſtatt „und“ es „oder“ hei⸗ 
ßen muß. 


Zweiter Titel. 
Ermelaͤndiſches Lehnrecht. 


Zu den 66. 202 — 211. 

Nach dem Berichte des Fürſtbiſchoͤflichen Landvoig ⸗ 
teigerichts zu Heilsberg ſind im Ermelande nur noch 14, 
zum Theile ſehr unbedeutende und meiſtens ſehr verſchul— 
dete, Lehngüter vorhanden. Mit Ruͤckſicht hierauf und da 
der vor einigen Jahren beabſichtigten Allodiſikation dieſer 
Lehne gegen einen Allodifikationszins von 10 Procent die 
Unerſchwinglichkeit diefes Zinſes Seitens der Beſitzer hin 
dernd entgegen getreten ſey, hat das Koͤnigl. Ober⸗Lan⸗ 
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desgericht zu Königsberg und damit übereinftimmend die 
Commiſſion dahin angetragen, den Lehns-Nexus im Er⸗ 
melande ohne Schadloshaltung gaͤnzlich aufzuheben. 

ef. Gedruckte Vorarbeiten Seite 32 (Nr. 13). 

Auf dieſen Antrag hat jedoch das Juſtiz-Miniſterium 
nicht eingehen zu konnen geglaubt, da Seine Majeftät der 
Koͤnig auf eine gleiche Petition des dritten Preußiſchen 
Provinzial = Landtags durch den Allerhoͤchſten Landtags: 
Abſchied vom 9. Januar 1830 Nr. II. 8. die Lehns⸗ 
verbindung im Ermelande allgemein aufzuheben, Aller⸗ 
hoͤchſt Sich nicht bewogen gefunden, Sich vielmehr nur 
geneigt erklart haben, in einzelnen dazu geeigneten Fällen 
auf diesfaͤllige Geſuche einzugehen. 

Noch weniger kann dem Antrage des Ober: Landes: 
gerichts und der Commiſſion, mit der Aufhebung des do- 
minii directi auch zugleich alle agnatiſchen Rechte ohne 
Schadloshaltung zu beſeitigen, Statt gegeben werden. Die⸗ 
ſer Antrag wird darauf gegründet, daß bei Ermeländifchen 
Lehnen die Rechte der Agnaten von gar keinem Belange 
und werthlos ſeien, indem die Lehne ohne deren Conſens 
verſchuldet und veräußert werden könnten (Zuſatz 64 und 
66), ferner das Succeſſions⸗ Recht bei den zu Preuß. oder 
zu ſchlecht Magdeburgiſchen Rechten verliehenen Lehnguͤ⸗ 
tern ſich nur auf Brüder oder Bruderſoͤhne, und ſelbſt auf 
dieſe nur in dem Falle erſtrecke, wenn das Lehn in un⸗ 
getheiltem Beſitze der Brüder geblieben (Zuſatz 67 §. 3.), 
und die Beſtimmung des Zuſatzes 67 $. 6., wonach bei 
Lehnen zu Magdeburgiſchen beider Kinder Rechten auch 
die entfernteren Agnaten zur Lehnfolge gelangen ſollten, 
im früheren Provinzialrechte nicht begründet ſey, ſondern 
auf einem Irrthum beruhe. Dieſer Gruͤnde ungeachtet 
kann jedoch das Juſtiz⸗Miniſterium der Anſicht nicht bei⸗ 
pflichten, daß die Rechte der Agnaten werthlos ſeien, und 
die ihnen zuſtehenden wohlerworbenen Rechte ohne ihre 
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Einwilligung und noch weniger ohne Schadloshaltung 
aufgehoben werden koͤnnten. 

Die Zuſaͤtze 59 — 68 des Provinzialrechts, welche 
von der Commiſſion unter der Vorausſetzung der gaͤnzli⸗ 
chen Aufhebung des Lehns verbandes im Ermelande fort⸗ 
gelaſſen waren, find daher in den revidirten Entwurf woͤrt⸗ 
lich wieder aufgenommen, nur mit der Ausnahme, 

1) daß die Zuſätze 60 und 63 wegen der Aufhebung 
des Oſtpreußiſchen Staats- Miniſteriums fortgeblie⸗ 
ben ſind, und 

2) in den Zuſatz 62 (Entwurf $. 204.) an die Stelle 
des Oſtpreußiſchen Staats « Miniſteriums das Lan⸗ 
des⸗Juſtiz⸗ Collegium geſetzt iſt. 


EEE 
Kirchen- und Schulrecht. 


Erfter Abſchnitt. 
Kirchenrecht. 


Der Zuſatz 172 des Provinzialrechts iſt als eine 
bloße Verweiſung auf eine kuͤnftige allgemeine Kirchen⸗ 
und Conſiſtorial⸗Ordnung fortgeblieben. 

Der Zuſatz 173 hat in feinem erſten Satze hinſicht⸗ 
lich der Gerichtsbarkeit des akademiſchen Senats zu Kö: 
nigsberg feine Anwendbarkeit verloren, da dieſe Gerichts- 
barkeit durch das Edict vom 28. December 1810 aufge⸗ 
hoben worden iſt. 

Zu der Beibehaltung des zweiten Satzes des Zu⸗ 
ſatzes 173, wonach die von einem Magiſtrate berufenen 
Geiſtlichen und Schullehrer unter den Ortsgerichten ſte⸗ 
hen, fehlt es an einem hinlänglichen Grunde, ſeitdem die 
Gerichtsbarkeit in den Staͤdten nicht mehr von den Ma⸗ 
giſtraͤten, ſondern von Königlichen Gerichten ausgeübt 
wird. 

Zu 6. 212. 

Im Allgem. Landrecht wird angeordnet, daß Kirchen⸗ 
viſitationen gehalten, und worauf fie gerichtet werden ſol⸗ 
len, jedoch auf weſſen Koſten und wer den Viſitator ab⸗ 
holen laſſen ſoll, iſt nicht beſtimmt. An ſich betrachtet 
ſcheint es keinem Bedenken zu unterliegen, der Gemeinde 
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dieſe Laſt aufzulegen, da ſie aus dem Kirchenverbande 
fließt und zur Erhaltung des Wohls derſelben dienen ſoll. 
Für die entgegengeſetzte Anſicht iſt indeſſen angeführt: 

1) daß, wenn die Kirche Vermögen hätte, fie zumächft 
verbunden wäre, aus demſelben auch die Koſten des 
Abholens des Viſitators zu beſtreiten; 

2) daß die roͤmiſch⸗ katholiſchen Inſpektoren aus eigenen 
Mitteln die Fuhren beſorgten, oder ſie vom Pfarrer 
abgeholt würden; 

3) daß wenigſtens nicht die ganze Kirchen-Gemeinde 
dazu fuͤr verbunden geachtet werden koͤnne, indem die 
Ritterſchaft von ihren Vorwerken dieſe Laſt nie prä: 
flirt haͤtte; 

4) daß die vormaligen Königl. Immediatbauern dieſe 
Fuhren als eine Art des Schaarwerks geleiſtet haͤt⸗ 
ten, und nach Ablöfung des Schaarwerks überhaupt 
anzunehmen ſei, daß der Staat aus ſeinen Fonds 
die Koſten des Abholens zu tragen übernommen 
habe. 

Es iſt daher angetragen, wie in Litthauen, auch in 
der übrigen Provinz die Gemeinden von dieſer Laſt zu be⸗ 
freien. In Ruͤckſicht des Ermelandes iſt noch beſonders 
behauptet, daß dieſe Laſt um fo druͤckender für, evangeli⸗ 
ſche Gemeinden ſei, als die Eingepfarrten auf einem Raume 
von mehreren Meilen zerſtreut wohnten und das Abholen 
daher beſchwerlich und koſtbar ſei. 5 

Dieſe Gruͤnde ſind jedoch nicht ausreichend gefunden, 
das beſtehende Provinzialrecht zu aͤndern, und hat daher 
der Zuſatz 174 im 5. 212. des revidirten Entwurfs nur 
inſofern eine Modifikation erhalten, als darin hinſichtlich 
Litthauens an die Stelle des aufgehobenen Koͤniglichen 
Vorſpannes die Verpflichtung des Fiskus ausgeſprochen 
iſt, die Fuhrkoſten aus ſiskaliſchen Kaſſen zu vergüten. 

Motibe. Oſtpreußen. 9 
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Der Zuſatz 175, nach welchem zu Veraͤußerungen 
und Verpachtungen der Kirchenguͤter in der Regel die Ge ⸗ 
nehmigung des Oſtpreußiſchen Staats: Miniſteriums Statt 
finden. fol, fallt mit dem Aufhoͤren dieſer Behoͤrde weg, 
und es treten die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriſten ein. 


Zu 6. 213. 

Dieſer 6 giebt die 66. 1. 2. 4, des Zuſatzes 176 des 
Provinzialrechts unverändert wieder. Dagegen iſt der $. 
3. des Zuſatzes 176 fortgelaſſen, weil er gegen die allge⸗ 
meine Regel verſtößt, daß Stolgebühren nur an den Geiſt⸗ 
lichen derſelben Religionsparthei zu entrichten find, über: 
dies die Beſtimmung deſſelben auch nur da eintritt, wo 
ſie auf beſonderen Verordnungen beruhet, und dieſe neben 
dem Propinzialrechte beſtehen. W 


t 
Von der Pluralität der Staͤndiſchen. Deputirten iſt 
darauf angetragen, in Ruͤckſicht der evangeliſchen Gemein⸗ 
den dieſen $ (Zuſatz 177) fortzulaſſen und die Beſtimmun⸗ 
gen des Allgem. Landrechts anzunehmen, nach welchen 
der Gemeinde bei der Wahl des Pfarrers eine Konkur⸗ 
renz geſtattet iſt, dagegen aber den Zuſatz 177 für die ro⸗ 
miſch⸗ katholiſchen Gemeinden beizubehalten, weil mit den 
Grundſaͤtzen des kanoniſchen Rechts eine ſolche Befugniß 
der Gemeinden, wie das Allgem., Landrecht fie darſtelle, 
nicht vereinbar ſei. 178 
Dieſe Aenderung des beſtehenden Rechts iſt jedoch 
von der Commiſſion ſehr bedenklich gehalten, weil 
a) die Dispoſition des Allgem. Landrechts ſchwerlich in 
irgend einer Provinz des Preußiſchen Staats zur 
Anwendung gekommen, und es wenigſtens unerwie 
ſen ſei, daß und welche heilſame Folgen ſie gehabt 
habe, 7 
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b) weil dieſelbe die Beſetzung der Predigerſtellen verzö⸗ 
gere, und 

e) leicht nachtheilige Spaltungen in den Gemeinden er⸗ 
regen koͤnnte; 

d) nicht zu erwarten ſei, daß bei den Gemeinden ſo viel 
Intelligenz vorherrſche, um den Kandidaten, der 
nach vorgängiger Pruͤfung als tuͤchtig erkannt, würs 
digen zu koͤnnen; 

e) die Erfahrung beweiſe, wie bei den den Gemein⸗ 
den zuſtehenden Wahlen oft andere Zwecke verfolgt 
würden. 

Diefen Gründen hat das Juſtiz⸗Miniſterium größtens 
theils nur beitreten koͤnnen, und es iſt daher der Zuſatz 177 
unverändert wieder aufgenommen. 


Zu 6. 215. 

Dieſer 9 (Zuſatz 178), der in bekannten Grundfägen 
des Kirchenrechts ſich gründet, iſt unverändert aufgenom⸗ 
men worden. 

Die von einem Deputirten aufgeſtellte Frage, was 
unter dem eigenen Rechte des Biſchofs von Ermeland 
zu verſtehen ſei, ergiebt ſich aus dem Zuſammenhange da⸗ 
hin, daß darunter feine Befugniß als Biſchof und vor⸗ 
maliger Landesherr verſtanden wird. 


Zu $. 216. 

Dieſer 9 (Bufag 179) gründet ſich in der Gewohns 
heit, auf welche das Allgem. Landrecht ſich bezieht, und 
iſt unverändert angenommen. 

Indeſſen iſt das Bedenken von Seiten des Regie⸗ 
rungs- Abgeordneten vorgebracht, daß die Beziehung auf 
Obſervanzen und Herkommen zu vielen Streitigkeiten Geles 
genheit gebe, und um dieſe zu verhüten, vorgeſchlagen: 

durch einen Mittelfag die Mantelgelder zu beſtimmen. 

9 2 
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Von anderer Seite iſt der Vorſchlag gemacht: 
überall Verträge mit den Gemeinden abzuſchließen nnd 
hierdurch für die Zukunft die Sache reguliren zu 
laſſen. 

Dieſer letzte Vorſchlag wuͤrde in der Art ausgefuͤhrt 
werden konnen, daß bei jeder Gemeinde die bisherige Ob⸗ 
ſervanz aus gemittelt wuͤrde. 

Von dem Oberpraͤſidium der Provinz iſt auch bereits 
den Regierungen aufgegeben, durch die Landrathe den Ver 
ſuch zu machen, eine Einigung in den Gemeinden zu 
treffen. 

Zu 8. 217. 

Dieſer § (Zuſatz 180) iſt nach dem einſtimmigen Be⸗ 
ſchluß der Ständiſchen Deputirten und der Commiſſion 
beibehalten. 

Ueber den Antrag, bei Evangelischen überhaupt den 
Pfarrzwang in Rüdficht des Abendmahls aufzuheben, muß 
die Beſchlußnahme vorbehalten bleiben. 

Der Zuſatz 181 des Provinzialrechts iſt wegen der 
gänzlichen Veränderung der Behörden, und da die Konſi⸗ 
ſtorien keine Sportelkaſſen mehr haben, ausgeſchieden. 


Zu 6. 218. 


Dieſer $ (Zuſatz 182) gründet ſich in der Verfaſſung 
Koͤnigsbergs. Das Ober⸗Landesgericht zu Inſterburg iſt 
zwar der Meinung geweſen, daß er überflüffig ſei, weil 
die franzoͤſiſch⸗reformirte Gemeinde mit der deutſch⸗ refor⸗ 
mirten vereinigt ſei. Dieſes iſt jedoch nicht der Fall. 
Die franzoͤſiſch⸗reformirten ſind Calviniſten, die deutſch⸗ re⸗ 
formirten Zwinglianer. 

cf. Gedruckte Vorarbeiten Seite 59 (Nr. 4). 

Die Zuſätze 183, 184. 185 haben mit dem Aufhören 
des Oſtpreußiſchen Staats⸗Miniſteriums ihre Anwendbar⸗ 
keit verloren. 
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Der Zuſatz 186, welcher die Beſtimmung enthält, 
daß da, wo keine beſondere Todtengraͤber angeſtellt ſind, 
diejenigen, welche deren Amt verwalten, darauf Acht ha⸗ 
ben ſollen, daß das Zuſchlagen des Sarges nicht zu fruͤh 
geſchehe, iſt als eine allgemeine, nicht blos Oſtpreußen ber 
treffende volizeiliche Maaßregel fortgeblieben. 

ef. Gedruckte Vorarbeiten Seite 59 (Nr. 42). 

Der Zuſatz 187 6. 1. bezieht ſich auf die frühere 
Verfaſſung Koͤnigsbergs, wo bei den drei ſtaͤdtiſchen Kir⸗ 
chen vormals drei Diakonen die eigentlich fungirenden 
Prediger waren, waͤhrend der erſte Prediger nur Vor⸗ 
mittagsprediger war und keine andere actus ministeria- 
les verwaltete. Gegenwärtig aber iſt dieſe Verfaſſung 
verandert, und der §. 1. kommt nicht ferner zur Ans 
wendung, weshalb er nach dem Antrage der Commiſſion 
uͤbergangen iſt. 

Der §. 2. im Zuſatze 187 iſt von der Commiſſion 
als antiquirt angegeben und daher gleichfalls fortgeblieben. 


Zu 9. 219. 

Der erſte Satz des Zuſatzes 188 iſt nach dem Vor⸗ 
ſchlage zweier Deputirten der Ritterſchaft dahin modiſtzirt, 
daß dem Patron oder der Kirchengemeinde das Recht zu⸗ 
ſtehe, nach Ablauf der dreijährigen Friſt andere Kirchen⸗ 
vorſteher zu erwaͤhlen. 

Der zweite Satz des 6. 219 iſt aus dem Zuſatze 188 
unverändert aufgenommen. 


Zu 9. 220. 

Die Staͤndiſchen Deputirten haben ſich für die Fort⸗ 
laſſung dieſes § (Zuſatz 189) erklärt, weil das Wort 
Küſter in Oſtpreußen ungebräuchlich ſei, und fir das 
Auf und Zuſchließen der Kirche, für die Reini⸗ 
gung derſelben und das Lauten Gloͤckner angeſtellt ſeien, 
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die zum Vorleſen und Vorſingen nicht gebraucht wuͤrden. 
Es bedarf jedoch der weitern Ermittelung, ob dies in der 
That ſo allgemein in ganz Oſtpreußen, Litthauen und Er⸗ 
meland der Fall ſey, und es iſt daher der Zuſatz 189 wie⸗ 
der aufgenommen 

Dagegen iſt der Zuſatz 190 mit Ruͤckſicht auf den 
Zuſatz 189 als überfluͤſſig fortgeblieben. 


Zu H. 221. 


Der g. 1. des Zuſatzes 191, in welchem angeordnet 
war, daß bei Ausleihung und Einziehung der Kirchenka⸗ 
pitalien die Einwilligung des Oſtpreußiſchen Staats⸗Mi⸗ 
niſteriums und resp. des reformirten Kirchen⸗ Direktoriums 
erforderlich ſey, fallt mit Aufhebung dieſer beiden Behoͤr⸗ 
den weg, und es iſt nunmehr von derjenigen Behörde, 
welche in deren Stelle getreten, die Einwilligung zu er⸗ 
bitten. 

Was den zweiten § anbetrifft, ſo enthält derſelbe in 
Ruͤckſicht der adlichen und ſtaͤdtiſchen Patronatskirchen eine 
Abweichung vom Allgemeinen Landrecht. Es ſoll nem⸗ 
lich die Ausleihung der Kirchenkapitalien weder dem In⸗ 
ſpektor angezeigt, noch eine Einwilligung der geiſtlichen 
Obern dazu eingeholt werden dürfen. Dieſes Vorrecht des 
Patrons, freie Hand in Nüdficht des Ausleihens der Kir⸗ 
chenkapitalien zu haben, beruhet auf einer Obſervanz, 
welche von der Mehrzahl der Staͤndiſchen Deputirten 
ſowohl für die Patrone, als für die Kirchen ſelbſt 
gleich gefährlich gehalten iſt, zumal da in neuerer Zeit 
einige Faͤlle vorgekommen find, in welchen Patrone die 
Kirchenkapitalien ſelbſt zum Darlehne mit Einwilligung 
des Pfarrers und der Kirchenvorſteher genommen, und die 
Kirchen im Konkurſe des Patrons ſie verloren und eben 
ſo wenig vom Pfarrer und von den Kirchenvorſtehern ei⸗ 
nen Erſatz haben erſchwingen können. 
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Aus dieſen Ruͤckſichten hat die Mehrzahl der Staͤn⸗ 
diſchen Deputirten auf die Fortlaſſung des 6. 2. angetra⸗ 
gen. Die weitere Erörterung hierüber wird anheimge⸗ 
geben. 

Der 9. 3. ſcheidet mit dem Aufhören des St aatsmi⸗ 
niſteriums, an deſſen Stelle das Miniſterium der geiſtlichen 
Angelegenheiten getreten iſt, aus. 

Der 6. 4. iſt, wie der Deputirte Landvoigtei-Gerichts 
Direktor Olszewski angezeigt hat, faktiſch inſoweit abgeaͤn⸗ 
dert, daß der Biſchof von Ermeland nicht mehr vom 
Londvoigtei⸗Gericht zu Heilsberg ein Gutachten erfordert, 
wenn das Landvoigtei⸗ Gericht gleich verbunden bleibt, 
im Falle der Biſchof es verlangt, ſein Gutachten abzu⸗ 
geben. Es ſei dem Oftcialat ſeit der Bulle de salute 
animarum ein Syndikus beigegeben, durch welchen die 
Darlehnsgeſuche geprüft würden. Hiernach iſt der 6. 4. 
verändert, in feiner Hauptbeſtimmung aber im 6. 221. 
wiedergegeben. Statt „Eingebung“, wie es in dieſem $. 
durch ein Druckverſehen heißt, muß „Einziehung“ geleſen 
werden. 

Der Zuſatz 192 des Provinzialrechts über die Ber 
miethung der Kirchſtellen iſt als eine Lokalvorſchrift fort 
geblieben. 

Zu 6. 222. 

Der 6. 222. (Zuſatz 193) iſt auf den Antrag der 

Stände unveraͤndert beibehalten worden. 


Zu 6. 223. i 

Nach der Beſtimmung des Allgem. Landrechts ſol 

für die außerordentlichen Ausgaben, wozu die Baukoſten 
gehören, eine gewiſſe Summe im Etat beſtimmt werden, 
und dieſe ohne Genehmigung des Patrons, des Kirchen⸗ 
Collegit und der geistlichen Obern nicht überſchritten wer. 
den. Für Oſtpreußen und Litthauen iſt nach dieſem $ 
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(Zuſatz 194) bei evangeliſchen adlichen Patronatkirchen die 
Genehmigung der geiſtlichen Obern nicht erforderlich. Die⸗ 
ſes Vorrecht der Patrone gründet ſich in einer alten Ob⸗ 
ſervanz, und die Kirchen ſind hinlaͤnglich dadurch geſichert 
geweſen, daß jährlich die Kirchenrechnungen dem vormali⸗ 
gen Oſtpreußiſchen Staats⸗Miniſterium zur Reviſion einge⸗ 
ſendet wurden. Das Sber⸗ Landesgericht zu Koͤnigsberg 
hat dieſen Zuſatz wollen ausſcheiden laſſen, weil nach Auf⸗ 
hebung des Oſtpreußiſchen Staats-Miniſteriums alle Kon⸗ 
trolle aufgehört habe. Die Koͤnigl. Regierung dagegen 
hat die Patrone in dieſer Befugniß einſchraͤnken wollen. 
Auf eine Beſchwerde einiger Patrone bei des Königs Majeſtät 
haben Allerhoͤchſtdieſelben durch die Allerh. Kabinets ordre 
vom 4. Auguſt 1834 (Jahrbuͤcher Band 44 S. 157) die 
bisherige Obſervanz beftätigt. Die Beibehaltung des Zu⸗ 
ſatzes 194 unterliegt daher keinem Bedenken. Zugleich 
hat aber die Allerhoͤchſte Kabinetsordre vom 4. Auguſt 
1834 hinzugefuͤgt, daß die Kirchen⸗Kollegien der erſten 
Unterſuchung und Feſtſtellung der Baubeduͤrfniſſe ſich zu 
unterziehen, hiernächft die Zuſtimmung des Patrons auszu⸗ 
wirken und, wenn dieſe ertheilt ſey, ohne weitere Anfrage 
und ohne Autoriſation der geiſtlichen Obern die Bauten 
zu vollführen hätten, 

es wäre denn, daß die Mitglieder der Kirchengemeinde, 

von welcher Geldbeitraͤge und Dienſte gefordert wuͤr⸗ 

den, nicht einig ſeien, in welchem Falle dasjenige Ver⸗ 


fahren eintreten ſolle, was durch die Vorſchriften des 


Allg. Landrechts II. 11. 6. 708. und f. und die Ka⸗ 
binetsordre vom 18. Februar 1825 angeordnet ſey. 
Hieraus koͤnnte gefolgert werden, daß der Anſchlag zum 
Baue, nach erfolgter Genehmigung des Patrons, ſuͤmmtli⸗ 
chen Mitgliedern der Gemeinde vorzulegen, und ihre Er⸗ 
klärung zu erfordern ſey. Bei der Ständifchen Berathung 


2 


war man jedoch der Meinung, daß der Zuſatz 194 un⸗ 
verändert aufzunehmen und nur hinzuzufuͤgen ſey, 
daß bei Bauten und Reparaturen die Genehmigung 
in Uebereinſtimmung mit dem Kirchen⸗Kollegium und 
der Gemeinde durch den Patron erfolge. 
Durch dieſe vorgeſchlagene Faſſung iſt der weſentliche In⸗ 
halt der Allerhoͤchſten Kabinetsordre beruͤckſichtigt. Es 
bleibt aber noch in Ermangelung einer geregelten Ge⸗ 
meinde⸗Ordnung unbeſtimmt, in welcher Art die Zuſtim⸗ 
mung der Gemeinde erfolgen ſoll. 

Uebrigens hat die Regierung zu Königsberg auf die 
Anfrage der Kommiſſion, 

ob ſeit der Aufhebung des Oſtpreußiſchen Staats⸗Mi⸗ 

niſteriums die früher demſelben abgelegten Kirchenrech⸗ 

nungen der Regierung jaͤhrlich abgelegt wuͤrden? 

mittelſt Schreibens vom 10. Dezember 1835 geantwortet, 
daß die Rechnungen der adlichen und ſtaͤdtiſchen Patronat⸗ 
kirchen an die Regierungen nicht eingeſchickt, daß aber von 
dem Superintendenten, nach bewirkter jährlicher Kaſſenre⸗ 
viſion, atteſtirte Extrakte und Kaſſenabſchluͤſſe über das wirk⸗ 
liche Vorhandenſein der Beftande, von den Kirchen⸗Kollegien 
und zum Theil auch von den Patronen ſelbſt hingegen jaͤhr⸗ 
liche Rechnungs - Extrakte an die Regierung eingereicht 
wuͤrden. 

Es entſteht daher die Frage: Ob nicht zur Begrün⸗ 
dung einer Kontrolle die früher Statt gefundene jährliche 
Einſendung der Kirchenrechnungen an die Staatsbehörde 
wieder herzustellen ſey? 

Der Koͤnigsbergſche Magiſtrat, welcher von der Kom⸗ 
miſſion aufgefordert worden iſt, zum Zuſatze des Provin⸗ 
zialrechts 191 6. 1. in Ruͤckſicht der Ausleihung der Kits 
chen ⸗Kapitalien, und zum Zuſatze 194 wegen der Bau: 
koſten anzuzeigen: 

in welcher Art bei Ausleihung und Einziehung der 
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Kirchen⸗Kapitalſen nach Aufhebung des Staats: Mir 

niſteriums verfahren werde? 

ferner, ob und von welcher Behoͤrde zu dieſen außeror⸗ 

dentlichen Ausgaben, wozu auch die Baukoſten geböͤ⸗ 

ren, Genehmigung eingeholt werde? 

endlich, ob und an welche Behörde die jährlichen Kits 

chenrechnungen zur Nevifion und Decharge eingereicht 

werden? 
hat am 4. November 1835 ſich dahin erklärt, daß bei 
Ausleihung und Einziehung der Kirchen⸗Kapitalien nach 
6. 2. des Zuſatzes 191 verfahren werde, die jahrlichen 
Rechnungen der Kirchen ſtaͤdtiſchen Patronats von ihm (dem 
Magiſtrate) abgenommen, dechargirt und der Regierung 
nur Extakte eingereicht wuͤrden, zu außerordentlichen Aus⸗ 
gaben, wozu auch die Baukoſten gehoͤrten, ingleichen zu 
neuen Auflagen aber die Genehmigung der Regierung eins 
geholt werde. 

1 Zu 6. 224, 

Dieſer 8 (Zusatz 195) iſt aus dem Grösietsege 
mit der Veränderung aufgenommen, 

daß das Wort „evangeliſch“ zugeſetzt iſt, indem 

wegen der katholiſchen Kirchen der folgende 9 a 

Beſtimmungen enthält. 


Zu $. 225. 

In dieſem $ iſt der $. 8, des Zuſatzes 197 des Pros 
vinzialrechts, die Bauten bei roͤmiſch⸗ katholiſchen Kirchen 
im Ermelande betreffend, als für ſich beſtehende Vorſchrift 
wiedergegeben worden. 

Ueber die Frage, woher zunächft die Koſt en zu den 
Kirchenbauten und Reparaturen zu nehmen, iſt vielfach 
diskutirt, und von der Mehrzahl der Staͤndiſchen Deputir⸗ 
ten darauf angetragen, es bei dem beſtehenden Rechte, nach 
welchem in der Regel der Patron und die Gemeinde, 
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ohne Ruͤckſicht auf die Verſchiedenheit des Kultus, die Ko⸗ 
ſten und Dienſte herzugeben haben, zu belaſſen, weil 

1) die Ermelaͤndiſchen Kirchen in der Regel arm ſeien, 
und, wo dieſes nicht der Fall, die Kirchenkapitalien 
ohne Zinſen den Gemeindegliedern zum Darlehn ge⸗ 
geben wurden; 

2) fabrica und custodia ecclesiae wohl zu unterſchei⸗ 
den, und das Einkommen der Kirche vorzuͤglich fuͤr 
die letztere zu verwenden ſey, welche bei dem roͤ⸗ 
miſch⸗ katholiſchen Kultus einen großen Aufwand ers 
fordere; 

3) es nicht raͤthlich ſey, ein jus quaesitum aufzu⸗ 
beben; 

zugleich find jedoch die Ausnahmen von jener Regel feſtge⸗ 
ſtellt, nemlich Verträge, rechtskräftige Erkenntnſſſe und 
Herkommen. Im Ober⸗Landesgericht zu Königsberg waren 
die Stimmen darüber getheilt, ob nicht ſtatt „Herkommen“ 
oder „ununterbrochener Gewohnheit“ der Ausdruck „Ver⸗ 
jaͤhrung“ zu ſetzen ſey? Der erſtere Ausdruck war jedoch 
vorzuziehen, weil die Bedingungen der Verjährung in ein⸗ 
zelnen Fällen nicht immer nachgewieſen werden koͤnnen, und 
deſſenungeachtet ein Herkommen vorhanden ſeyn kann. 

ef. Gedruckte Vorarbeiten Seite 59 (Nr. 43). 

Ueber die Vertheilungsart der Koſten und Dienſte iſt 
gleichfalls diskutitt und darauf angetragen, daß fie, wie 
bisher, zwiſchen dem Patron und den Eingepfarrten nach 
der Hufenzahl zu tragen ſeien, die Vertheilung zwiſchen 
Stadt und Landgemeinden, ſo wie alles Uebrige aber der 
allgemeinen Geſetzgebung uͤberlaſſen werde. 


Zu 6. 226. 


Der $. 226, ift aus dem Provinzialrechte Zuſatze 196 
unverandert übernommen, mit der einzigen Ausnahme, daß 
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im 5.2. flatt „Unterbedienten“ der Ausdruck „Beamten’ 
geſetzt iſt. 
1 Zu 6. 227. 

Der 6. 227. iſt aus dem Zuſatze 197 des Provin⸗ 

zialrechts auf den einſtimmigen Antrag der Ständiſchen 
Deputirten unveraͤndert beibehalten. 
Bei Nr. 5, woſelbſt beſtimmt ift, daß der Patron, 
wenn er außer dem Gut, womit das Patronatsrecht ver⸗ 
bunden iſt, noch andere Grundſtuͤcke in der Parochie be⸗ 
fiße, er von dieſen mit den uͤbrigen Mitgliedern der Ge⸗ 
meinde nach Verhältniß dieſer Grundſtücke beitragen ſolle, 
iſt die Frage entſtanden: 

ob der Patron von demjenigen Lande, welches ihm 

bei der Regulirung mit den Bauern abgetreten, bei⸗ 

zutragen verbunden ſey? 

Dieſe Frage iſt inzwiſchen durch die für die ganze Mo⸗ 
narchie erlaſſene Allerhoͤchſte Deklaration vom 14. Juli 
1836 (Gefenfammlung Seite 208) dahin entſchieden, daß 
die Gutsherrn von dieſen Entfehädigungsländereien zu den 
Bau⸗ und Unterhaltungskoſten der Kirchen-, Pfarr- und 
Kuͤſtergebaͤude, fo wie der Schulhaͤuſer und ee 
gebäude keine Beiträge zu leiſten haben. 

Der 6. 6. des Zuſatzes 197, nach welchem die Hos⸗ 
pitalgüter zu den Baukoſten mit angezogen werden, iſt 
einſtimmig von den Ständen beibehalten, und gegen den 
Vorwurf der Unbilligkeit dieſer Abweichung von dem Allg. 
Landrecht angefuͤhrt, daß der große Umfang der Hospital⸗ 
güter in der Provinz dieſe Dispoſition rechtfertige. 

Wie es mit den Baukoſten bei den vereinigten Kirchen 
gehalten werden folle, daruber fehlen geſetzliche Beſtimmungen 
ſowohl im Allg. Landrechte als im Provinzialrechte; bei den 
Berathungen iſt auch nicht für noͤthig gehalten, darüber 
beſondere Vorſchriften im Provinzialrechte aufzuſtellen. 
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Wenn übrigens im §. 227. des Entwurfes unter Nr. 
8 der F. 8. des Zuſatzes 197 des Provinzialrechts wieder 
mitabgedruckt iſt, fo beruhet dieſes auf einem Verſehen, 
da die darin enthaltene Beſtimmung bereits im io 22, 
des revidirten Entwurfes wiedergegeben iſt. 


Zu 6. 228. 4 

Dieser 5 (Zuſatz 198) iſt unbeſtritten aufgenommen. 

Der Zuſatz 199, wonach an den Orten, an welchen 
die Kirchenbedienten vom Magiſtrate beſtellt werden, auch 
die Pfarr⸗ und Kuͤſterguter der Gerichtsbarkeit deſſelben 
unterworfen ſind, hat, ſeitdem die Gerichtsbarkeit der Ma⸗ 
giſtraͤte aufgehört hat, feinen Grund verloren, und iſt da⸗ 
her eben fo, wie der Zuſatz 173 (ef. oben Seite 96) 
ſortgelaſſen. 
0 — Zu 6. 229. 

Der 6. 1. des Zuſatzes 200 des Provinzialrechts 
weicht vom 6: 787. des Allg. Landrechts dahin ab, daß 
die Eingepfarrten zu den Wirthſchaftsgebaͤuden der Pfarrer 
und Kuͤſter evangeliſch⸗lutheriſcher Gemeinden auch das 
Stroh zum Decken der Daͤcher herzugeben, verbunden ſein 
ſollen. Die Pluralität der Staͤndiſchen Deputirten hat 
auf Weglaſſung dieſer Beſtimmung angetragen, weil der 
Pfarrer aus feinem Pfarrlande das Stroh, fo wie alle 
andere Materialien, fo weit fie vorhanden, hergeben konne. 
Von der Minorität iſt jedoch Für die Beibehaltung der 
Beſtimmung angeführt worden, daß es fehr zu wuͤnſchen 
ſey, wenn die Pfarrer ihre Hufen verpachteten, um durch 
die Beſorgung der Wirthſchaft nicht in Ausuͤbung ihrer 
Pflichten verhindert zu werden, daß aber, wenn von den 
Pfarraͤckern das Stroh zu den Dächern geliefert werden 
ſolle, das Verpachten erſchwert werde. 

Dieſer Anſicht der Minorität iſt der Kommiſſarius 
der Koͤnigl. Regierung beigetreten, und es ſcheint bedenk⸗ 
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lich, das beſtehende Recht abzuändern, da dadurch ein wohl 
erworbenes Recht dem geiſtlichen Stande wuͤrde entzogen 
werden. 1 

Der zweite Satz des §. 1. beſtimmt, daß bei evan⸗ 
geliſch⸗reformirten Landgemeinden daſſelbe eintrete, wogegen 
bei Stadtgemeinden der Patron Alles hergebe. Dieſer Satz 
bleibt, es mag die vorher bemerkte Abaͤnderung aufgenom⸗ 
men werden, oder nicht, unverandert. 

Bei dem 6. 2. des Zuſatzes 200 haben das Ober: 
Landesgericht zu Koͤnigsberg und die Staͤndiſchen Depu⸗ 
tirten darauf angetragen, die Verpflichtung der Eingepfarr: 
ten zur Unterhaltung der Zäune auf die Bäume. beiden 
Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebaͤuden zu beſchraͤnken, weil ei⸗ 
nige Pfarrer und Kuͤſter aus dem Provinzialrechte An⸗ 
ſpruͤche auf Umzaͤunung der ganzen Beſitzung gemacht 
und auch wirklich erſtritten haͤtten, jedoch in einem neuern 
Falle das Geheime⸗Ober⸗Tribunal dieſen Anſpruch auf 
Umzsumung bei Wohn = und Wirthſchaftsgebaͤuden be⸗ 
ſchraͤnkt habe; außerdem auch die Umzaͤumung ſonſtiger 
Plaͤtze nicht nothwendig ſey, und wenn der Pfarrer etwa 
beſondere von den Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebaͤuden ge⸗ 
trennte Gaͤrten oder Plaͤtze befriedigen wolle, er dies durch 
Anlegung von Weißdornhecken felbft bewirken koͤnne. Dieſe 
Gründe ſcheinen jedoch zur Abänderung des beſtehenden 
Provinzialrechts und zu einer Verringerung der Rechte der 
Pfarrer, welche oft nur mit einem geringen Einkommen 
bedacht ſind, nicht ausreichend. 

Der 6. 3. des Zuſatzes 200 iſt unverändert. beibehal⸗ 
ten. Die Kommiſſion iſt jedoch der Meinung, daß flatt 
der 5: 700 — 760, des Allgem, Landrechts b. t. die 
89. 700 — 787. allegirt werden müßten. 


1 Zu 6. 230. 
Dieſer §. iſt aus dem Zuſatze 201 des Provinzial: 
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rechts unverändert beibehalten. Statt des Allegats §. 230. 
muß ledoch §. 229. geleſen worden, oder da letzterer in Nr. 
3 ſich wieder auf die 55. 225 — 228. bezieht, möchte es 
am zweckmaͤßigſten ſeyn, dieſe letzteren $$ zu ſubſtituiren. 


Zu h, 231. 

Gegen den F. 1. des Zuſatzes 202 (Nr. 1 des Ent⸗ 
wurfs) iſt nichts erinnert worden. 

Nach Nr. 2. ſoll bei katholiſchen Kirchen der Pächter 
wenn die Pacht nicht mit Genehmigung der geiſtlichen 
Obern abgeſchloſſen worden, nach dem Tode des Pfarrers 
die Pacht ſoſort raͤumen. Dieſe Beſtimmung iſt in das 
Provinzialrecht auf den Antrag des Ermelaͤndiſchen Doms 
kapitels, als auf der Verfaſſung der katholiſchen Kirche 
beruhend, aufgenommen, und fuͤr ſeine Beibehaltung an⸗ 
geführt, daß bei den katholiſchen Pfarrern kein Gnaden⸗ 
quartal und Gnadenjahr ſtatt finde, der Nachfolger alſo 
ſofort in den Genuß trete, der ihm durch eine ohne Kon⸗ 
ſens der geiſtlichen Obern geſchloſſene Werrecuns nicht 
beſchraͤnkt werden duͤrfe. 

Die Staͤndiſchen Deputirten haben ſich gegen die 
Beibehaltung dieſer Beſtimmung erklaͤrt, da die ſofor⸗ 
tige Räumung der Pacht für den Pächter mit großen 
Nachtheilen verknuͤpft ſey, der nachfolgende Pfarrer auch 
durch die Pacht keineswegs im Genuſſe des Pfarramts 
beſchränkt werde, weil ihm von dem Tage ſeiner Ernen⸗ 
nung an der Pachtzins verhaͤltnißmaͤßig zuſtehe. 

Das Domkapitel zu Frauenburg, welches von der 
Kommiſſion aufgefordert worden iſt, ob und welche Gruͤnde 
für die Beibehaltung der fraglichen Beſtimmung anzufühs 
ren ſeien, hat mittelſt Schreibens vom 19. November 1835 
dieſe befuͤrwortet, weil jeder Pfarrer den Genuß der Tem 
poralien ſofort mit dem Eintritt in ſein Amt erhalte, und 
er bei Verſetzung von einer Stelle zu einer anderen, was 
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nicht ſelten der Fall ſey, wegen Beibehaltung ſeines leben⸗ 
den Inventariums in Verlegenheit gerathen würde, wenn 
er einen Pächter in der Pacht zu laſſen, genöthigt fein 
ſollte, auch in der Synodal-Conſtitution vom Jahre 1620 
ausdruͤcklich beſtimmt ſey: 
Parochi ne locare quidem possunt bona ecclesiastica 
ad breve etiam tempus. 
Hiernach dürfte dem Antrage der Stände auf Aufhebung 
des 5. 2. des Zuſatzes 200 nicht Statt zu geben fein, zus 
mal da die Pächter ſich dadurch ſichern konnen, daß fie 
die Genehmigung des Pachtkontrakts durch die geiſtlichen 
Obern des Pfarrers nachſuchen. 


Zu 6. 232. 

Die Verbindlichkeit der Gemeinde, dem Pfarrer ein 
gewiſſes Maaß Holz unentgeldlich zu ſchlagen und anzu⸗ 
fahren, gründet ſich für Oſtpreußen ſchon in dem Kirchen⸗ 
viſitationsrezeß vom Jahre 1638 (Grube C. C. Pr. S. 
51) welcher, nach der Reformation gegeben, im Ermelande 
nicht geſetzliche Kraft hat. Daher iſt in dieſem § bes 
merkt worden, daß er nur mit Ausnahme Ermelands 
gelte. 

Nach der gegenwärtigen Bewirthſchaftung der Koͤnigl. 
Forſt wird das Selbſtſchlagen des Holzes nicht mehr ver⸗ 
ſtattet, weil dadurch zu Defraudationen Gelegenheit gege⸗ 
ben und das eigene Holzſchlagen von Unerfahrenen oft 
zum Nachtheil der Forſtkultur bewirkt wird. Es werden 
vielmehr eigene Holzſchlaͤger angenommen, und das De⸗ 
putatholz an die Geiſtlichen und Schullehrer wird von 
der Ablage zugemeſſen. Es entſteht daher die Frage, wer 
das Schlaͤgerlohn entrichten fol? Die Gilligkeit ſowohl, 
als ein aus der versio in rem entnommener Rechtsgrund 
ſpricht dafür, daß die Eingepfarrten, welche nach Zuſatz 
203 die Verpflichtung auf ſich haben, das Holz zu ſchla⸗ 
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gen, nunmehr auch das Schlägerlohn entrichten. Die Majo⸗ 
ritaͤt der Staͤndiſchen Deputirten iſt zwar entgegengeſetzter 
Anſicht und der Meinung geweſen, daß der Fiskus das 
Deputatholz ohne Vergütung des Schlaͤgerlohns, ſowie 
des Stammgeldes, an die Deputaten verabfolgen laſſen muͤſſe. 
Dieſe Meinung iſt jedoch durch nichts unterſtuͤtzt. Einſt⸗ 
weilen iſt der Zuſatz 203 des Provinzialrechts unveraͤn⸗ 
dert beibehalten, und wird die Beſchlußnahme uͤber deſſen 
nothwendige Abaͤnderung der weiteren Erörterung vorbe⸗ 
halten. 

elf. Gedruckte Vorarbeiten S. 60 (Nr. 44). 

Am Schluß des 8. 232. iſt nach dem Antrage der 
Stände hinzugeſetzt, daß Koͤnigl. und adliche Vorwerke 
die Präfumtion für ſich haben, nicht holzanfuhrpflichtig 
u fein. 

i cf, Gedruckte Vorarbeiten Seite 60 (Nr. 44). 

In der letzten Zeile iſt übrigens durch ein Druckver⸗ 
ſehen das Wort „verpflichtet“ ausgelaſſen. 

Der Zuſatz 204 des Provinzialrechts iſt als eine bloße 
Verweiſung auf die Gewohnheiten eines jeden Orts fort⸗ 
geblieben. 

Zu 9. 233. 

Nachdem über die Beſtimmungen des Zuſatzes 205 
wegen der Auseinanderſetzung zwiſchen dem abgehenden und 
dem anziehenden Pfarrer in Betreff Ermelands vom Ge⸗ 
neral⸗ Offizialat zu Frauenburg, und in Betreff der katho⸗ 
liſchen Kirchen, welche zur Kulmiſchen Diöceſe in Weſt⸗ 
preußen gehören, vom Conſiſtorio zu Pelplin Gutachten 
erſtattet worden, find die Beſtimmungen des Zuſatzes 205 
auf den Antrag dieſer Behörden. und der Ständifchen Des 
putirten in mehreren Beziehungen geaͤndert. 

Statt des Unterſchiedes zwiſchen Oſtpreußen, Lit⸗ 
thauen und Ermeland iſt zwiſchen Evangeliſchen und END 
miſch⸗ Katholifchen unterſchieden worden, weil im Ermelande 

Motive, Dnprenfene 0 
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gegenwärtig mehrere evangeliſche Kirchen errichtet worden, 
welche, inſofern fie mit Pfarrländereien ausgeſtattet find, 
gleiche Rechte mit den evangeliſchen Pfarren in der Pro⸗ 
vinz haben. 


Daher find die 88. 1 — 4. des Zuſatzes (Nr. 1—4 
des 6. 233.) für alle evangeliſche Geiſtlichen in 
der ganzen Provinz, mit Einſchluß der evangeliſchen Kir⸗ 
chen im Ermelande, angenommen, ſonſt aber unverändert 
geblieben. 

In Ruͤckſicht der roͤmiſch⸗katholiſchen Geiſtlichen iſt 
nach 5. 5. — Nr. 5 — die Erndte ſchon mit dem letzten 
Auguſt, folglich um einen Monat fruher, als bei den Evan: 
geliſchen in der Provinz, beendigt. Zwar iſt ein klimati⸗ 
ſcher Grund nicht vorhanden, einen andern Termin für 
das Bisthum Ermeland, als für die übrige Provinz, anzu⸗ 
nehmen. Da jedoch das General- Offtzialgt ſich für die 
Beibehaltung des bisherigen Termins, welcher ſich in der 
Synodal⸗Konſtitution des Biſchofs Rudnicki Seite 290 
und des Biſchofs Szembeck Seite 84 gruͤndet, ausgeſpro⸗ 
chen und verſichert hat, daß noch niemals hierüber Be⸗ 
ſchwerde geführt worden, fo iſt kein Grund zu einer 
Abaͤnderung vorhanden. 

Der F. 6. — Nr. 6 — iſt nach dem Antrage des 
General: Offizialats auf alle Beneficiaten ausgedehnt und 
auch auf den Fall angewendet worden, wenn der Pfarrer 
oder ſeine Erben nach eingetretener Vakanz die Winterſaat 
beſtellt haben. Die Worte in der dritten Zeile der Nr. 6 
„ſo erhält derſelbe“ müͤſſen fortfallen. 

Gleichfalls iſt der $. 7. — Nr. 7 — nach dem An⸗ 
trage des General ⸗Offizialats auf den Fall ausgedehnt, 

wenn die Vakanz in den Monaten Mai und Juni 
(durch ein Druckverſehen in Nr. 7 des Entwurfs heißt 
es Juni und Juli) eintritt, und die Sommerſaat erſt 
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hernach von dem Abgehenden oder deſſen Erben be⸗ 
ſtellt wird; 
und zugleich eine Beſtimmung fuͤr den Fall aufgenommen, 
wenn der Abgehende oder deſſen Erben die Beſtellung 
der Sommer + oder Winterſaaten nicht übernehmen 
wollen oder dieſelbe nicht zu gehoͤriger Zeit bewirken. 
Außerdem hat das General- Offizialat noch angeführt, daß 
in Rückſicht der Vergütung: der Saat, der Beſtellungs⸗ und 
Erndtekoſten zuweilen Streit entſtanden, und daß, da hier⸗ 
uͤber nichts im Provinzialrechte beſtimmt ſei, daſſelbe da⸗ 
bin ergänzt werden möge, daß hieruͤber zwiſchen den Ins 
tereffenten eine Ausgleichung ſtatt finde und ein Jeder nach 
Verhältniß der auf ihn treffenden Krescenz einen Antheil 
von den Koſten trage. 

Die Ständifhen Deputirten haben jedoch Bedenken 
gefunden, ſich dieſem Antrage des General: Offizialats ans 
zuſchließen, ſind vielmehr der Meinung geweſen, daß die 
Beackerungs⸗ und Erndtekoſten, ſowie die verwendete Aus⸗ 
ſaat nicht dürfe verguͤtigt werden. 

Der §. 8. — Nr. 8 — iſt unverändert beibehalten. 
Insbeſondere hat die Kommiſſion auf die Anführung des 
Offizialats, daß durch eine biſchoͤfliche Ordination vom 7. 
Auguſt 1729 das Quantum des Ausſaatgetreides bei den 
Pfarrſtellen im Ermelande ſeſtgeſetzt worden, und daß der 
Nachfolger nur von dieſem Quanto die fünftige Winter⸗ 
und Sommerſaat nach den im $. 6 und 7. bezeichneten 
Verhaͤltniſſen erhalte, als auf ein jus singulare nicht Ruͤck⸗ 
ſicht nehmen zu koͤnnen geglaubt. 

Der 6. 9. — Nr. 9 — hat nach dem Antrage des 
Oſſizialats eine Ergänzung dahin erhalten, daß dem abge⸗ 
henden Pfarrer die Verpflichtung auferlegt iſt, den ihm 
gebuͤhrenden Antheil an Heu und Stroh dem anziehen⸗ 
den auf deſſen Verlangen gegen marktgaͤngige Verguͤtung 
zu uberlaſſen, weil die Fortnahme des Heues und Stro⸗ 
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hes einer zweckmaͤßigen Kultur zuwider ſey. Ueberdem ifl 
in Ruͤckſicht der Vertheilung des Heues die nähere Be⸗ 
ſtimmung zugeſetzt, daß dieſe ſich nur auf das zur Zeit des 
Abganges noch vorraͤthige Heu beziehe. 

Die 65. 10 und 11. — Nr. 10 und 11 — find 
unveraͤndert aufgenommen. 

Im F. 12. — Nr. 12 — iſt in Betreff des Holzes 
ein Unterſchied zwiſchen demjenigen, was der Pfarrer aus 
Pfarr⸗, Gemeinde» und Zinswaͤldern, und dem, was er 
aus Koͤnigl. Forſten bekommt, gemacht Erſteres ſoll 
der Nachfolger unentgeldlich erhalten, wenn es auch ſchon 
zuſammen gefahren iſt, bei letzterem ſoll der 6. 4. — Nr. 
4 — zur Anwendung kommen. 

Beim $. 13. — Nr. 13 — iſt vom Offizialat ange⸗ 
zeigt, daß unter den Offertorialien, welche zur Theilung 
kommen ſollen, nur die Oſterhühner oder in deren Stelle 
das Huͤhnergeld von Eigenkaͤthnern und Inſtleuten und 
das Zettel⸗ oder Oſtergeld gehören, indem die Offertoria⸗ 
lien an Kirchmeß⸗ und Wallfahrthstagen dem fungiren⸗ 
den Geiſtlichen, imgleichen die Oſtereier wegen ihrer Ge⸗ 
ringfuͤgigkeit verbleiben. Hiernach iſt der $. 13. — Nr, 
13 — modifizirt. Auch iſt ſtatt des Termins für die Of: 
fertorialien, des erſten Sonntags nach Oſtern Quasimodo- 
geniti, der zweite Sonntag Misericordias domini ange⸗ 
nommen, weil die Abgaben in Verbindung mit der Beichte 
und Kommunion ſtehen, zu welcher jeder Katholik wenig⸗ 
ſtens einmal, nach aͤlteren Conſtitutionen am erſten Sonn⸗ 
tage nach Oſtern, zu gehen verbunden iſt, nach ſpaͤteren aber 
auch bis zum zweiten Sonntage dieſe Pflicht verſchieben darf. 

Die 99. 14 und 15. — Nr. 14 und 15 — find 
unveraͤndert aufgenommen, und wegen der zur Kulmiſchen 
Dioͤceſe geſchlagenen Kirchen iſt auf das Recht dieſer Diö⸗ 
ceſe Bezug genommen. 
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In Nr. 15 muß ſtatt „verſchont“ geleſen werden: 
„zu verſchonen verbunden“. 


Zum 6. 234. 

Dieſer $ iſt aus dem Zuſatze 106 unverändert aufs 
genommen. 

Zu 6. 235. 

Der F. 235. iſt gleichfalls aus dem Zuſatze 207 uns 
verandert beibehalten. Zu bemerken iſt jedoch, daß die 
Commiſſion zwei Veränderungen beantragt hat, 

1) in dem $. 2. — Nr. 2. — unter den Notherben des 
Pfarrers außer der Wittwe und den Kindern auch die 
Eltern aufzufuͤhren; 

2) in dem $. 3. — Nr. 3. — anftatt des erſten Juni den 
erſten Januar zu ſubſtituiren. 

Beiden Abaͤnderungen ſteht nichts entgegen; insbeſondre 
gründet ſich der zweite Antrag darauf, daß das Etatsjahr, 
welches fruͤher allgemein mit dem erſten Juni anfing, durch 
die Allerhoͤchſte Kabinets-Ordre vom 19. Mai 1814 (Ges 
fegfammlung Seite 39) bei ſaͤmmtlichen Kaſſen und Inſti⸗ 
tuten der Monarchie mit dem Kalenderjahre vereinigt 


worden iſt. 
Zu 6. 236, 


Der €. 236. iſt aus dem Zuſatze 208 unveraͤndert 
beibehalten; zugleich iſt in Rüͤckſicht der evangeliſch⸗franzö⸗ 
ſiſch⸗reformirten Kirche auf das Reglement d. d. Ber⸗ 
lin den 19. November 1739 Bezug genommen. 


Zu F. 237. 
Der 6. 237. giebt den Zuſatz 209 unveraͤndert wieder. 
Zu 6. 238. 


In dem Zuſatze 210 des Probinzialrechts, aus wel⸗ 
chem der §. 238 wörtlich übernommen ift, befindet ſich ein 


— 


Druckfehler bei der Beziehung auf den Zuſatz 207, welcher 

206 heißen foll. N 
Im $. 238. des revidirten Entwurfs iſt ſtatt des wie⸗ 

der aufgenommenen Allegats der §. 234, zu ſubſtituiren. 


Zu 6. 239, 
Der 6. 239. (Zuſatz 211) iſt unverandert aufgenommen. 


Zu $. 240. 

Nr. 1 — 12. find aus dem Provinzialrecht Zuſatz 212 
aufgenommen. 

Der von einem Mitgliede der Commiſſion gerügte 
Widerſpruch zwiſchen der Nr. 6. und dem Ende der Nr. 12. 
erledigt ſich dadurch, daß in Nr. 6. von dem, was die Ge⸗ 
meinde hergeben ſoll, in Nr. 12. aber von Zahlungen aus 
Wittwen⸗Kaſſen die Rede iſt. 

In den Nr. 7. und 8. iſt die Wittwen⸗Penſion nach 
dem fruͤheren preußiſchen Muͤnzfuße auf 100 Gulden be⸗ 
ſtimmt, dieſe betragen gegenwärtig 33 Thlr. 10 Sgr. 

Bei Nr. 10. iſt die Frage aufgeworfen; 

ob Fiskus als Patron auch von den Vorwerkshufen zum 
Wittwen⸗ Gehalte zu kontribuiren ſchuldig ſei? 
und angenommen, daß er allerdings kontribuiren muͤſſe, 
da vom Patron im Allgemeinen beſtimmt werde, daß die 
Vorwerkshufen nicht ausgenommen ſein ſollen. 

Die neu hinzugefügte Beſtimmung in Nr. 13. und 
die demnach vorgenommene Aenderung in Nr. 14. gruͤn⸗ 
den ſich in der Allerhoͤchſten Kabinets⸗Ordre vom Eten 
September 1810 (Amtsblatt der Regierung zu Koͤnigsberg 
vom Jahre 1819 S. 379), deren Aufnahme von den 
Staͤndiſchen Deputirten beantragt iſt, wenn gleich dagegen 
von Seiten des Regierungs-Commiſſarius eingewendet 
worden, daß duͤrftigen Wittwen zwar ein jus quaesitum 
auf das in der gedachten Allerh. Kabinets⸗Ordre verheißene 
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Deputatholz zuſtehe, auf welches die Wittwe, im Falle ſie 
von den adminiſtrgtiven Behörden. des Nachweiſes ihrer 
Duͤrftigkeit unerachtet zurückgewieſen würde, ein Recht zu 
klagen habe, daß indeſſen dieſe Allerhoͤchſte Kabinetsordre 
nur für die adminiſtrativen Behörden erlaſſen fei, und bie: 
ſelben, ohne Nachweis der Duͤrftigkeit der Wittwe, mit Ver⸗ 
ſchraͤnkung des Weges Nechtens, zur Verweigerung berech⸗ 
tige und verpflichte. 5 

Die in der Allerhoͤchſten Ordre enthaltene fernere Be- 
ſtimmung, daß die Wittwe die Anweiſung auf bequem ge⸗ 
legenen Reviere oder, wo es räthlicher fei, die Bezahlung 
in Gelde ſich gefallen laſſen muͤſſe, iſt von den Staͤndi⸗ 
ſchen Deputirten dahin gedeutet worden, daß die Wittwe 
die Anweiſung auf fortwirthſchaſtlich zuläſſige Revenuͤen 
oder die Annahme der Bezahlung in Gelde nach der Forſt⸗ 
taxe ſich gefallen zu laſſen verpflichtet ſei. 

Die Nr. 15. des §. 240. iſt aus dem 6. 14. des Zu⸗ 
ſatzes 212 unverändert aufgenommen. 


Zu F. 241. 

Dieſem § liegt der Zuſatz 214 des Provinzialrechts 
zum Grunde; nur hat das Collegiat-Stift zu Guttſtadt, 
welches 1810 ſaͤkulariſirt worden, ausgelaſſen werben muͤſ⸗ 
fen. Von dem Deputirten der Landgemeinde, Buͤrgermei⸗ 
ſter Kroszewsky, iſt bei dieſer Gelegenheit angetragen wor⸗ 
den, der Pfarrkirche zu Guttſtadt das ſonſt dem Collegiat⸗ 
ſtift verliehene freie Bauholz zukommen zu laſſen. Dieſer 
Antrag geht jedoch uͤber die Grenzen der Reviſion des 
Provinzialrechts hinaus und kann daher hier nicht weiter 
beruͤckfichtigt werden. 


= ZW = 


Zweiter Abſchnitt. 
Von niedern und hoͤhern Schulen. 


Bei den Berathungen uͤber das Schulweſen zwiſchen 
der Commiſſion und den Staͤndiſchen Deputirten iſt zur 
Erwägung gekommen: Ob überhaupt das Schulweſen in 
den Kreis der Civil⸗Geſetzgebung zu ziehen, und nicht viel⸗ 
mehr den Verwaltungsbehörden und der allgemeinen Poli⸗ 
zeigeſetzgebung zu uͤberlaſſen ſei? Von einer Seite iſt die 
Meinung geäußert, daß fortdauernde Prinzipien über den 
Schul = Unterricht eigentlich nicht vorgeſchrieben werden, die 
Schuleinrichtungen vielmehr mit dem Fortſchreiten in den 
menſchlichen Kenntniſſen auch den ſteten Verbeſſerungen 
der verwaltenden Behoͤrden überlaffen bleiben und durch 
geſetzliche Normen nicht beſchraͤnkt werden durften. Dage⸗ 
gen iſt von der andern Seite angeführt, daß bei dem 
Schulweſen interna und externa wohl zu unterſcheiden 
ſeien; die letzteren beträfen die Mittel, welche zum Errichten 
und Fortdauern der Schulen erforderlich wären, und dieſe 
gehörten allerdings auch zur Civil⸗ und reſp. Provinzial⸗ 
geſetzgebung. Aus dieſem letzten Grunde find die Ständi⸗ 
ſchen Deputirten einſtimmig der Meinung geweſen, daß 
die Diskuſſion über das Provinzialrecht auch auf das Schul⸗ 
weſen zu erſtrecken, jedoch nur auf die Elementarſchulen zu 
beſchraͤnken und auf die hoͤhern Schulen und Gymnaſien 
nicht auszudehnen ſei, die Vorſchriften uͤber die letztern 
vielmehr der allgemeinen Geſetzgebung in Ruͤckſicht des Un⸗ 
terrichtsweſens zu uͤberlaſſen ſeien. Bei den Berathungen 
uͤber die Elementarſchulen iſt auf den dem fünſten Preußiſchen 
Provinzial⸗Landtage vorgelegten Entwurf einer Provin⸗ 
zial⸗ Schulordnung, fo wie auf das demſelben beigefügte Pro- 
memoria des Königl. Ministeriums der geiſtlichen und Unter⸗ 
richts⸗ Angelegenheiten und auf das von dem Landtags⸗Aus⸗ 
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ſchuſſe erſtattete Gutachten Rüdficht genommen. Auch find 
die principia regulativa über das Landſchulweſen vom 
Jahre 1736 ſpeciell zur Berathung gezogen, indem dieſel⸗ 
ben, wenn fie gleich von dem Koͤnigl. Tribunale zu Koͤnigs⸗ 
berg nicht mehr fur gültig erachtet werden, weil ſie in das 
Provinzialrecht nicht aufgenommen worden, doch die lei⸗ 
tenden Grundfäße enthalten, welche fuͤr die feit dem Jahr 
1736 und ſpaͤter errichteten Schulſocietaͤten hinſichtlich der 
Schulpraͤſtationen zur Anwendung kommen muͤſſen. 
Der Zuſatz 215 des Provinzialrechts, welcher auf eine 
kuͤnftige allgemeine Schulordnung verweiſet, iſt gleich dem 
Zuſatze 172 als überflüffig fortgeblieben. 


Zu 6. 242. 

Von einzelnen Staͤndiſchen Deputirten iſt dahin an⸗ 
getragen worden, daß die Bearbeitung des Schulweſens, 
wie früher, einer befondern Behörde Übertragen, und nicht 
zu hohe Anſprüche an die Elementarſchulen gemacht wer⸗ 
den möchten, indem davon die Folge ſei, daß, ſtatt Gründ⸗ 
lichkeit in einem kleinen Maaße von Kenntniſſen, Seichtig⸗ 
keit des Vielwiſſens bewirkt werde. 

Insbeſondere iſt die Frage in Erwägung genommen: 
ob uͤberhaupt das Schulweſen, wie dies der Zuſatz 216 des 
Provinzialrechts anordne, unter der Aufſicht der Geiſtlich⸗ 
keit zu belaſſen ſei? und von Einigen in Zweifel gezogen. 
Die Pluralitaͤt hat ſich indeſſen für die Bejahung dieſer 
Frage ausgeſprochen, weil Religiofität allerdings die Grund⸗ 
lage des Unterrichts fein muͤſſe und dem Staate an Erhal⸗ 
tung der Kirchlichkeit Alles gelegen ſei. 

Der 6. 1. des Zuſatzes 216 des Provinzialrechts iſt 
daher unverändert aufgenommen. Zwar find die Ständi- 
ſchen Deputirten der Meinung geweſen, daß die Worte: 

„oder ein beſonderer Schulinſpektor beſtellt iſt“ 
fortzulaſſen ſeien, weil daraus Veranlaſſung genommen wer⸗ 


den konne, einen Inſpektor einer andern Konfeſſton zu er⸗ 
nennen. Dieſer Grund reicht jedoch nicht aus, jenen 
Zwiſchenſatz gaͤnzlich fortzulaſſen, weil dadurch dem Staate 
die Befugniß würde entzogen werden, anſtatt des Predigers 
einen eigenen Schulinſpektor auch derſelben Wenn au 
beſtellen. 1 

Bei Entwerfung der neuen dem Prosheiel⸗Lasdige 
vorgelegten Schulordnung ſind die Anſichten uͤber die Frage: 
ob Schulen und Kirchen getrennt werden durften? verſchie⸗ 
den geweſen. Der §. 88. des Entwurfs der Schulordnung 
erfordert, daß die Regierung auf Superintendenten, Dekane 
und Erzprieſter Rüͤckſicht nehmen ſolle, geſtattet jedoch, von 
der Konfeſſion abzuſehen, inſoweit die Anſtellung deſſel⸗ 
ben Mannes für die Schulen anderer Konfeſſion bei der 
Schulgemeinde keinen Anſtand leide, und das Miniſterium 
der Unterrichts⸗Angelegenheiten hat ſich dahin ausgeſprochen, 
daß auf die Konfelion- vorzugsweiſe Rüdfiht genommen 
werden und nur im Fall der Unmoͤglichkeit eine Ausnahme 
ſtatt finden) ſolle. Bei dem Landtagsausſchuſſe haben fünf 
Mitglieder einen Inſpektor anderer Konfeſſion niemals zu⸗ 
laſſen wollen. Die Mehrheit hat ſich jedoch mit dem Mi⸗ 
niſterium für die ausnahmsweiſe Zulaͤſſigkeit eines fremden 
Konfeſſionsverwandten zum Inſpektorat erklaͤrt. 

In Betreff der 85. 2. und 3. des Zuſatzes 216 — 
Nr. 2. und 3. des $. 242. — haben die Staͤndiſchen De: 
putirten auf deren Fortlaſſung im Provinzialrechte und des 
ren Aufnahme in die Schulordnung angetragen. Einſtwei⸗ 
len haben ſie jedoch ihre Stelle hier behalten muͤſſen. 

Ueber die Beibehaltung der 56. 4. und 5. — Nr. 4. 
und 5. — iſt die Majorität der Staͤndiſchen Deputirten 
mit der Commiſſion einverſtanden geweſen. 

Gegen den 6. 6. — Nr. 6. iſt erinnert worden, daß 
er im Ermelande niemals beobachtet, und ſeine Anwendung 
in der übrigen Provinz zu bezweifeln, auch derſelbe der Ge⸗ 
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meinde ſehr laͤſtig ſei. Die Pluralität hat ſich jedoch für 
die Beibehaltung erklaͤrt, weil die darin enthaltene Beſtim⸗ 
mung geſetzlich feſtſtehe, auch die den Schulgemeinden aufer⸗ 
legte Laſt nur unbedeutend fei und denſelben Vortheil bringe. 

Der 6. 1. des Zuſatzes 217 des Provinzialrechts, in 
welchem die Behörden aufgeführt worden, denen zur Zeit 
der Anfertigung des Provinzialrechts die Aufficht über die 
Schulen zuſtand, iſt durch die veränderte Reſſort-Verfaſ⸗ 
ſung unpraktiſch geworden. 

Die 98. 2. und 3. des Zuſatzes 217 — Nr. 7. und 
8. des §. 242. — find unverändert aufgenommen, und es 
wird dahin geſtellt, ob auch dieſe, wie von der Commiſſion 
angefuͤhrt worden, ihre heutige Anwendbarkeit verloren ha⸗ 
ben, in welchem Falle dieſelben fortzulaſſen ſein werden. 


Zu 6. 243. 


Bei der Berathung über dieſen 5 (Zuſatz 218 des 
Provinzialrechts) iſt zuvörderſt die Frage zur Erörterung 
gekommen: 

ob es außer dem Kirchenpatronate ein eigenthuͤmliches 

Schulpatronat gebe? 
welches anfaͤnglich von einigen Staͤndiſchen Deputirten, wer 
nigſtens nach der Preuß. Geſetzgebung, beſtritten worden 
iſt. Einſtimmig iſt zwar angenommen, daß bei Kirchſchu⸗ 
len das Vokationsrecht dem Kirchenpatrone zuſtehe; allein 
in Betreff der Dorſſchulen hat eine Einigung der Staͤndi⸗ 
ſchen Deputirten nicht Statt gefunden. Die Mehrheit hat 
indeſſen angenommen, daß es allerdings ein Schul⸗ 
patronat gebe. Es beſtehe in dem Recht, den Schul⸗ 
lehrer zu berufen, und ſei mit den dem Patronat be⸗ 
ſonders auferlegten Pflichten, z. B. der Aufſicht und den 
Laſten, verbunden. 


Demnächft iſt in Erwägung gezogen, wem das Schul⸗ 
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patronat zukomme? und die Staͤndiſchen Deputirten, fo wie 
die Commiſſion haben ſich darüber vereinigt: 

1) daß der Patron der Kirche allezeit auch Patron der 
Kirchſchule ſei, und hiernach an Orten, wo Kirchen 
vorhanden ſeien, das Kirchenpatronat die Befugniß 
mit ſich führe, die Schullehrer der an dieſem Orte be⸗ 
findlichen gemeinen Schulen derſelben Konfeſſion zu 
berufen. : 

2) Bei Dorſſchulen müffe der, wer bis dahin das Pa⸗ 
tronat ausgeuͤbt, daſſelbe auch ferner behalten, weil 
wohl erworbene Rechte ohne die Einwilligung der 
Berechtigten nicht aufgehoben werden koͤnnten. 

3) Außerdem ſei die Gerichtsobrigkeit Schulpatron, alſo 
bei adlichen Dorfſchulen der Rittergutsbeſitzer, zu deſ⸗ 
fen Güterumfang das regulirte Dorf gehöre, bei vor⸗ 
maligen Immediat⸗Doͤrfern der Fiskus. 

4) Bei Schulſocietaͤten gemiſchter Gerichtsbarkeit ſei dem 
Fiskus das Patronatrecht zuzugeſtehen, ſobald la n⸗ 
des herrlicher Gerichtsbarkeit unterworfenes 
Land dazu gehöre, und die Patrimonialgerichtsherren 
nicht aus beſondern Rechtstiteln zur Theilnahme an 
den Patronatspflichten verpflichtet ſeien. 

Hiernach find die Nr. 1 — 4. des 9. 243. gefaßt; je⸗ 
doch an die Stelle der Gerichtsobrigkeit die Gutsherrſchaft 
geſetzt worden, da die Beſtellung der Schullehrer mit der 
Gerichtsbarkeit nichts gemein hat. 

Gegen den vierten Satz iſt von dem Regierungs-Ab⸗ 
geordneten proteſtirt worden, weil nach demſelben auch 
der geringſte Theil fiskaliſchen Landes die Laſten des Pa⸗ 
tronatsrechts dem Fiskus auferlegen wuͤrde, obgleich die 
übrigen Theilnehmer größere Vortheile von der Schule zoͤ⸗ 
gen, und es iſt nicht zu verkennen, daß bei einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Patronatsrecht ſowohl das Rechtsprinzip als die 
Billigkeit für die gemeinſchaftliche Tragung der Patronats⸗ 
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laſten ſpricht. Die proponirte Schulordnung enthält den 
Vorſchlag, daß die Schullehrer von der Schulfocietät, mit 
Aufhebung aller Patronatsrechte, förmlich gewählt werden, 
womit der Landtagsausſchuß ſich jedoch nicht einverſtanden 
erklärt hat. 

Der 6. 2. des Zuſatzes 218 des Provinzialrechts hat 
durch die veränderte Reſſortverfaſſung feine Anwendbarkeit 
verloren; dagegen find die 66. 3. und 4. — Nr. 4a. 
und 5. — unverändert aufgenommen. 

In Betreff des 6. 5. des Provinzialrechts — F. 243. 
Nr. 6. — nach welchem die Koͤniglichen Schullehrer im 
Ermelande von der Kriegs- und Domainenkammer (gegen⸗ 
waͤrtig der Regierung) berufen werden, iſt bemerkt worden, 
daß dieſe Beſtimmung etwa 12 katholiſche Schulen betreffe, 
welche aus Koͤniglichen Fonds dotirt ſeien, und daß es ſich 
von ſelbſt verſtehe, daß Fiskus, wenn er die Schulen dotirt 
habe, Patron derſelben ſei, überdies die Beſtimmung des 
F. 5. durch den §. 18. der Regierungs⸗Inſtruktion vom 
23. Oktober 1817 generaliſirt zu fein ſcheine. Aus dieſen 
Gründen iſt auf die Fortlaſſung des §. 5. — Nr. 6. — 
angetragen. Dem Juſtiz-Miniſterium haben jedoch dieſe 
Gründe zur Fortlaſſung der beſtehenden ſpeziellen Vorſchrift 
nicht hinreichend geſchienen. 

Eben fo hat die Commiſſion den F. 6. Zuſatz 218 
des Provinzialrechts — Nr. 7. des $. 243. — fortgelaſ⸗ 
ſen, weil er bei der veraͤnderten Verfaſſung ſeine Anwend⸗ 
barkeit verloren habe. Sofern die weitere Ermittelung dies 
ergiebt, wird allerdings feine Fortlaſſung erfolgen muͤſſen. 

Der g. 7. Zuſatz 218 iſt als augenſcheinlich unprak⸗ 
tiſch fortgeblieben. 

Der §. 8. Zuſatz 218 — Nr. 8. — iſt unverändert 
beibehalten; das Allegat in demſelben muß jedoch $. 215. 
ſtalt §. 177. heißen. 
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Der Zuſatz 218 des Provinzialrechts in welchem die 
Behörden aufgeführt worden, welchen bei Vergehungen der 
gemeinen Schullehrer das Strafrecht zuſtand, iſt in Folge 
der veränderten Verfaſſung ausgeſchieden. 


Zu 6. 244, 

Nach der Beſtimmung des Allgem. Landrechts ſoll 
der Schulmeiſter außer den Beiträgen, welche die Hausvaͤ⸗ 
ter zur Unterhaltung deſſelben geben, nichts weiter erhal⸗ 
ten, wogegen nach der Provinzialverfaſſung in Rückſicht 
der Schulen ein beſonderes Schulgeld fuͤr jedes Kind be⸗ 
zahlt werden ſoll. Dieſe Beſtimmung des Zuſatzes 220 
iſt einſtimmig beibehalten. 


Zu 6. 245. 

Der Zuſatz 221 des Provinzialrechts hat durch ſeine 
Beziehung auf Geſetzſtellen des Allg. Landrechts und auf 
vorhergegangene Zuſätze des Provinzialrechts in der Anwen⸗ 
dung Zweifel erregt und zu veiſchiedenen Auslegungen An⸗ 
laß gegeben. Denn außer dem ſchon bei dem F. 243, er⸗ 
waͤhnten Streite: ob es ein Schulpatronat gebe und wem 
dieſes zuſtehe? haben die nach dem gedachten Zuſatze ſich 
ergebenden Abweichungen vom Allg. Landrecht, fo wie die 
Beziehung der Schulbauten auf Pfarrbauten und dieſer 
auf Kirchenbauten, bei welchen wiederum Ruͤckſicht genom⸗ 
men werden ſoll, ob die Kirchen vermoͤgend oder unvermoͤ⸗ 
gend ſind, ferner die Verſchiedenheit der Beſtimmungen des 
Provinzialrechts, nach der Verſchiedenheit der Konfeſſionen, 
die Anwendung des Zuſatzes erſchwert. 

Ueberdem haben die Rittergutsbeſitzer, geſtüͤtzt auf die 
principia regulativa, nach welchen ſie nur ſchuldig ſind, 
der Schule, in welcher fie ihre ſchulfaͤhigen Kinder unter 
richten laſſen, das Schulgeld für jedes Kind mit fünf Sil⸗ 
bergroſchen zu entrichten, ſich von allen andern Praͤſtatio⸗ 
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nen zur Unterhaltung des Schullehrers und der Schulge⸗ 

baude für frei erachtet. 

Zum Verſtaͤndniſſe des Zuſatzes 221 find zuvoͤrderſt 
die Abweichungen des Provinzialrechts von den Beſtim⸗ 
mungen des Allg. Landrechts in Erwaͤgung zu nehmen. 
Jene beſtehen darin: 

1) daß der Schulpatron nur das Bauholz zu der Schule 
hergeben, und außerdem von den übrigen Baukoſten 
befreiet fein ſolle; 

2) daß, wenn das Schulhaus zugleich die Kuͤſterwoh⸗ 
nung enthält, die Unterhaltung deſſelben wie bei Pfarr⸗ 
bauten beſorgt werden ſolle. 

Bei der erſten erwaͤhnten Abweichung, welche der 6. 1. 
des Zuſatzes — Nr. 1. des 5. 245. — ausſpricht, find die 
Fragen zur Diskuſſion gekommen: 

a) Ob der Schulpatron zu dem Schulgebaͤude und der 
Schulmeiſterwohnung nur allein das Bauholz herzu⸗ 
geben verbunden und von allen übrigen Baulaſten 
und Ausgaben befreit ſei? 

Dieſer Satz iſt allgemein ohne irgend eine Ausnahme 
angenommen, mag die Schule eine Kirchſchule oder Dorf⸗ 
ſchule, eine vermögende oder unvermoͤgende, eine evange⸗ 
liſche oder roͤmiſch⸗katholiſche fein. 

b) Ob der Patron zu dem Schulgebäude und der Schul: 
meiſterwohnung das Holz nur dann herzugeben ver⸗ 
bunden ſei, wenn er einen Wald habe, oder auch im 
entgegengeſetzten Falle dergeſtalt, daß er das Bauholz 
zu kaufen gehalten? 

Dieſe letzte Frage iſt gleichfalls von der Pluralität be⸗ 
jahet worden. 

e) Ob der Patron ſelbſt dann zur Lieferung des Bau⸗ 


holzes verpflichtet ſei, wenn die Schulgemeinde einen 
Wald habe? 


a 


Hierüber waren die Stimmen getheilt. Die Commiſ⸗ 
ſion und der Abgeordnete der Koͤnigl. Regierung entſchie⸗ 
den ſich jedoch dafuͤr, daß auch in dieſem Falle der Patron 
zur Lieferung des Holzes verpflichtet ſei, da der §. 1. des 
Zuſatzes 221 ganz allgemein ſpreche und keinen Unter⸗ 
ſchied mache. 

Hiernach iſt der §. 1. des Zuſatzes 221 in Nr. 1. 
des 6. 245. des revidirten Entwurfs ergaͤnzt worden. 

Die Nr. 2. und 3. des §. 245 geben die 86. 2. und 3. 
des Zuſatzes 221 unverändert wieder und beziehen ſich auf 
die übrigen Baukoſten, außer dem Bauholze, welches letz⸗ 
tere in allen Faͤllen und bei allen Schulen, ſowohl Kirch⸗ 
ſchulen als Dorfſchulen, von dem Schulpatron herge⸗ 
geben werden fol. 

In Nr. 4. des 6. 245. iſt eine neue Beſtimmung für 
den Fall Hinzugefügt, wenn bei Kirchſchulen ein von der 
Kirchengemeinde zu beſtreitender Bau mit einem Bau 
verbunden wird, welcher blos zu Schulzwecken erforderlich 
iſt. Hier liegt es in der Natur der Sache, daß die Schul: 
gemeinde verhaͤltnißmaͤßig konkurriren muß, jedoch nur 
zu dem Theile des Gebäudes, welcher zur Haltung der 

Schule erforderlich iſt. 

Durch dieſe Vorſchriften in Verbindung mit den Be⸗ 
ſtimmungen des Allg. Landrechts ſind ſaͤmmtliche Bauten 
und Reparaturen der Elementarſchulen in der Provinz ge⸗ 
regelt, indem, wo die Stiftungsurkunden keine beſondere 
Anordnungen enthalten, und eine provinzielle Vorſchrift 
nicht vorhanden iſt, die Beſtimmungen des Allg. Land⸗ 
rechts anzuwenden ſind. 

Die evangeliſch⸗deutſch⸗reformirten Schulen in den 
Städten werden fundationsmaͤßig vom Fiskus als Patron 
allein, die auf dem Lande aber in Gemaͤßheit des Zu⸗ 
ſatzes 200 5. 1. (J. 229. Nr. 1. des revidirten Entwurfs) 
auf gleiche Weiſe wie evangeliſch⸗lutheriſche unterhalten. 
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Die katholiſchen Kirch = und Dorfſchulen im Bisthume 
Ermeland ſind, inſofern ſie nicht durch die Einrichtungsurkun⸗ 
den eine eigenthuͤmliche Verfaſſung erhalten haben, nach den 
Vorſchriften des Allg. Landrechts zu beurtheilen. In Ruͤck⸗ 
ſicht der Elementarſchulen im Ermelande iſt jedoch von den 
Staͤnden darauf angetragen, daß die Unterhaltung ſowohl 
der evangeliſchen, als der katholiſchen Schulen auf Staats⸗ 
fonds uͤbernommen werden moͤchte, weil die evangeliſchen 
Schulgemeinden zu arm ſeien, um die Koſten zu tragen, 
und hinſichtlich der katholiſchen Schulen eine Verpflichtung 
des Staats zur Unterhaltung ſchon obwalte, da alle Pas 
tronatslaſten auf den Staat uͤbergegangen ſeien. 

Dieſer Antrag geht uͤber die Grenzen der Reviſion 
des Provinzialrechts hinaus und kann daher hier keine Be⸗ 
ruͤckſichtigung finden. 


Zu 9. 246. 
Dieſer 6 iſt aus dem Zuſatze 222 des Provinzial 
rechts uͤbernommen. 
Dagegen iſt der Zuſatz 223 über den Beſuch der Sonn⸗ 
tagsſchulen von den Staͤndiſchen Deputirten und der Com⸗ 
miſſion einſtimmig fuͤr unausfuͤhrbar gehalten. 5 


Zu 6. 247. 


Das Koͤnigsberger Ober⸗Landesgericht hat dieſen $ 
(Zufag 224) zur Schulordnung verwieſen; das Inſterburger 
ihn unverändert aufgenommen. Das allgemeine Land⸗ 
ſchulen-Reglement vom 12. Auguſt 1763 hatte im §. 11. 
überhaupt eine Strafe von 16 9Gr. gegen die Eltern, Bor: 
muͤnder und Dienſtherrſchaften wegen nicht zu entſchuldigen⸗ 
der Schulverſaͤumniß feſtgeſetzt. Durch das Amtsblatt vom 
17, Februar 1819 hat die Regierung zu Koͤnigsberg die 
Strafen des Provinzialrechts erhͤhet, mit 4 Sgr. für 14 
Tage, 8 Sgr. für drei Wochen, und 16 Sgr. für vier 

Motive. Ofpreußen. i 
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Wochen, weil die Kinder mehr als 1 Sgr. taͤglich verdie⸗ 
nen koͤnnten. Dagegen iſt in dem Entwurfe eines Land⸗ 
ſchulen-⸗Reglements für dieſe Provinz, welcher dem letzten 
Provinzial⸗Landtage vorgelegt worden, im §. 62. vorge⸗ 
ſchlagen, daß nach vorgaͤngigen fruchtloſen Ermahnungen 
bei jeder Verſaͤumung ohne dringende Noth fuͤr jedes Kind 
taglich 4 Pf. bis 1 Sgr., bei hartnaͤckig fortgeſetzter Ver⸗ 
ſaͤumung 2 Sgr. entrichtet, und allenfalls Gefängniß oder 
Zwangsarbeit durch die Ortspolizei eintreten ſollten. 

Bei der Berathung uͤber den Zuſatz 224 des Provin⸗ 
zialrechts find die Staͤndiſchen Deputirten der Meinung 
geweſen, daß die von der Regierung in ihrem Publikan⸗ 
dum feſtgeſetzten Strafen zu hoch ſeien, und es bei der 
Beſtimmung des Zuſatzes 224 belaſſen werden möchte, wes⸗ 
halb derſelbe unveraͤndert, mit der einzigen Ausnahme, daß 
die daſelbſt in preußiſchen Groſchen feſtgeſetzte Strafe in 
Silbergroſchen reduzirt worden, wieder aufgenommen iſt. 

Der Zuſatz 225 des Provinzialrechts uͤber die akade⸗ 
miſche Gerichtsbarkeit zu Koͤnigsberg iſt ausgeſchieden, da 
dieſelbe durch die Verordnung vom 28. Dezember 1810 
aufgehoben worden iſt. 


Dritter Abſchnitt. 
Von Zehnten, Kalenden und anderen Abgaben, 


Zu $. 248. 

Wegen der Verſchiedenheit der in den einzelnen Thei⸗ 
len der Provinz an die Geiſtlichen, Kirchenbeamten und 
Schullehrer zu entrichtenden Abgaben hat ſowohl das Ober⸗ 
Landesgericht zu Koͤnigsberg, als die Commiſſion es für 
zweckmaͤßig gehalten, dieſe Abgaben neben einander aufzu⸗ 
zaͤhlen und zu definiren. Dies iſt unter Hinzufügung, an 
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men bie einzelnen Abgaben zu entrichten find, in ben Nr. 
1— 4, welche an die Stelle der 65. 1 — 3, des Zuſatzes 
213 getreten ſind, geſchehen. 

In 5. 4. — Nr. 5. — iſt auf den Antrag des Er⸗ 
melaͤndiſchen General⸗Offizialats noch das Hopfengeld hin⸗ 
zugeſetzt; dagegen find die Staͤndiſchen Deputirten dem 
ferneren Antrage des Ofſtzialats, den Perſonalzehnten, wels 
cher bei der evangeliſchen Kirche in dieſer Provinz als eine 
Abweichung vom gemeinen Recht noch gilt, von fremden 
Religionsverwandten fallen zu laſſen, nicht beigetreten. 

Die zweite Hälfte des §. 5. des Zuſatzes 213 bezieht 
ſich auf den Novalzehnten und beſtimmt, daß dieſer in 
evangeliſchen Kirchſpielen von den anbauenden 
Lutheranern oder Reformirten an die Kirche des 
erſten Bebauers gezahlt werden ſolle, wenn gleich dieſe 
Kirche außer dem Kirchſpiele befindlich ſei und in demſel⸗ 
ben ſonſt keine Parochial⸗Rechte habe. Dieſe Beſtimmung 
iſt von den Ständifhen Deputirten für nicht ganz deut⸗ 
lich, für unangemeſſen und für nicht leicht anwendbar 
gehalten worden, weshalb ſie auf deren Fortlaſſung an⸗ 
getragen haben. Dagegen iſt die anderweitige Beſtim⸗ 
mung ſubſtituirt, daß eine neu auferlegte Realabgabe 
nur von denjenigen Grundbeſitzern, welche ſich zu der Kirche, 
an welche die Realabgabe zu entrichten ſei, bekennen, ge⸗ 
zahlt werden ſolle. 

Die Nr. 6. und 7. find aus den 65. 5. und 6. des 
Provinzialrechts uͤbernommen, und der Antrag des Offi⸗ 
zialats, den invaliden Soldaten und fechzigiährigen Perſonen, 
wenn fie arbeitsfaͤhig und nicht arm feien, die Befreiung 
vom Perſonal⸗Zehnten und der Geldkalende nicht ferner 
zu geſtatten, iſt von den Staͤndiſchen Deputirten nicht für 
begründet erachtet. ; 

In Nr. 8. iſt der Zuſatz am Schluſſe des $. 7. des 
Provinzialrechts: 

i 2 
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Die etwanige Kalendefreiheit der Vorwerkshufen hoͤrt 

auf, wenn ſie mit Bauern beſetzt werden, 
fortgeblieben, weil dieſer Zuſatz nach der Anführung der 
Staͤndiſchen Deputirten einen nach der gegenwaͤrtigen guts⸗ 
herrlich» bäuerlichen Verfaſſung undenkbaren Fall enthalte. 

ef. Gedruckte Vorarbeiten Seite 61. (Nr. 45. litt. b.) 

Nr. 9. — 6. 8. — iſt unverändert aus dem Pro: 
vinzialrecht übernommen. 

Daſſelbe gilt von Nr. 10. — §. 9. —, mit der Maaß⸗ 
gabe, daß die im Provinzialrechte nicht erwahnte Abgabe 
des ſogenannten Zettel⸗oder Oſtergeldes hinzugefügt worden. 

Nr. 11. giebt die Vorſchrift des 6. 10. wieder. 

Der $. 11. des Provinzialrechts iſt von den Staͤndiſchen 
Deputirten und der Commiſſion für überflüffig gehalten, was 
jedoch nicht der Fall ſein duͤrfte. (el. Vol. 4. Fasc. 1. 
fol. 224.). 

In Nr. 12. ift das Publikandum der Königöberger 
Regierung vom 16. Februar 1812 (Amtsblatt S. 143) 
über das Maaß der Kalendeholz-Fuhren eingefchaltet, und 
der §. 12. des Provinzialrechts mit der Erweiterung wie⸗ 
dergegeben, daß die Beſtimmungen wegen Unzuläffigkeit 
des Erlaſſes an Kalende, Grund- und Sackzehnten nach 
dem Antrage des General⸗Offizialats auch auf das Hop⸗ 
ſengeld ausgedehnt find. 

Die Nr. 13 — 18. ſind an die Stelle des §. 13. des 
Provinzialrechts getreten. In dem letztern iſt beſtimmt, 
daß die Abgaben, welche nicht nach dem Hufenmaaße, ſon⸗ 
dern nach den Feuerſtellen und Haushaltungen zu entrich⸗ 
ten find, bei Theilungen oder Abbauten der Grundſtuͤcke 
zum Vortheile der alten Beſitzung nicht vermindert wer⸗ 
den, und von der neuen Beſitzung beſonders entrichtet wer⸗ 
den muͤſſen. Dieſe Beſtimmung hat vielfache Streitigkei⸗ 
ten veranlaßt, ſeitdem in Folge der neuern Geſetzgebung 
die Theilung der Grundſtuͤcke uneingeſchraͤnkt erlaubt iſt, 
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während nach dem frühern Provinzialrecht Zuſatz 28 jeder 
Antheil eines adlichen Guts nicht unter ſechs und jeder 
Antheil eines unadlichen Guts nicht unter drei kulmiſchen 
Hufen betragen durfte. 

(ef. Gedruckte Vorarbeiten Seite 61 (Nr. 45. litt. b.) 

Ueber die Frage, wie bei Parzelirungen von Grund⸗ 
ftüden die Abgaben an die Kirchen und Schulen zu regu⸗ 
liren, ſind beſondere Verhandlungen eingeleitet, und der 
Provinzial⸗Landtag iſt bereits uͤber einen vorgelegten Geſetz⸗ 
entwurf mit ſeinem Gutachten gehoͤrt, welchen die Commiſ⸗ 
ſion mit Berückſichtigung der Anträge des Provinzial⸗Land⸗ 
tags in den Nr. 13 — 18. wieder gegeben hat. Die Be⸗ 
rathung uͤber dieſen Gegenſtand wird unabhaͤngig von der 
Reviſion des Provinzialrechts fortgefegt, und es wird da⸗ 
her das aus derſelben demnaͤchſt hervorgehende Geſetz in 
das Provinzialrecht aufzunehmen ſein. 

Die Nr. 19 und 20. ſind aus den 88. 14. und 15. 
des Provinzialrechts entnommen. 

Die Beſtimmung in Nr. 21., wonach hinſichtlich der 
Zehnten und der Kalende die 44jährige Verjährung angenom- 
men iſt, hat darin feinen Grund, daß hin und wieder bes 
hauptet worden iſt, ſowohl der Grund» (Neal) Zehnte als 
die Kalende ſeien oͤffentliche Abgaben, deren Befreiung nach 
Allg. Landrecht I. 9. §. 655. 656, nur durch eine 50jäh⸗ 
rige qualificirte Verjährung erworben werden koͤnne. In 
mehreren Judikaten iſt jedoch das Gegentheil ausgeſprochen, 
auch die Gleichſtellung der Kalende mit den eigentlichen 
Zehnten ſchon im 6. 11. des Zuſatzes 203 des Provinzial: 
rechts anerkannt. Sowohl von dem Ober-Landesgerichte 
zu Königsberg, als von den Ständiſchen Deputirten und der 
Commiſſion iſt daher die Aufnahme jener Beſtimmung ges 
wuͤnſcht worden. 

Der $. 13. des Zuſatzes 213 des Provinzialrechts — 
Nr. 22. des 9. 248. — hat fortwährend Veranlaſſung zu 
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Prozeſſen zwiſchen den Gemeinden und Geiſtlichen gegeben. 
Der erſte Satz hat den Zweck, das Quantum der kirchli⸗ 
chen Abgaben zu beſtimmen und gewinnt an Deutlichkeit, 
wenn ſtatt: 
nach welchen Grundſätzen der Betrag u. ſ. w. zu be⸗ 
ſtimmen ſei? $ 
geſetzt wird: 
in welchem Betrage der Grundzehnte u. ſ. w. erho⸗ 
ben werden duͤrfe? 
Der folgende Satz ſoll dieſe Frage beantworten und be⸗ 
ſtimmt ſie auch dahin, 
daß die Quantität aus den Viſitatiosrezeſſen und Sy⸗ 
nodal⸗Verordnungen entnommen werden ſolle. 
Nun giebt es aber fir dieſe Provinz mit Ausſchluß Erme⸗ 
lands keine gültige Synodalordnungen, da mit der Refor⸗ 
mation der Dezem an die Geiſtlichen aufgehoben und die 
Kalende⸗Erhebung durch Herumreiſen und Einfordern von 
Seiten der Geiſtlichen (des Kalendocken) unterſagt wurde, 
jedoch als eine freiwillige Gabe nicht beſchraͤnkt werden 
durfte. Kirchenviſitationsrezeſſe fehlen auch nicht ſelten und 
nun fragt es ſich, 
in welchem Betrage, wenn Gemeinde und Pfarrer 
nicht einig ſind, dieſe Abgaben vom Richter feſtzu⸗ 
ſetzen ſeien? 
Gemeinhin wird der Endſatz dieſes § dahin gedeutet, daß 
auf die bisherige Obſervanz Ruͤckſicht zu nehmen ſei. Hier 
berufen fi denn die Geiſtlichen auf die Obſervanzen in 
anderen, beſonders benachbarten Kirchſpielen, wenn daſelbſt 
mehrere Species und in größerer Quantität gegeben wer⸗ 
den. Alltin da Obſervanzen nur Normen fuͤr die Mit⸗ 
glieder eines Kirchſpiels oder auch wohl nur eines Dorfes 
rechtlich abgeben, fo darf ihre Gültigkeit nicht uͤber ihre 
Grenzen ausgedehnt werden. Außerdem ſcheinen die Schluß⸗ 
worte des 6 dahin zu deuten, daß nur die Frage: 
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ob eine gewiſſe Art dieſer Abgabe praͤſtirt werden 
ſolle? nach der bisherigen Verfaſſung zu entſcheiden. In 
der Regel wird indeſſen ſowohl die Frage, ob? als auch 
die Frage, wieviel? der Eroͤrterung zu unterwerfen, und zu 
ermitteln ſeyn, ob rechtskräftiges Erkenntniß, Vertrage oder 
Verjährung darüber ſich ausſprechen. 

Bei dieſer Lage der Sache ſind nun allerdings die 
Prozeſſe eben fo ſchwierig, als häufig, und es iſt ſehr wuͤn⸗ 
ſchenswerth gehalten, durch eine allgemeine Einrichtung ſol⸗ 
chen Streitigkeiten moͤglichſt vorzubeugen, durch welche das 
Zutrauen und die Zuneigung der Kirchſpielsglieder gegen 
ihren Seelſorger im hohen Grade geſtoͤrt wird. Zu dieſem 
Ende ift ſchon im Jahre 1833 durch ſchriſtliche und muͤnd⸗ 
liche Verhandlungen der Regierungen verſucht worden, 
vorzüglich in Ruͤckſicht der Stolgebuͤhren und des Einſam⸗ 
melns der kleinen Kalende, Mittel und Wege aufzufinden, 
dergleichen Streitigkeiten zu verhüten. Dieſe Verhandlun⸗ 
gen haben jedoch kein Reſultat gehabt, indem die Anſichten 
der Behörden nur darin üͤbereinſtimmten, daß die kleine 
Kalende in eine Geldkalende verwandelt werden möge, wo⸗ 
gegen indeſſen das Bedenken obwaltet, daß es dem Land⸗ 
mann druͤckender iſt, ſtatt Naturalien, die er ſelbſt bauet 
oder gewinnt, Geld herzugeben. Der einzige ſichere Aus⸗ 
weg iſt vielmehr nach der Meinung der Ständiihen Des 
putirten und der Commiſſion derjenige, 

durch Einigung in den Gemeinden feſte Normen für 

die Zukunft zu gewinnen, 
von welchem Grundſatze auch bereits das Koͤnigl. Miniſte⸗ 
rium der geiſtlichen Angelegenheiten ausgegangen iſt. Um 
eine ſolche Einigung herbeizuführen, iſt von den Ständifchen 
Deputirten vorgeſchlagen, durch die Regierungen den Land⸗ 
räthen auftragen zu laſſen, von jedem Geiſtlichen ſeines 
Bezirks, bei Strafe zuläſſiger Zwangs mittel, innerhalb ſechs 
Wochen eine an Eidesſtatt als richtig zu verſichernde ſpe⸗ 
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cielle Nachweiſung daruͤber zu erfordern, welches Einkom⸗ 
men nach Hufen, Haushaltungen und Perſonen er zur Zeit 
wirklich beziehe, eingetheilt nach Real-, Perſonal-Leiſtungen 
und Stolgebuͤhren. Dieſe Nachweiſung ſolle demnaͤchſt durch 
den Landrath der Kirchengemeinde an Ort und Stelle vor⸗ 
gelegt und, wenn fie ſich damit einverſtanden erkläre, vom 
Landrath der Regierung zur Superreviſion und Beſtaͤti⸗ 
gung eingereicht, wenn dieſe nichts zu erinnern finde, in 
ein Regulativ gefaßt und fuͤr die Regierung, den Landrath, 
die Kirche und die Gemeinde ausgefertigt werden. Im 
entgegengeſetzten Fall ſolle durch den Landrath das wahre 
Verhaͤltniß ermittelt und durch die Regierung ohne Zulaſ⸗ 
fung eines Prozeſſes feſtgeſetzt, und bei nachherigen Strei⸗ 
tigkeiten (ſelbſt im Wege eines Prozeſſes) das Reſultat der 
Regierung als alleinige Entſcheidungsnorm angenommen 
werden, ohne auf eine ſonſtige Obſervanz oder auf den Ein⸗ 
wand zu ruͤckſichtigen, daß früher etwas Anderes beſtan⸗ 
den habe und bei Aufnahme des Regulativs vergeſſen wor⸗ 
den. In dem Provinzialrecht ſei auf dieſe Regulative zu 
verweiſen und die allgemeinen Vorſchriften ſeien in die 
allgemeine Kirchenordnung oder in das Allgem, Landrecht 
aufzunehmen. 

Dieſer Vorſchlag der Staͤndiſchen Deputirten iſt von 
der Commiſſion dem Ober⸗Praͤſidium der Provinz mitge⸗ 
theilt, und letzteres hat bereits die betreffenden Koͤnigl. Rex 
gierungen veranlaßt, die Betheiligten zur Erklarung aufzu⸗ 
fordern, ob ſie auf die vorgeſchlagene Art die an Kirchen 
und Kirchenbediente zu leiſtenden Abgaben feſtſtellen laſſen 
wollen, und im Zuſtimmungsfalle die Regulative in der 
vorgeſchlagenen Art feſtzuſtellen und auszufertigen. 

Bis zu der Feſtſtellung dieſer Regulative muß es je⸗ 
doch bei dem §. 16. des Provinzialrechts ſein Bewenden 
haben, weshalb derſelbe, nur mit der einzigen bereits oben 
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gedachten Aenderung in der Faſſung in Nr. 16. des 6. 248. 
aufgenommen iſt. 


Die in der Anmerkung am Schluſſe des Provinzial⸗ 

rechts erwaͤhnten Taxprinzipien, auf welche in den Zuſaͤtzen 
29. 44 und 117 Bezug genommen worden, ſind bis jetzt nicht 
promulgirt worden. Das Ober: Landesgericht zu Inſterburg 
hat daher Veranlaſſung genommen, in einem Publikandum 
vom 28. Auguſt 1816 für die Gerichte feines Departe⸗ 
ments Vorſchriften uͤber die Aufnahme bei Taxen ſtaͤdtiſcher 
und kleiner ländlicher Grundſtuͤcke zu erlaſſen. 
Bei der Berathung des Provinzialrechts mit den 
Staͤndiſchen Deputirten iſt die Feſtſtellung von Taxprinzi⸗ 
pien für ſtaͤdtiſche und kleine ländliche Grundſtuͤcke für ein 
dringendes Beduͤrfniß erachtet, und darauf angetragen, daß 
die von dem Ober⸗Landesgerichte zu Inſterburg bisher an⸗ 
gewandten Abſchaͤtzungsgrundſatze dem Provinzial-Land⸗ 
tage zur Prüfung vorgelegt werden moͤchten. Dieſelben 
ſind deshalb von der Commiſſion einer allgemeinen Durch⸗ 
ſicht unterworfen, und in der von der letzteren beantragten 
Faſſung dem revidirten Entwurfe des Provinzialrechts bei⸗ 
gefuͤgt. 
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Verweiſung 


der Zufäge des Oſtpreußiſchen Provinztalrechts 


auf die 95 des revidirten Entwurfs. 


A IE = 9. 1—3. 


€ 


„» 22 


„„ Er rer er, 


2. 3. 4. find bees of. Motive S. 1 und 2. 
5. iſt in Folge des Edikts vom 9. Oktober 1807 


ausgeſchieden. 
6. 5 . . 0 = $. 100. 
% ; 3 > 4 he » 56—61, 75. 
8. = 63. 
9 und 10. ſind 25 Folge des Kultur⸗Edikts vom 


14. September 1811 ausgeſchieden. 
11, . 


12. . . 2 2 an 
13, a 1 50. 
14. 3 > N 8 „39. 
FFC 4. =. >00 

9. 9. une: 
16. 29. 
17. 32. 55. 
18. » 53. 102. 
19. 54. 
20. 62. 
2. 85. 
2a 9 5 n 0 R Di: : mag 
23. iſt auf den Antrag der Stände ausgeſchieden. 
a eu 
25. = k 2 R N = 66. 
26, R 8 2 8 . » 67. 
27 s 68. 69. 
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Zuſatz 28. iſt in Folge des Edikts vom 9. Oktober 180% 
ausgeſchieden. 


„ „ 


„ „„ „„ 


2% 
30. 
31. 
32. 
33. 
34. 
35. 


56, 
57, 
58. 
59 


iſt ausgeſchieden. 


+ + 
— * 


60. if ausgeschieden. 


„ 


6. 70. 154. 155. 
136. 

„ 162— 164, 
165. 
166 — 169. 
170. 


el. Motive Seite 73. 


9. 171-173. 
178 — 180 
181. 
182. 
174. 
175. 
176. 
183187. 
188. 
189. 
190. 
191. 
„192. 
193. 

» 194; 
195, 
196. 

4 197% 
198. 
199. 
200. 
161. 
201. 
202. 


ol. Motine Seite 95 


Zuſatz 61. 


wenn 


„ 


62. 


63. 


76. 


78. 


89. 


mu = 
8. 


iſt anale. cf. Motive Seite 9. 
: $ 


. 
* 
* 
s 
„ 
5 
= 


203. 
» 204, 


206. 
205. 
205. 
207— 209. 
210. 211. 
71. 

72% 

74. 

76. 107. 
77. 

134. 
57 — 61. 


F. 1. iſt 8 al. Motive Seite 26. 


9. 2. 3. 8. 


78. 
73. 79. 


ift durch das Geſeg vom 26. Juni 1834 auf⸗ 


gehoben. 
DR 9. 


98. Nr. 1. 
80. 


Si musgcöiten el. Motive Seite 28. 


9. 


5 
3 
s 
5 


= 


158. 
159. 
67. Nr. 2. 
83. 
84. 
82. 


„ iſt in Folge des Edikts vom 29. März 1808 


ausgeſchieden. 
iſt als uͤberfluͤſſig eudgeihleben. 


90 und 91 * ſind u. cl. Motive S. 49. 


92. 


9. 


138. 


. 
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93. P 
94. 5 1209. 
95. 0 9 f 5 a 135. 
Be ae » 138; 139. 
N ee 140 — 150. 
e 7. 
97, iſt ausgefallen. 
98. * 130. 
99. 137. 
100. iſt alain l. Motive Seite 50. 
101. er DR 
IE = Tasse. 3: Ger 133. 
A 132. 
SWG = 98. Nr. 2. 
105. 8 125. 
106. i in Folge des Edits vom 9. Oktober 1807 
ausgeſchieden. 


107. iſt in Folge des Edikts vom 15. Januar 1814 
ausgeſchieden. 

108—115 find durch das Edikt vom 9. Oktober 1807 
aufgehoben. 

AR Ye . 9. 127. 

117 119 find bürc das Edikt vom 9. Oktober 1807 
aufgehoben. 

120. * 8 5 6. 126. 

121 — 123 find durch das Edit vom 9. Oktober 1807 
aufgehoben. 

124 — 126 find durch die Staͤdteordnung aufgehoben. 

127 iſt durch das Edikt vom 11. Maͤrz 1812 
F. 29. aufgehoben. 

128 — 130 find durch die Staͤdteordnung aufgehoben. 

131 — 135 find in Folge der Geſetze vom 2. Novbr. 
1810 und 7. September 1811 ausgeſchieden. 

180 8 Se 40 eng 10551208. 
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Zusatz 137. $. 109. 
138. 106. 
130 90. 
140. 91. 
141. . 5 . 4 92. 
142. ee . = 98, 
143. 94. 
144. 5 95. 
145. 8 97. 
146. = 96, 
147. 110. 
„148. 111. 
149. 113. 
150. » 114. 
„ 1 115. 
152. » 116. 
153. 117. 
154. 118. 
„155. 119. 
156. 120. 
157. „121. 
158. 0 et 122. 
159. RESTE 8 8 „123. 
160. 124. 
161. 8 . 8 3 = » 103. 
162. > 8 ir 2 8 „104. 
„163. iſt in Folge des Geſetzes vom 1. Juli 1823 


wegen der Provinzialſtände ausgeſchieden. 
164 — 171 find in Folge des Edikts vom 9. Okto⸗ 
ber 1807 ausgeſchieden. 
172 iſt ausgeſchieden. ef. Motive Seite 96. 
178 iſt ausgeſchieden. of. Motive Seite 96. 
174. 0 5 „ 5 8 6. 212. 
175 iſt ausgeſchieden. ef. Motive Seite 98. 
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Zuſatz 176. 1 8 m 5 © 6. 213. 
„ 8 1 R x E « 2114 
178. . 6 3 R 215. 
s 17. . x 5 4 5 + 216, 
„180. N 217. 
1.81. iſt ausgefihieben, of. Motive Seite 100. 
182. 2 8 5 d 6 AR 
Fr 183187 fi 55 N ek. Motive Seite 

100. 101. 

„188. 2 3 z . . 6. 219. 
189, 2 2 220. 
190. iſt enttete. ef. "Motive Seite 102. 
„ 1. 8 8. 221. 
192. iſt naddalca. ch. Motive. Seite 103. 
193. 1 E 2 . 6. 222. 
1094. € 2 = 2 8 223. 
„195. 8 8 . . . 224. 
. 3 2 . 226. 
197. f. 1—7 a * 227. Nr. 1-7. 
8 H. Bea Sit am se 820 sa ar DR 
198. . . . 228. 
„199. if ausgefäleen. el. "Motive Seite 109. 
„200. 5 N D 8 3 9. 229. 
201. a 8 ® 75 5 230. 
202. * i d n e i 
203. 8 1 5 232. 
204. iſt außgeihicben, ef. Motive Seite 113. 
„ 20% re Tue 
206. 2 € 5 1 * 234. 
29 5 0 « 5 » 235. 
208. 236. 
209. 4 8 . * n IH 
210. 5 e 1 5 R 238. 
2 . SHE a . 1 239. 
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EEE ne 
„ MS 8 weh = 2 = 248, 
» 214. 5 5 5 241. 
25 iſt Sede deder cl. "Motive Seite 121. 
„ü 
218. 8 . 2 243. 
A. iſt auoh ol. Motive Seite 126. 
> RE e e . 9. (244. 
„. 8 5 2 . * 245. 
» 22. . Pi „247. 
223. iſt enägefhieben. ef. Motive Seite 129. 
BRD, sin iges 5. 22. 
2 iſt ee ef. Motive Seite 130. 
er, 4-49. 
„227. iſt als allgemeines Lange ausgeſchieden. 
RE . 20 28. 
„ 9. . 419. 
230. iſt in n Folge des Cbikts vom 29. Maͤrz 1808 

ausgeſchieden. 


Nn 


231. iſt in Folge des Reglements vom 28. Dezember 
1810 ausgeſchieden. 


BEI ne ub 85 30-38. 
233. iſt auf den Antrag ir Stände ausgeſchieden. 
8 Be, 177.03 


235. ift in Folge des 6. 192 des Landſchafisre⸗ 
glements vom 24. Dezember 1801 ausge⸗ 
ſchieden. 

236. iſt wegen Aufhebung des Oſtpreuß. Staats⸗ 
Miniſteriums ausgeſchieden. 

237. 238. a ausgefallen. 

239. re ee Re 

240, 1 40. 

24. ii in Folge des Geſetzes vom 7. Juni 1821 
ausgeſchieden. 


